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Ich freue mich, Ihnen den Bericht 
der Wiener Umweltanwaltschaft 
(WUA) für den Zeitraum 2008/2009 
vorlegen zu können. Das Dokument 
wendet sich in erster Linie an poli-
tische EntscheidungsträgerInnen, 
aber auch an Kooperationspartner
Innen in der Verwaltung, der Wis-
senschaft und unter BürgerInnen, 
an NGOs und Wissenschaft. 

Die Aufgaben und Ziele der WUA sind sowohl durch die Vor-
gaben des Wiener Umweltschutzgesetzes 1993 definiert, als 
auch aus dem obersten Ziel „höchste Umwelt- und Lebens-
qualität für Wien“ entwickelt. Die Arbeitsschwerpunkte verän-
dern sich mit den Herausforderungen, stehen aber immer im 
Bezug zur nachhaltigen Entwicklung Wiens mit einem starken 
stadtökologischen Standpunkt. 

An der Breite und Komplexität der bearbeiteten Themen ist 
klar ersichtlich, dass wir unsere Ziele für die Umwelt- und Le-
bensqualität der Menschen in Wien nur in vernetzter Arbeit 
sowie gemeinsam mit mündigen BürgerInnen erreichen kön-
nen. Ich bedanke mich daher bei allen PartnerInnen, die mit 
uns im Sinne von Umweltqualität und Nachhaltigkeit koope-
rieren und mit denen wir gemeinsame Umweltanliegen verfol-
gen und durchsetzen können.

Die WUA hat sich zusätzlich zu den traditionellen Aufgaben-
gebieten wie Naturschutz, erneuerbare Energien, Umwelt-
management und Abfallwirtschaft auch in dieser Arbeitsperi-
ode mit den Herausforderungen für Wien in dem Bereich 
nachhaltige Stadt beschäftigt. Die globalen Rahmenbedin-
gungen werden auch für wohlhabende Städte wie Wien 
schwieriger. Die Verknappung von Energie und Ressourcen 
bringt zwar einen großen Aufschwung für neue Umwelttech-
nologien – man denke nur an die Fernkälte – und damit mehr 
Energieeffizienz, wenn aber die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen in der bestehenden Form aufrecht erhalten wer-
den, ist die Folge, dass Technologiesprünge und Effizienz-
maßnahmen an anderer Stelle im System wieder „verbraucht 
werden“. Die eigentliche Herausforderung besteht daher in 
einer echten Restrukturierung zur Nachhaltigkeit. Das heißt, 
dass eine Entkopplung von Wohlstand und Lebensqualität 
von Ressourcenverbrauch erstmals dringend notwendig wird. 
Der Fragenkomplex „Wie hält Wien den in vielen Studien do-
kumentierten Vorsprung in Umwelt- und Lebensqualität un-
ter geänderten Rahmenbedingungen?“ bleibt weiter ein zen-
traler Arbeitsschwerpunkt. Tatsache ist, dass Menschen in 
Wien aufgrund effizienter Strukturen für die städtische Mobi-
lität, der höheren Dichte und der Energieaufbringung „nach-
haltiger“ leben können als in anderen Teilen Österreichs. An 
diesem Ziel und den dazugehörigen Einzelprojekten arbeiten 
alle MitarbeiterInnen der WUA hochmotiviert mit.

Besonders intensiv waren im Berichtszeitraum die Aktivitäten 
gegen den Ausbau der Atomkraft in Europa. Der Weiterbe-
trieb von alten Kernkraftwerken sowie die Errichtung von Re-
aktoren im Nahbereich von Wien, wie in Mochovce oder Te-
melin, bergen ein hohes Risiko und zeigen, dass das Engage-
ment Wiens sowohl in fachlicher als auch in politischer Hin-
sicht wichtig ist. Mit mehr als 204.000 Unterschriften gegen 
die Fertigstellung von Mochovce 3 und 4 hat die Wiener Anti-
Atomarbeit eine starke Bestätigung erfahren.

Auch in diesem Berichtszeitraum haben wir die Erfahrung 
gemacht, dass die fachliche Arbeit der WUA grundsätzlich 
geschätzt wird. Auch wenn unsere Vorschläge, Ansichten 
und Standpunkte selbstverständlich unseren Zielen und Auf-
gaben entsprechen und nicht immer Mehrheitsmeinung 
sind, erhalten wir häufig positives Feedback zu unseren In-
halten, was mich natürlich besonders freut und das ganze 
Team motiviert. Im Vorfeld von naturschutz- und baubehörd-
lichen Verfahren werden Anliegen der WUA vielfach bereits 
in der Planungsphase integriert. Durch die frühzeitige Einbin-
dung der Umweltanwaltschaft bei konfliktträchtigen Themen 
und Fällen gelingt es häufig, kritische Punkte schon im Vor-
feld abzuklären und gemeinsam gute Lösungen im Konsens 
zu erarbeiten. Dadurch ist es die Ausnahme, dass die WUA 
zum Mittel der Berufung und Beschwerdeerhebung greifen 
muss – manchmal wird der Schritt allerdings notwendig.

Im Berichtszeitraum konnten wir die direkte Kommunikation 
mit den BürgerInnen erweitern und haben auch unsere Infor-
mationstätigkeit im Internet verstärkt. Auch mit der bürger-
nächsten Ebene der Kommunalpolitik besteht gute Zusam-
menarbeit. Erwähnen möchte ich besonders die Kooperation 
mit BezirksvorsteherInnen in der Solaraktion. 

Ich werde mich freuen, wenn der Bericht wieder möglichst 
viele LeserInnen findet und hoffe, dass er auch abseits der 
Tagesaktualität verwendet wird. Ich danke den Landtagsab-
geordneten aller Fraktionen für ihr Interesse an Umweltthe-
men und an der Arbeit der WUA und ich lade Sie ein, sich 
laufend über unsere Tätigkeit zu informieren, sei es direkt, 
über unsere Website www.wua-wien.at oder unsere Zeitung 
„umweltstadt“ .

Ich danke besonders meinem motivierten Team, das gemein-
sam mit mir die Tätigkeit der Wiener Umweltanwaltschaft mit 
Sinn, Leben und Inhalten erfüllt und gestaltet.

Mag.a Dr.in Andrea Schnattinger
Wiener Umweltanwältin
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Die Wiener Umweltanwaltschaft (WUA) wurde durch das 
Umweltschutzgesetz 1993 als weisungsfreie und unab-
hängige Einrichtung des Landes Wien geschaffen. Das 
oberste Ziel der Umweltanwaltschaft ist, im Sinne der Wie-
ner Bevölkerung, die Interessen des Umweltschutzes zu 
vertreten und zu wahren. Sie reagiert mit fachkundiger In-
formation und Beratung auf Anfragen und Beschwerden 
der Wienerinnen und Wiener. Die WUA arbeitet in engem 
Dialog mit vielen KooperationspartnerInnen für die Um-
weltqualität in Wien. Auf allen Ebenen setzt sie sich strate-
gisch für den Vorsorgegedanken im Umweltschutz ein. 

Im Berichtszeitraum erschienen sechs Ausgaben der Pu-
blikation „umweltstadt“ und regelmäßige Newsletter. Die 
Homepage der WUA unter www.wua-wien.at verzeichnete 
im Berichtszeitraum hohe Zugriffszahlen, vor allem in den 
Bereichen „Atomschutz“ und „Energie“. Der Internetauf-
tritt der WUA unter www.wien.at wurde im Jahr 2009 auch 
in englischer Sprache erarbeitet und publiziert.

In den Jahren 2008 und 2009 behandelte die WUA 2.318 
protokollierte Akte und zahlreiche nicht protokollierte 
Auskünfte. 

Stadtökologie

Ein Schwerpunkt wurde zum Thema „Biodiversität – vielfäl-
tige städtische Lebensräume“ gesetzt. Durchgrünte Städte 
sind artenreich. Auch im Sinne der Abmilderung der Aus-
wirkungen des Klimawandels setzt sich die WUA für die zu-
sätzliche Begrünung von Fassaden und Dächern ein.

Will man einen weiteren Anstieg des Stromverbrauchs 
durch Kühlung stoppen, muss sowohl in der Gebäudesa-
nierung als auch im Neubau auf Sommertauglichkeit von 
Gebäuden mehr Wert gelegt werden. 

Schwerpunkt ist auch weiterhin die Verbesserung der Be-
dingungen für FußgängerInnen und RadfahrerInnen sowie 
der Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum. 

Naturschutz

Der beliebte Gstett’nführer wurde aktualisiert und neu auf-
gelegt und vom ORF als Basis für einen Universum-Film 
verwendet. Bei einigen Bauprojekten konnte die WUA ge-
meinsam mit AnrainerInnen für die Erhaltung von Baum-
bestand sorgen. Große naturschutzrelevante Projekte wa-
ren das „Flussbauliche Gesamtprojekt Donau östlich von 
Wien“, ein Vergleich der Möglichkeiten der „Ausgleichsre-
gelungen im Naturschutz“ und die Erarbeitung eines Posi-
tionspapiers zur „Lichtverschmutzung“. 

Zum Thema „Vogelanprall an Glasflächen“ konnten so-
wohl eine Fachtagung für OrnithologInnen als auch eine 
Anwendertagung für PlanerInnen und ArchitektInnen ab-
gehalten werden. 

Neu sind Informationen zum Thema „Swimmingpools als 
Tierfallen“ und Maßnahmen dagegen.

WUA als Atomschutzbeauftragte Wiens

Das Kernkraftwerk Mochovce in der Slowakei soll nach 
den Wünschen der Betreiber um die Reaktoren 3 und 4 
erweitert werden. Die WUA hat sowohl im Vorverfahren, als 
auch im grenzüberschreitenden UVP-Verfahren den Aus-
bau abgelehnt. Für die öffentliche Auflage wurden Bürger
Inneninformationen erstellt, die letztlich dazu geführt ha-
ben, dass mehr als 204.000 WienerInnen gegen das Pro-
jekt Stellung bezogen haben. Zusätzlich nahm die WUA an 
UVP-Verfahren zu Kernkraftwerken in Rumänien, Finnland 
und Litauen teil. 

Im Auftrag der WUA wurden Studien zum „Ausbau des 
KKW Temelin“, zu „Internationalen UVP-Verfahren von 
KKW“ und zur „Rückkehr des Uranabbaus nach Europa“ 
erstellt. 

Um laufende Infos über die Kernkraftwerke in den Nach-
barstaaten zu erhalten, nimmt die WUA an den Nuklearex-
pertInnentreffen teil.

Bürgerservice 

Im Berichtszeitraum wurden 359 protokollierte Anfragen 
und Beschwerden, die fast zur Gänze innerhalb von 3 Ta-
gen erledigt werden konnten, in der WUA bearbeitet. Zu-
sätzlich war festzustellen, dass zu bestimmten Themen 
sehr viele einzelne BürgerInnen sowie Bürgerinitiativen 
Kontakt mit der WUA suchten. Häufig wurden die Themen 
bei persönlichen Gesprächen in der WUA erörtert. Wich-
tige Themen waren: Naturschutz (Amphibien, Falken, Bi-
ber, Hamster), Baumschutz, Grünraum (Innenhöfe, Park-
anlagen), Mobilfunk, Energie und Lärm.

Gemeinsam mit den Bezirken wurden kostenlose Solar-In-
foabende für insgesamt etwa 700 interessierte BügerInnen 
angeboten. Zusätzlich wurden auf der Messe Bauen & En-
ergie etwa 2.000 BesucherInnen informiert.
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Kooperation mit BezirksvertreterInnen

Die WUA hat im Berichtszeitraum zahlreiche Einladungen 
zu Sitzungen der Umweltausschüsse und Bauausschüsse 
in Wiener Bezirken wahrgenommen und Gespräche mit 
BezirksvorsteherInnen zu speziellen Umweltanliegen im 
Bezirk geführt. Schwerpunkte waren Flächenwidmungen, 
Baumschutz, erneuerbare Energien, Lärm, Mobilfunk und 
Verkehr.

Round Table NGOs

Im Berichtszeitraum hat die WUA alle interesssierten 
NGOs zum Austausch zu diversen Umweltthemen eingela-
den. Themen waren unter anderem Donauausbau, Abfall, 
Umweltinformation, UVP und Anti-Atomarbeit.

Dialogforum Flughafen

Schwerpunkt war die begleitende Kontrolle zur Einhaltung 
der Mediationsvereinbarungen für die UVP 3. Piste. 

Das Dialogforum hat die Aufgabe über das Mediationsver-
fahren hinaus die Kommunikation und Diskussion zwi-
schen den Interessensgruppen fortzusetzen (Bürgerinitia-
tiven, Länder, Gemeinden, Umweltanwaltschaften, Flug
hafen).

Ressourcenmanagement PUMA, KLIP und 
ÖkoKauf

Im Rahmen von PUMA werden seit 2008 die Dienststellen 
dabei begleitet, ihre spezifischen Dienstleistungen und 
Produkte zu ökologisieren. Die Umsetzung der allgemein 
gültigen Umweltmaßnahmen bleiben natürlich aufrecht. 

Die WUA hat intensiv an der Erstellung des neuen Kli-
maschutzprogramms (KLIP II) mitgearbeitet, das Ende 
2009 vom Wiener Gemeinderat beschlossen wurde. Mitar-
beiterInnen der WUA leiten die Ökokauf-Arbeitsgruppen 
„Elektrische Geräte“, „Baustellenumweltlogistik“, „Desin-
fektion“ und „Nanotechnologie“.

Seitens der WUA wurden zusätzlich Schwerpunkte zu den 
Themen Vermeidung von PVC, Gentechnik und zu fairer/
nachhaltiger Produktion gesetzt.

Energie

Die WUA hat eine Initiative gesetzt um die Vereinbarkeit 
von Stadtbildanforderungen, Denkmalschutz und Solaran-
lagen zu verbessern. 

Um Möglichkeiten der Anwendung von Solarthermie in 
städtischen Strukturen zu untersuchen, wurde vom Aus-
trian Institute of Technology eine Studie erstellt.

Zur Ökologisierung des MIV hat die WUA die Aufnahme 
des Themas Elektromobilität in das KLIP II betrieben.

Umwelt und Gesundheit

Ein Positionspapier zur Nanotechnologie wurde ausgear-
beitet. Die Desinfektionsmitteldatenbank WIDES fand 
große Resonanz beim Fachpublikum und konnte im Sep-
tember 2009 sogar im Internet frei geschaltet werden. 

Zum Thema Mobilfunk und verwandte Technologien wurde 
ein aktuelles Expertengutachten eingeholt.

Vernetzung der Umweltanwaltschaften 	
Österreichs

Im Rahmen des Netzwerks hat die WUA gemeinsame Stel-
lungnahmen/Positionspapiere der UmweltanwältInnen ko-
ordiniert, z. B. zum UVP-Gesetz und zur Biomassenutzung.

Begutachtung und Verfahren

Die WUA hat im Berichtszeitraum zahlreiche Stellungnah-
men zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen abgegeben. 
Die WUA war in 795 Verfahren nach der Wiener Bauord-
nung (Flächenwidmungs- und Bebauungspläne, Lüftungs-
anlagen, Grundabteilungen), 146 Verfahren nach dem 
Wiener Naturschutzgesetz und 83 Verfahren nach dem 
Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz eingebunden. Zusätz-
lich wurden einige UVP-Verfahren und UVP-Feststellungs-
verfahren sowie Verfahren nach dem AWG bearbeitet.

Budget

Der Wiener Umweltanwaltschaft standen in den Jahren 
2008 und 2009 jeweils 245.000 Euro zur Verfügung. 





ARBEITSSCHWERPUNKTE – 
WICHTIGSTE PROJEKTE
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Arbeitsschwerpunkte – wichtigste Projekte01

Biodiversität

Biodiversität in der Stadt – ein wesent-
licher Faktor der Lebensqualität

Die WUA setzt sich mit dem Thema Artenvielfalt (Biodiversi-
tät) in der Stadt in einem laufenden Diskurs vor allem mit 
Wissenschaft und Verwaltung auseinander. Zu diesem Kern-
thema sind viele Einzelinitiativen und konkrete Projekte der 
WUA entstanden, sodass wir in diesem Bericht aus diesem 
Grund und aus Anlass des Internationalen Jahres der Biodi-
versität auch die Hintergrundgedanken ausführen wollen. 

Unsere Städte sind die zentralen Experimentier- und Erfah-
rungsräume für das Zusammenleben von Mensch und Na-
tur. Die urbane Artenvielfalt leistet einen signifikanten Bei-
trag zur Lebensqualität einer zunehmend durch Städte ge-
prägten globalen Gesellschaft. 

Eine artenreiche Tier- und Pflanzenwelt hat die besten Chan-
cen, sich an veränderte Umweltbedingungen anzupassen. 
Vor dem Hintergrund eines globalen Klimawandels mit ex-
tremen Umgestaltungen von Lebensräumen in kürzester 
Zeit ist dies von besonderer Bedeutung. 

Die Biodiversität – die Vielfalt der Gene, Arten und Ökosy-
steme – ist eine grundlegende Strategie der Natur und Be-
gründung für die Existenz von Leben. Sie ist eine Art „Le-
bensversicherung“ der Natur und auch der Mensch ist auf 
die Natur und ihre Biodiversität angewiesen.

Wodurch ist Biodiversität bedroht?

Die Veränderung von Lebensräumen durch Baumaßnahmen 
sowie land- und forstwirtschaftliche Nutzungsänderungen, 
kann wertvolle Lebensräume zerstören.
Durch Stoffeinträge in Lebensräume und die Erhöhung des 
Nährstoffangebots werden generell die Lebensbedingungen 
von Wasser- und Bodenlebewesen sowie der Vegetation ver-
ändert. Dünger, Pestizide, hormonaktive Substanzen, Schad-
stoffimmissionen aus Industrie und Verkehr tun ein Übriges.

Die Folgen von Industrialisierung und Globalisierung haben 
große Auswirkungen auf die Artenvielfalt. Emission von 
Treibhausgasen und der Ozonabbau verursachen einen glo-
balen Klimawandel mit gravierendem Einfluss auf die Ver-
breitungsgebiete von Pflanzen und Tieren. 3° C Tempera-
turerhöhung bedeuten 30 % Artenverlust. Lichtemissionen 
von Straßenbeleuchtungen und Anstrahlungen von Bauwer-
ken und Werbeeinrichtungen ziehen nachtaktive Insekten 
aus ihren Lebensräumen ab und irritieren Zugvögel.

Diesen Gefahren wirkt Wien mit vielfältigen Maßnahmen 
entgegen.

Wichtige Beiträge zur Erhaltung der 	
Biodiversität in Wien auSSerhalb der WUA 

Das Netzwerk Natur ist ein Programm der MA 22-Wiener 
Umweltschutzabteilung, ist im Wiener Naturschutzgesetz 
verankert und hat die dauerhafte Erhaltung der Vielfalt in 
Wien zum Ziel. Naturschutzfachliche Konzepte (Arten- und 
Lebensraumschutzprogramme) für prioritär geschützte Ar-
ten und Lebensräume werden in einer Kooperation mit den 
Bezirken, der MA 49-Forstamt und Landwirtschaftsbetrieb 
der Stadt Wien, MA 42-Wiener Stadtgärten und MA 45-Wie-
ner Gewässer, Vereinen und der Bevölkerung umgesetzt. 
Pflegepläne für Trockenwiesen, die Anlage von Lesestein-
haufen in Weingärten und die begleitende Aufnahme und 
Überwachung seltener Arten und Lebensräume sind kon-
krete Beispiele für Aktivitäten des Netzwerks Natur. Die Bro-
schüre „Wohnservice für Wildtiere“ bietet wertvolle Anlei-
tungen für den Artenschutz in Wien. Ein jährlich abgehal-
tener Tag der Artenvielfalt ergänzt das Bildungsangebot.

Wald- und Wiesenpflege durch die MA 49-Forstamt und 
Landwirtschaftsbetrieb der Stadt Wien sichert den Lebens-
raum für mehr als 5000 höhere Tier- und über 2000 Pflan-
zenarten. Die Erhaltung des Wiener Grüngürtels mit den für 
die Biodiversität so wichtigen Gebieten wie Nationalpark Lo-
bau, Biosphärenpark Wienerwald (z. B. Lainzer Tiergarten) 
oder Bisamberg erfordert ein besonderes Verständnis dieses 
Themas. So kommen zum Beispiel nahezu alle Spechtarten 
Europas in hoher Individuenzahl am Wiener Wilhelminen-
berg vor. Das Angebot an abgestorbenen Ästen, in denen 
sie  zahlreiche Insekten vorfinden und morsche Bäume als 
Nistplätze, fördern diese Artenvielfalt. Auch der hohe Anteil 
an Biolandbau fördert die Biodiversität. 

Dachbegrünungen werden von der MA 42-Wiener Stadtgär-
ten, gefördert. Die Höhe der Förderung richtet sich nach der 
Höhe der durchwurzelbaren Aufbaudicke der neu be-
grünten Dachfläche.

Städtische Lebensräume

Der Lebensraum Stadt bietet, sofern eine entsprechende 
Durchgrünung gegeben ist, durchaus Vorteile für Arten. An 
der Übergangszone zwischen Stadt und dem umgebenden 
Grünland ist die Artenvielfalt höher als im landwirtschaft-
lichen Gebiet selbst. Viele Wildtiere haben sich angepasst 
und kommen mit dem Menschen und städtischen Strukturen 
nicht nur zurecht, sondern werden auch gefördert. Der Weg-
fall von Jagd und diversen Pestiziden sowie die Vielfalt von 
Gärten und Stadtlandschaften schaffen auch vielfältige Le-
bensräume. Gefahren sind aber zum Beispiel große Straßen, 
ausladende Glasstrukturen oder Glasgebäude sowie zu viel 
und falsche Beleuchtung. Diese Fehlentwicklungen erfordern 
Abhilfemaßnahmen, für die sich die WUA massiv einsetzt. Im 

STADTÖKOLOGIE
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Stadtökologie 

Jahr 2050 werden zwei Drittel der Weltbevölkerung in Städ-
ten leben, was durchaus Vorteile für die Biodiversität bringen 
kann, sofern die Fußabdrücke nicht zu groß werden, sprich 
die Ressourcen, die die Städte außerhalb ihrer Grenzen ver-
brauchen nicht zu hoch sind. Das heißt, dass Städte, die eine 
energieeffiziente, nachhaltige Lebensweise ermöglichen auch 
positiv für die Biodiversität wirken.

Zusätzliche Lebensräume in der Stadt – Win-
Win Situation für Mensch und Biodiversität 

Problemstellung Klimawandel

Großstädte weisen mit ihrem hohen Bebauungs- und Ver-
siegelungsgrad eine große Wärmespeicherkapazität auf. 
Während sommerlicher Hitzewellen können durch den so 
bedingten „Wärmeinseleffekt“ die innerstädtischen Tempe-
raturen bis zu 10° C über jenen des umliegenden Grün-
landes liegen. Insbesondere die nächtliche Abkühlung fällt 
in solchen Wärmeinseln deutlich geringer aus. Gerade diese 
ist jedoch für die Erholung des menschlichen Organismus 
nach einem Hitzetag besonders wichtig. 

Wien weist auf Grund des Grüngürtels eine relativ gute 
nächtliche Durchlüftung auf. Dennoch bauen sich zwischen 
Stadtzentrum (Messstelle Innere Stadt) und Stadtrand (Ma-
riabrunn) an heißen Tagen bis zum Abend Temperaturun-
terschiede von bis zu 7° C auf. Der Klimawandel wird solche 
Phänomene zusätzlich verstärken und in Städten somit eine 
gewisse Beschleunigung erfahren. In den letzten 23 Jahren 
gab es in der Innenstadt um 28 % mehr Hitzetage als auf 
der Hohen Warte. Eine der einfachsten Möglichkeiten der 
sommerlichen Überwärmung von Städten und der damit 
einhergehenden Beeinträchtigung des thermischen Kom-
forts im Innen- und Außenraum zu begegnen, ist die syste-
matische Durchgrünung von Städten.

Grüne Dächer und Fassaden als Lebensraum und 
Kühlung

Da Freiflächen in Städten generell ein sehr begrenztes Gut 
sind, müssen Alternativen zu den „klassischen Arten der Be-
grünung“, wie Baumpflanzungen, Parkanlagen und gestalte-
te Innenhöfe genutzt werden und vertikale und horizontale 
Freiflächen an Gebäuden zusätzlich begrünt werden. 

Jede Art des Grünraumes unterstützt auch die Ansiedlung 
von Tieren, wobei man durch entsprechendes Design und 
Pflanzenauswahl, gezielt die Ansiedelung heimischer Pflan-
zen und damit auch Tiere fördern kann. Vor allem vertikale 
Strukturen (Fassadenbegrünungen) bieten vielen Vögeln 
ideale Nistplätze. Nicht zuletzt können Gründächer, sofern sie 
begehbar ausgestaltet werden, den HausbewohnerInnen als 
grüner Erholungsraum in unmittelbarer Nähe dienen, welcher 
der Qualität von Gärten durchaus gleichgesetzt werden darf. 

Wien weist trotz hohem Grünraumanteil noch ein großes Po-
tential für Begrünung in dicht verbauten Gebieten auf. Eine 
erste Abschätzung errechnet, dass die Begrünung der zur 
Verfügung stehenden Dachflächen an heißen Tagen schon 
zu einer Temperatursenkung um 5° C im städtischen Gebiet 
führen könnte. Bäume haben durch ihre Beschattungs-
funktion und die hohe Verdunstung bei ausreichendem 
Wasserangebot eine kühlende Wirkung. Dieselbe Tempera-
tur wird im Schatten eines Baumes angeblich subjektiv nur 
halb so hoch empfunden wie in der prallen Sonne. Grünflä-
chen ab einer Größe von 1,6 Hektar kühlen auch das Um-
feld von einigen 100 m um die Grünfläche. Die Beschattung 
von Gebäuden durch Pflanzen hat zudem positive Effekte 
auf das Innenraumklima und kann im Idealfall sogar Kühl
energie einsparen. Sogar Bäume, die in Containern um 
Häuser platziert wurden, sparten 7 bis 40 Prozent der Kühl
energie in den Gebäuden ein. Wenn man bedenkt, dass ein 
Gutteil des jährlichen Stromverbrauchszuwachses auf Ge-
bäudekühlung entfällt, sollte diese natürliche Kühlungs-
möglichkeit – mit umfassenden Komfortgewinn – genutzt 
werden.

Eine verpflichtende Dachbegrünung unter definierten Be-
dingungen und unter Festlegung von ökologischen Min-
destkriterien, eine Förderung vertikaler Begrünungen und 
eine stärkere Einbindung der Bevölkerung, die sich häufig 
mehr Grün wünscht, könnten neue Impulse für eine ökolo-
gische Stadtentwicklung in Wien setzen.
 
Die Initiativen der WUA werden auf den näch-
sten Seiten in den Einzelthemen zu Stadtökolo-
gie und Naturschutz genauer ausgeführt!



Klimawandel

Klimawandel-Anpassung

Die österreichische Bundesregierung hat sich das Ziel ge-
setzt, unter der Federführung des Lebensministeriums bis 
zum Jahr 2011 eine nationale Anpassungsstrategie an den 
Klimawandel zu erarbeiten (siehe auch www.klimawandel
anpassung.at/nationale-anpassungsstrategie/). Die Wiener 
Umweltanwaltschaft (WUA) war bisher in alle vorbereiten-
den Workshops des Ministeriums als Teilnehmerin einge-
bunden und ist auch Mitglied im Beteiligungsprozess, in 
dem die sogenannte organisierte Öffentlichkeit (Länderver-
treter, Kammern, Umweltorganisationen etc.) fachlichen 
Input zur Konkretisierung der Anpassungsstrategie leistet. 
Dabei bemüht sich die WUA insbesondere darum, spezi-
fisch städtische Themen stärker ins Blickfeld zu rücken. 
Dazu gehören die Vermeidung von Wärmeinseln in der 
Stadtplanung, die Anpassung von Baunormen und Gebäu-
desimulationsmodellen an aktuelle und künftige klima-
tische Bedingungen, die Integration von Vorgaben für die 
Sommertauglichkeit von Gebäuden in die Sanierungsför-
derung, die CO2-arme Deckung unvermeidbaren Kühlbe-
darfs oder die Erarbeitung von Alarmplänen zum Schutz 
sensibler Personengruppen bei Hitzewellen. Städtenetz-
werke in Österreich und international haben eine wichtige 
Rolle bei der Klimawandelanpassung und tragen bei, dass 
städtespezifische Themen ausreichend in den Anpas-
sungsstrategien vertreten sind. 

Eindrücke von der URS 2009 in 		
Marseille, einer internationalen Konfe-
renz  zu „Städten und Klimawandel“

Vom 27. – 30. Juni 2009 wurde in Marseille eine Konferenz 
der Weltbank mit VertreterInnen aus 90 Ländern zum 
Thema „Städte und Klimawandel“ abgehalten, an der auch 
eine Vertreterin der WUA teilnahm (siehe auch www.
urs2009.net/). Dort wurde von der Weltbank die Empfeh-
lung ausgesprochen, Städte bei den internationalen Kli-
maschutz- und Klimawandel-Anpassungsverhandlungen di-
rekt als Verhandlungspartner einzubinden. Dies aus fol-
genden Gründen:

1.	 Bis 2030 werden etwa zwei Drittel der Weltbevölkerung 
in Großstädten leben (siehe auch www.earthscan.co.uk). 
Sie sind damit Hauptansprechpartner für Klimaschutz-
maßnahmen. Die Wende zu einer nachhaltigen Gesell-
schaft muss vor allem und in erster Linie in den Städten 
geschehen. 

2.	 Städte sind aufgrund der Bevölkerungsdichte und der 
Dichte an Infrastruktur hoch vulnerabel gegenüber Kli-
mawandelfolgen. Wärmeinseleffekte bei Hitzewellen, 
die Ausbreitung neuer Krankheiten, der Schutz der In-

frastruktur vor klimabedingten Schadensereignissen 
oder Evakuierungsmaßnahmen stellen insbesondere an 
Städte umfangreiche Herausforderungen. 

3.	 Internationale Studien haben gezeigt, dass der Hand-
lungsspielraum auf der kommunalen Ebene bei der Ge-
staltung (Verkehrs- und Raumplanung, Bauordnung, 
Katastrophenschutz etc.) in der Regel sehr hoch ist. Die 
Dichte ermöglicht jedoch Effizienz und hohe Wirksam-
keit von Maßnahmen. Städte sind daher Hauptadres-
saten, sowohl bei der Entwicklung von Klimaschutz- als 
auch Klimawandel-Anpassungskonzepten.

Auswirkungen des Klimawandels 		
auf Gebäude  

Insgesamt haben ArchitektInnen und PlanerInnen in den 
letzten Jahrzehnten häufig bei ihrer Arbeit zuwenig Rück-
sicht auf das lokale Klima genommen. Glasfassaden im 
Büro- oder große unbeschattete Fensterflächen im Wohn-
bau sowie geringe Speichermassen haben wenig sommer-
taugliche Gebäude entstehen lassen, die nur mit energie-
aufwändiger Haustechnik thermischen Komfort bieten.  

In einer Zeit von Klimawandel und Marktverknappungen 
nicht erneuerbarer Energieträger, wie Öl und Gas, ist es von 
essentieller Bedeutung, Gebäude wieder stärker an das lo-
kale Klima anzupassen und dabei auch künftige Verände-
rungen zu berücksichtigen. Es muss „mit“ dem Klima statt 
„gegen“ dieses geplant werden. Bei Berücksichtigung der 
zu erwartenden Erwärmung bedeutet dies z. B. Einplanung 
von Beschattungs- und anderen natürlichen Kühlungsele-
menten, wie Dach- und Fassadenbegrünung.

Rechentools zur Simulation des lokalen Mikroklimas in Ab-
hängigkeit von Vegetation, Gebäudeorientierung und Ober-
flächentemperaturen sollten auch in der Wiener Städtepla-
nung Anwendung finden, um einen optimalen Mix von na-
türlicher Durchlüftung, hellen oder begrünten Fassaden 
und Dachflächen sowie Schatten- und Feuchtigkeitsspen-
dern zu entwickeln, der bestehende Wärmeinseln sanieren 
hilft und neue vermeidet. 

Niederschläge sollten nicht in der Kanalisation landen, son-
dern in hohem Ausmaß zur Verdunstung gebracht werden, 
um in heißen Sommermonaten den damit verbundenen 
Kühleffekt zu nutzen. 

Verkehr

Mit dem Ziel einer Stadt mit hoher Lebensqualität ist das 
Öffentliche Verkehrsnetz vor allem in den künftigen Stadt-
erweiterungsgebieten flächendeckend engmaschig auszu
bauen. 
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Mit einem guten Anschluss an das Öffentliche Verkehrsnetz 
können viele zusätzliche Autofahrten vermieden werden. 
Eine Intervallverdichtung und eine Attraktivierung der Halte-
stellenbereiche (Beleuchtung, Wetterschutz, Fahrradab-
stellmöglichkeit, ...) wird den Umstieg auf Öffentliche Ver-
kehrsmittel fördern. Auch der Ausbau des Straßen-
bahnnetzes sollte vorangetrieben werden.

•	 Begleitet von Geschwindigkeitsüberwachungen, mobi-
len Tempoanzeigen und baulichen Maßnahmen sollte 
die Ausweitung der Tempo-30-Zonen weitergeführt wer-
den. Tempolimits vor Schulen, Kindergärten, Parks, 
Spielplätzen und im Wohnbereich erhöhen das Sicher-
heitsgefühl und der Lebensraum Straße kann wieder 
von den Menschen zurückerobert werden. In neuen 
Stadtteilen sollte man mehr Mut für innovative Verkehrs-
lösungen im Wohnbereich zeigen, wie z.B. das Modell 
des „shared space“ aus Holland oder die “Begegnungs-
zone“ aus der Schweiz.

•	 Im Bereich des Stellplatzregulativs soll es im Falle eines 
Neubaus keine gesetzlich vorgeschriebene Vollausstat-
tung mit Parkplätzen mehr geben. Die geforderten Kfz-
Parkplätze sollen in dafür vorgesehenen Garagen ange-
boten werden. Auch muss der im Garagengesetz gefor-
derte Stellplatzrückbau an der Oberfläche forciert wer-
den, damit der Straßenraum wieder als Lebensraum 
nutzbarer und sicherer wird.

•	 Ein gut ausgebautes Radwegenetz muss fixer Bestand-
teil in einem neuen Stadtteil sein. Ein lückenloser An-
schluss an das bereits bestehende Radwegenetz muss 
gegeben sein. Im Falle eines Neubaus müssen Fahr-
radabstellplätze mit eingeplant werden, die leicht zu-
gänglich (ohne Stufen, steile Rampen, Angsträume) 
und in ausreichender Qualität und Quantität vorhanden 
sind.

•	 Neben der weiterführenden Errichtung gänzlich auto-
verkehrsfreier Zonen (Fußgängerzonen), sollen im Vor-
feld sensibler Nutzungen wie Schulen, Kindergärten, 
Kirchen, Seniorenheime, Krankenhäuser, Parkanlagen 
und Spielplätzen temporäre autofreie Zonen in Straßen-
zügen und auf Plätzen ermöglicht werden. Bei Neupla-
nungen (insbesondere von Plätzen und Geschäftsstra-
ßen) sind Gehsteige großzügiger (mindestens 2 m) zu 
dimensionieren und auf eine Attraktivierung des Fuß-
gängerbereiches zu achten (schattenspendende Be
pflanzungen, Rampen, längere Grünphasen, gute Be-
leuchtung, Sitzgelegenheiten, ...)

Stellplätze/Garagen

Im Laufe der Jahre 2008/2009 wurden rund 55 Akten be-
treffend Stellplätze und Garagen bei der Wiener Umweltan-
waltschaft bearbeitet. Grundsätzlich handelt es sich dabei 
um Anfragen betreffend:

•	 die Errichtung von Pflichtstellplätzen bzw. freiwilligen  
Stellplätzen in Innenhöfen

•	 die Errichtung von Flugdächern in Innenhöfen für das 
Unterstellen von Fahrzeugen

•	 Tiefgaragen verschiedener Größen ( von ca. 8 Stellplät-
zen aufwärts) unter Gebäuden (meistens bei Neu-
bauten), unter Innenhöfen bzw. unter Parkanlagen

•	 die Errichtung von Parkhäusern

Besonderes Augenmerk wird darauf gelegt, dass die Innen-
höfe generell von Pkws freigehalten werden, wenn es die 
örtlichen Gegebenheiten nicht erlauben, das heißt, wenn 
die Zufahrt zu schmal bzw. zu lang ist, wenn die Innenhöfe 
selbst zu klein sind, wenn viele Fenster von Aufenthaltsräu-
men in den Hof hineingehen, wenn Bäume gefällt werden 
müssen. Auch im Falle von der Errichtung von Flugdächern 
in Innenhöfen gelten dieselben Beurteilungskriterien.

Tiefgaragen, die bei Neubauten unter den Gebäuden errich-
tet werden, werden grundsätzlich positiv bewertet, solange 
ein Verkehrsgutachten die Aufnahme des zusätzlichen Ver-
kehrsaufkommens in den bereits existierend Verkehrsstrom 
positiv beurteilt. 

Worldcafe „Radfahren in Wien“

Die WUA organisierte gemeinsam mit dem VCÖ im Oktober 
2009 ein Worldcafe zum Thema „Radfahren in Wien“. 

Rund 30 Fachleute der Wiener Stadtverwaltung (zum Bei-
spiel MA 46-Verkehrsorganisation und technische Verkehrs-
angelegenheiten) und aus der Privatwirtschaft (zum Bei-
spiel Betreiber der Citybikes) diskutierten im Rahmen der 
Veranstaltung über Ansatzpunkte zur Steigerung des Rad-
verkehrs in Wien. 

Der Schweizer Gastvortragende Oskar Balsiger vom Tiefbau-
amt des Kanton Bern stellte durch kontroversielle Beispiele 
dar, wie Radverkehr in Städten erfolgreich gefördert werden 
kann. Daran anschließend diskutierten die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an vier Tischen – in wechselnder Zusam-
mensetzung – unterschiedliche Fragestellungen, Erfah-
rungen und Überlegungen. 



Baumschutz

Bäume haben in der Stadt vor allem für die Bewohner
Innen in der unmittelbaren Umgebung vielfach eine emoti-
onale Bedeutung. Werden Großbauvorhaben wie Tiefgara-
gen angekündigt, bilden sich rasch Bürgerinitiativen, die 
bei der Wiener Umweltanwaltschaft (WUA) technisch-
fachliche und rechtliche Informationen bekommen. 

Am Dr. Karl-Lueger-Platz im 1. Bezirk war unmittelbar ne-
ben einer 1928 gepflanzten Platane eine Tiefgarage ge
plant. Die Bürgerinitiative Luegerplatz fürchtete um den 
Bestand des zum Naturdenkmal erklärten Baumes und 
stellte die vom Bauwerber beigebrachten Gutachten in 
Frage. Weitere Gutachten, die einen drei Meter tiefen Wur-
zelsuchgraben notwendig machten, führten zur Verschie-
bung der Tiefgarage. Bei einer Befragung der Bezirksvor-
stehung im Juni 2009 haben sich die AnrainerInnen 
schließlich mehrheitlich gegen die Errichtung der Tiefga-
rage ausgesprochen – das Projekt wird somit nicht 
realisiert.

In Wien 13, Fleschgasse soll ebenfalls ein Bauwerk im Wur-
zelraum eines zum Naturdenkmal erklärten Baumes errich-
tet werden. Auch hier wird ein Wurzelsuchgraben zeigen, ob 
eine Realisierung des Projektes in dieser Form möglich ist. 

Für den Ausbau der S 80 im Bereich des Mühlwassers im 
22. Bezirk wurde die Rodung von Bäumen während der 
Brutsaison diverser baumbrütender Vögel beantragt. Da 
eine Verschiebung der Arbeiten aus wirtschaftlichen Grün-
den nicht möglich war, wurde auf Initiative der WUA ein 
Ornithologe mit der Untersuchung des Baumbestandes 
auf Nestlinge durchgeführt. Da keine Jungvögel gefunden 
wurden, konnte die Rodung planmäßig erfolgen. 

Um eine qualifizierte Beurteilung der Auswirkungen von 
Eingriffen in den Lebensraum von Bäumen sicherzustel-
len, nehmen die Sachverständigen der WUA an entspre-
chenden Seminaren und Fachveranstaltungen teil.

Neuauflage des
„Gstettn’führers“ 

Die WUA leistet mit ihrem beliebten „Gstettn’führer“ einen 
Beitrag zur Bewusstseinsbildung unter Kindern und Ju-
gendlichen. Die liebevoll illustrierte Broschüre zeigt an-
schaulich, dass Stadtwildnis nicht nur Rückzugsraum von 
seltenen Tieren und Pflanzen, sondern auch ein faszinie-
render Abenteuerspielplatz sein kann. 

Bereits 1994 wurden erstmals Gstett’n von der WUA defi-
niert und aufgespürt. Seit damals gehört der Gstettn’führer 
mit seinem umfangreichen Karten- und Fotomaterial zu 
den beliebtesten Publikationen der WUA. Daher wurden 
im Sommer 2008 die vorhandenen Stadtwildnisflächen 
wieder überprüft und deren Veränderungen dokumentiert. 
Somit steht nun die 4. Auflage des Wiener Stadtwildnisfüh-
rers zur Verfügung. 

Bei der Aktualisierung des Gstettn’führers waren die posi-
tiven Auswirkungen der Renaturierung weiterer Abschnitte 
des Liesingbaches auf Tier- und Pflanzenwelt deutlich zu 
sehen, an den vom Steinkorsett befreiten Ufern finden Au-
gehölze, Froschlöffel, Rohrglanzgras und Minze neue 
Standorte.

Auf Basis des Gstettn’führers wurde vom ORF auch ein 
Universum-Film produziert.

UVP „Flussbauliches 
Gesamtprojekt Donau
östlich von Wien“ (FGP)

Ziele des Projekts sind die Stabilisierung der Donausohle, 
die Erhöhung der Fahrwassertiefe für die Schifffahrt unter 
Niederwasserbedingungen und die Verbesserung der öko-
logischen Verhältnisse des Nationalparks Donau-Auen.

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist bereits vor der Ertei-
lung der Grundsatzgenehmigung für das gesamte Vorha-
ben durchzuführen. Die Detailgenehmigungen behandeln 
deshalb nur noch Belange, die nicht UVP-relevant sind.

Durch die Ausweisung als Nationalpark und Natura 
2000-Gebiet sind die Donauauen höchstrangige Schutzge-
biete, für die ein günstiger Erhaltungszustand zu gewähr-
leisten ist. Dies bedeutet, dass zumindest der Ist-Zustand 
als Mindeststandard zu garantieren ist. Dieser Status quo 
definiert damit Schwellenwerte, die keinesfalls unterschrit-
ten werden dürfen. Droht durch einen Eingriff eine Ver-
schlechterung, sind Kompensationsmaßnahmen 
vorzusehen.

Die Prognosen zu den Umweltauswirkungen des Projektes 
sind mit Unsicherheiten behaftet. Aus diesem Grund wur-
den seitens der Sachverständigen Auflagen formuliert, die 
das Risiko nachhaltiger Beeinträchtigungen reduzieren sol-
len. Die Auflagen betreffen u. a. Aspekte der Schwellen-
wertbildung und des Projektumsetzungsmodus, die 
Beweissicherung und Angaben zur ökologischen 
Bauaufsicht.
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Ein großes Problem für den Naturschutz besteht darin, 
dass die Wirkung von Maßnahmen, welche die negativen 
Auswirkungen der Sohlstabilisierung kompensieren sollen, 
langfristig nicht absehbar sind. Die Stabilisierung der 
Donausohle mittels granulometrischer Sohlverbesserung 
führt zu einer Reduktion des Normalgeschiebetriebes auf 
rund 10 % des Ist-Zustandes. Das Neubildungspotenzial 
von Schotterflächen und Inseln ist dadurch höchstwahr-
scheinlich eingeschränkt. Welche konkreten Auswirkungen 
langfristig auf die Qualität der Kiesstandorte zu erwarten 
sind, ist derzeit offen. Auf Grund der zahlreichen Unwäg-
barkeiten kommt der Beweissicherung sowie einer exakten 
Definition von Schwellenwerten (ab wann Handlungsbe-
darf gegeben ist) hohe Bedeutung zu.

Für den Wiener Bereich des Projektes  wurden von den 
Sachverständigen zur Gewährleistung der Umweltverträg-
lichkeit u. a. folgende Auflagen formuliert:

•	 Die Gefahr einer Kolmatierung der rollierten Strom-
sohle ist durch eine Geschiebezugabe im Ausmaß von 
ca. 40.000m³/Jahr zu verhindern, wobei die genauen 
Korngrößenzusammensetzungen im Detailprojekt fest-
zulegen sind.

•	 Durch Uferrückbau, Buhnenabtrag und Hinterrinner-
herstellung sind bei Q3000 angeströmte naturnahe 
Uferzonen bis 3 m Wassertiefe im Ausmaß von 100 ha 
herzustellen.

•	 Bis Q3000 sind strömungsgeschützte Uferbuchten im 
Ausmaß von zumindest 500 m²/km anzulegen.

•	 Falls Laichplätze in der Donau durch die granulome-
trische Sohlverbesserung bzw. durch die Sohlanpas-
sungen oder die Niederwasserregulierung in erheb-
lichem Ausmaß betroffen sind, sind entsprechende Er-
satzlaichplätze im selben Größenausmaß innerhalb des 
Projektsgebietes herzustellen.

Das Projekt wurde im März 2006 eingereicht. Im Herbst 
2008 fand in Hainburg eine drei Tage dauernde mündliche 
Verhandlung statt, an der sich Bürgerinitiativen und NGOs 
rege beteiligten. Gestützt auf das Gutachten eines renom-
mierten Sachverständigen für Wasserbau hat die WUA bei 
dieser Verhandlung auf offene Fragen hingewiesen. Auf 
Grund der vielen offenen Fragen, die sich im Zuge der 
mündlichen Verhandlung ergeben haben, wurden von den 
Behörden und NGOs noch weitere Gutachten in Auftrag 
gegeben. Eine abschließende Entscheidung der Behörden 
aus Niederösterreich und Wien wird im Laufe des Jahres 
2010 erwartet. 

Das gesamte Projekte zeichnet sich durch sehr komplexe 
Wechselwirkungen der einzelnen Maßnahmen aus. Die 
WUA war von Beginn an in das Projekt eingebunden, ohne 
aber entscheidend auf das Projekt einwirken zu können. 
Ähnlich ist es den beteiligten NGOs und Bürgerinitiativen 
ergangen. Auf Vorschläge bzw. Gegengutachten wird von 
Projektwerber- und Behördenseite teilweise zu wenig ein-

gegangen. Die Wahl des Verhandlungsortes und die man-
gelnde Information der Beteiligten führten zu erhöhtem 
Misstrauen der NGOs und Bürgerinitiativen. Aus Sicht der 
WUA ist in den vorgelagerten moderierten Gesprächen die 
Gelegenheit zu einer echten Mediation verpasst worden, 
sodass die auch vorhandenen positiven Aspekte des Pro-
jekts in der Diskussion nicht mehr gehört werden. Auf 
Grund der divergierenden Positionen ist ein konfliktfreier 
Verfahrensablauf im vorliegenden Fall nicht mehr möglich. 

Eingriffs-Ausgleichs-
Regelung im Wiener und
im Deutschen Natur-
schutzgesetz

2008 hat Dr. Jürgen Rienesl (MA 22-Umweltschutz) vor
übergehend das Team der Wiener Umweltanwaltschaft ver-
stärkt. Er beschäftigte sich u. a. mit dem Vergleich der Ein-
griffs-Ausgleichs-Regelung im Wiener und im Deutschen 
Naturschutzgesetz aus der Sicht des Sachverständigen.

Anlass für die Untersuchung war die schleichende Zerstü-
ckelung und Zersiedelung, mit welcher der Naturschutz in 
den letzten Jahren besonders in Landschaftsschutzgebie-
ten vermehrt konfrontiert ist. Maßgeblich sind hier die vie-
len kleinen Eingriffe, die im Einzelnen bewilligungsfähig 
erscheinen, die aber in Summe zu einer Veränderung der 
Charakteristika der Landschaft führen können. Das Pro-
blem besteht also in der kumulativen Wirkung kleiner und 
kleinster Eingriffe, die jeder für sich genommen auf den 
ersten Blick „irrelevant“ erscheinen mögen.

In der Studie wird die Anwendbarkeit von Begriffen und 
Themenbereichen aus dem Deutschen Bundesnatur-
schutzgesetz im Wiener Naturschutzgesetz diskutiert.

Bauführungen im Schutz-
gebiet Wald- und Wiesen-
gürtel (SWW) sowie im 
Parkschutzgebiet (SPK)

Kollegium Kalksburg

Im 23. Wiener Bezirk befindet sich im SPK auf dem Ge-
lände der Gesellschaft Jesu das Kollegium Kalksburg hin-
ter dem ein Wohnprojekt umgesetzt werden soll. Als pro-
blematisch hat sich der Baustellenverkehr herausgestellt, 
da dieser nicht durch den Trakt des denkmalgeschützten 
Patresgebäudes geführt werden kann. 

17
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Der Vorschlag der WUA und der MA 49-Forstamt, den 
Baustellenverkehr schlicht übers eigene Gelände hinter 
dem Schulgebäude zu führen, wurde wegen der erheb-
lichen Beeinträchtigung des Schulbetriebs durch den Bau-
stellenverkehr abgelehnt. 

Ein Teil des Baustellenverkehrs wurde auf dem Grund des 
Antragstellers abgewickelt, es war jedoch notwendig auch 
den Stadtwanderweg zu benutzen. Im Naturschutzverfah-
ren war vor allem Amphibienschutz zu berücksichtigen. Der 
Wanderweg wurde in diesem Bereich für die Baudauer 
umgeleitet.

Zufahrt 19. Bezirk, ZahnradbahnstraSSe 

Da die gewidmete Zufahrt über Fremdgrund führt und 
keine Einigung mit dem Eigentümer dieser Liegenschaft 
erzielt werden konnte, suchte ein Bauwerber um Bewilli-
gung einer Zufahrt durch das angrenzende SWW an der 
Zahnradbahnstraße in Wien 19 an. Nach langen Diskussi-
onen von WUA und MA 22-Umweltschutz mit dem Bau-
werber wurde schließlich eine Variante bewilligt, bei der als 
Kompensation für die befestigte Zufahrt im SWW eine we-
sentlich größere Fläche des privaten Grünraumes des Bau-
werbers öffentlich nutzbar gemacht wird. Sobald die ge-
widmete Zufahrt realisiert werden kann, wird die Zufahrt 
im SWW rückgebaut.

Vogelanprall an 
Glasflächen

Die WUA engagiert sich seit nunmehr zehn Jahren für wir-
kungsvolle Vogelschutzmaßnahmen an Glasflächen und 
hat deren wissenschaftliche Untersuchung in Österreich 
initiiert. Mit Partnern aus Verwaltung und Wirtschaft konn-
ten bereits mehrere vorbildliche Projekte umgesetzt wer-
den. Prominentestes Beispiel ist die Lärmschutzwand vor 
dem Theodor-Körner-Hof am Margaretengürtel.

Fach- und Anwendertagung zum Thema 
Vogelanprall an Glasflächen

Im Rahmen einer Fachtagung der WUA im Februar 2008 
in Wien, referierten renommierte Ornithologen zum Thema 
„Vogelanprall an Glasflächen“. Allgemein wird der man-
gelnde Wissensstand beim Thema Vogelanprall an Glasflä-
chen in der Bevölkerung, aber auch bei PlanerInnen und 
BauträgerInnen betont. Die Schweizerische Vogelwarte hat 
deshalb gemeinsam mit der WUA die Broschüre „Vogel-
freundliches Bauen mit Glas und Licht“ verfasst. Die Ta-
gung wurde von 50 Interessierten besucht.

Nach der erfolgreichen Fachtagung organisierte die WUA 
im April 2009 eine Veranstaltung für PlanerInnen, Archi-
tektInnen und BauherrInnen. An der Fachveranstaltung 
nahmen rund 50 Personen teil. Einleitend erörterte DI Mar-
tin Rössler von der Biologischen Station Auring Ringelsdorf 
den aktuellen Stand des Wissens bei der Vermeidung von 
Vogelanprall. Diplombiologe Heiko Haupt berichtete von 
seinen Untersuchungen am Post-Tower in Bonn, an den in 
einem Jahr über 1000 Vögel anprallten. 

Referate von Vertretern der Glasindustrie haben gezeigt, 
dass die vogelfreundliche Gestaltung von Glasflächen be-
reits als Geschäftsfeld erkannt wird und Patente für UV-
Beschichtungen und spezielle Lacke eingereicht sind. Von 
kreativen ArchitektInnen und DesignerInnen werden die 
Möglichkeiten der Oberflächengestaltung von Glas bereits 
als zusätzliches Ausdrucksmittel eingesetzt. Architekt DI 
Andreas Treusch belegte dies mit der Vorstellung der 
Lärmschutzwand Theodor-Körner-Hof, bei der in Zusam-
menarbeit mit der MA 29-Brücken- und Grundbau vorbild-
licher Vogelschutz umgesetzt wurde. 

Die Mehrkosten für vogelfreundliches Siebdruckglas betra-
gen cirka 30 Euro pro m², wobei aber für die nachträgliche 
Sanierung von „Vogelfallen“ mit Folien 50 bis 120 Euro pro 
m² anzusetzen sind. 

Bei der Tagung konnte bei PlanerInnen, ArchitektInnen 
und BauherrInnen vermehrtes Bewusstsein für die Not-
wendigkeiten des Vogelschutzes bei Glasbauwerken und 
die gestalterischen und technischen Möglichkeiten beim 
Einsatz von Glas als Baustoff geschaffen werden. Wieder-
holt wurden gesetzliche Regelungen zur Verhinderung von 
Vogelfallen gefordert. 

Positive Beispiele

In Wien ist die MA 29–Brücken- und Grundbau nach wie 
vor bemüht, Glasbauwerke nach dem aktuellen Stand des 
Wissens vogelfreundlich zu gestalten. Auch bei der Gesamt
instandsetzung der Friedensbrücke wird der durchsichtige 
Windschutz vogelschlagsicher ausgeführt. Architekt An-
dreas Treusch kann auf seine Erfahrung aus der Gestaltung 
des Theodor-Körner-Hofes zurückgreifen.

Die Ornithologische Fachtagung 2008 und die Anwenderta-
gung 2009 haben offensichtlich dazu beigetragen, dass 
dem Thema Vogelanprall an Glasflächen mehr Bedeutung 
zugemessen wird. In Zusammenarbeit mit der MA 34-Bau- 
und Gebäudemanagement wurde für den gläsernen Verbin-
dungsgang im Amtshaus Muthgasse ein für Vögel gut sicht-
bares Muster als Folie aufgebracht. BesucherInnen und 
MitbenützerInnen des Gebäudes hatten sich zuvor mehr-
fach bei der Tierschutzombudsstelle (TOW) und der Gebäu-
deverwaltung über tote Vögel beschwert, die an den Glasflä-
chen verunglückt waren. Seit die von MA 34, PUMA und 
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WUA finanzierten Folien aufgebracht wurden, sind keine 
Opfer mehr zu beklagen. 

Auch die gläserne Lärmschutzwand am Amtshaus Mariahil-
fer Gürtel soll auf Initiative der MA 34 vogelschlagsicher ge-
staltet werden.

Vorträge der WUA wie vor dem Umweltausschuss des 22. 
Bezirks tragen zur Bewusstseinsbildung in dieser Frage bei. 
Seit der Anwendertagung treffen vermehrt Anfragen von Ar-
chitektInnen zur vogelfreundlichen Gestaltung von Glasbau-
werken bei der WUA ein.

Neben der Wiener hat auch die Niederösterreichische Um-
weltanwaltschaft die Entwicklung vogelfreundlicher Glasde-
signs maßgeblich unterstützt. Vielfach wird in Niederöster-
reich bei Lärmschutzwänden bereits vogelschlagsicheres 
Glas von der Naturschutzbehörde vorgeschrieben. Nach 
Wiener Vorbild will nun die Niederösterreichische Landes
akademie eine Informationsveranstaltung zum Thema „Ver-
meidung von Vogelanprall an Glasflächen“ organisieren, 
Zielgruppe sind technische BeamtInnen des Landes Nieder
österreich und ArchitektInnen. 

ÖBB und Wiener Linien

Im Zuge der Bahnhofsinitiative und des Ausbaus des Schie-
nennetzes mit zahlreichen Lärmschutzwänden errichten die 
ÖBB österreichweit eine Vielzahl von Glasbauwerken. Im-
mer wieder werden der WUA Kollisionen von Vögeln mit die-
sen Glasflächen berichtet. Seitens der ÖBB gab es lange 
Zeit keine Reaktion, obwohl die WUA auf verschiedenen 
Ebenen bis zur Konzernleitung interveniert hatte. Seit der 
Teilnahme eines Referenten der ÖBB bei der Anwenderta-
gung der WUA im April 2009 wird zumindest die Informa-
tion zum Thema Vogelschlag an die Leiter der diversen Bau-
werke weitergeleitet, die Auswirkungen dieser Maßnahme 
sind aber derzeit noch nicht absehbar.

Wo es in UVP-Verfahren vorgeschrieben wird, rüsten die 
Wiener Linien U-Bahnstationen mit vogelschlagsicherem 
Glas aus. Auch bei der Nachrüstung der U4-Stationen 
wurde vielfach der Vogelschutz berücksichtigt. Leider gibt 
es noch immer eine Vielzahl von Vogelfallen unter den Glas-
bauwerken der Wiener Linien, zu denen die WUA das Ge-
spräch sucht.

Lichtverschmutzung

Gemeinsam mit UmweltmedizinerInnen, AstronomInnen, En-
tomologInnen, OrnithologInnen und TourismusvertreterInnen 
wurde aufbauend auf der „La Palma Deklaration zum Schutz 
des Sternenhimmels“ ein „Positionspapier Lichtverschmut-
zung“ erarbeitet. Darin wird festgehalten, dass jeder Mensch 

das Recht hat, den Sternenhimmel und unbeeinträchtigte 
Nachtlandschaften als Teil der Natur zu erleben. Gefordert 
wird unter anderem eine Minimierung der negativen Ein-
flüsse künstlichen Lichts auf Fauna und Flora. Licht darf im 
Außenraum nur in der sicherheitstechnisch erforderlichen In-
tensität und nur dort eingesetzt werden, wo es notwendig ist. 
Naturschutzfachlich sensible Lebensräume wie Trockenra-
sen und Gewässer sind besonders zu schützen.

Ökologische Kriterien für AuSSenbeleuchtungen 
sind aus Sicht der WUA: 

•	 In naturschutzfachlich sensiblen Gebieten (z. B. in der 
Nähe von Gewässern) muss die Beleuchtung hinsicht-
lich Dauer und Intensität auf das sicherheitstechnisch 
notwendige Minimum beschränkt werden.

•	 Zur Ausleuchtung von Straßen und Wegen sind grund-
sätzlich Lampen zu wählen, die soweit technisch mög-
lich nur nach unten strahlen.

•	 Lampengehäuse müssen insektendicht sein.
•	 Bei den Lampen sind jene vorzuziehen, die möglichst 

wenig Licht im für Insekten besonders attraktiven 400 
nm-Bereich emittieren. 

•	 Skybeamer und andere intensive über große Distan-
zen wirkende Beleuchtungen sind wegen ihrer desori-
entierenden Wirkung auf Zugvögel abzulehnen.

•	 Gebäudeanstrahlungen, Effektbeleuchtungen und 
leuchtende Werbeträger sind auch auf ihre Auswir-
kungen auf die Tierwelt zu untersuchen und im Einzel-
fall zu beurteilen. Aus der Sicht des Umweltschutzes 
handelt es sich bei dieser Art von Beleuchtung meist 
um Energieverschwendung.

Von medizinischer Seite wird darauf hingewiesen, dass der 
Einfluss künstlichen Lichts auf den menschlichen Organismus 
gravierende gesundheitliche Störungen hervorrufen kann. 

Die vertretenen Gruppierungen und die WUA sind sich da-
rin einig, dass Lichtimmission im Außenraum als rechtlich 
relevanter Tatbestand eingestuft werden muss. Zur Eindäm-
mung der eskalierenden Effektanstrahlungen und Werbebe-
leuchtungen sind gesetzliche Regelungen zu fordern.

Die WUA ist an der Erstellung einer ÖNORM „Lichtimmis-
sion im Außenraum“ und bei der Ausbildung von Lichttech-
nikern am Austrian Standards Institut beteiligt. Auch im 
Rahmen von Vorträgen wird auf die Umweltauswirkungen 
von künstlicher Beleuchtung hingewiesen.

NATURSCHUTZ



20

Arbeitsschwerpunkte – wichtigste Projekte01

Vanessa – Schmetter-
lingsprojekt für Kinder 

Im Frühling 2008 und 2009 hat die WUA mit Unterstützung 
durch “die umweltberatung“ wieder 480 Volksschulkindern 
die Möglichkeit geboten, die 10.000 m² großen Schmetter-
lingswiese im Wiener Donaupark zu besuchen.

Die Kinder konnten Insekten einfangen, eine Raupe auf die 
Hand nehmen oder Schmetterlinge hautnah beobachten. 
Die gefangenen Tierchen wurden zu einer kleinen Ausstel-
lung zusammengestellt, gemeinsam besprochen und an-
schließend wieder von den Kindern frei gelassen. 

Die WUA bietet mit diesem Projekt Kindern zwischen 7 und 
10 Jahren die Gelegenheit, das vielfältige Leben auf einer 
Naturwiese zu entdecken und einen Bezug zu den vielen 
Kleinlebewesen zu entwickeln, welche die Grundlage für 
unsere heimische Artenvielfalt bilden. Dabei soll das Selber-
Erforschen-Dürfen und das sinnliche Erlebnis gegenüber 
Lehrinhalten bewusst im Vordergrund stehen. Unbegrün-
dete Ängste vor Kleinlebewesen wie Raupen, Heuschrecken 
oder anderen Insekten werden dabei erstaunlich rasch ab-
gebaut. Aufgrund der großen Begeisterung vieler Kinder ist 
erkennbar, dass die Kinder wirklich spüren, dass auch 
Stadtnatur sehr vielfältig sein kann und ein spannendes und 
schützenswertes Gut ist. 

Eine anschließende Evaluierung unter den teilgenommenen 
Lehrerinnen ergab ebenfalls die besten Noten für das Pro-
jekt. Den MitarbeiterInnen des Donauparks, insbesondere 
Herrn Gartenbezirksleiter Ing. Willinger, möchten wir an die-
ser Stelle für die gute Kooperation danken. 

Schmetterlingsfilm 
„LILLI Raupe-Puppe-
Schmetterling“

Der 2006 von der WUA beauftragte Film über die Entwick-
lung der Schmetterlinge ist nun von der Pädagogischen 
Werkstatt didaktisch aufbereitet und mit zahleichen Bildern 
versehen auch auf dem Bildungsserver des Lehrerwebs zu 
sehen. www.lehrerweb.at/materials/gs/su/tiere/web/lilli_
schmetterling/index.htm

Wohnservice für 
Wildtiere

Moderne Bautechniken und Gebäudesanierungen beein-
trächtigen zusehends die Lebensbedingungen der Tiere in 
der Stadt: Fassaden bekommen glatte Hüllen, Dachböden 
werden abgedichtet und Ritzen verschlossen. Beim Um-
bau müssen daher Nistplätze nach Möglichkeit erhalten 
oder zumindest durch künstliche Nester ersetzt werden. 
Und bei durchsichtigen Bauten muss die gesamte Glasflä-
che markiert werden, um nicht zur tödlichen Vogelfalle zu 
werden.

Der Leitfaden „Wohnservice für Wildtiere“ der MA 22-Um-
weltschutz gibt Anregungen dafür, wie die Lebensbedin-
gungen für Tiere an Gebäuden erhalten bzw. verbessert 
werden können. Neben Nisthilfen und Hohlräumen in 
Bauwerken werden u. a. die Bedeutung von offenen Dach-
böden sowie von Gebäudebegrünungen und die Gefahren 
durch Glasflächen behandelt. Darüber hinaus ist auch den 
Problemen, die mit Wildtieren in der Stadt auftreten kön-
nen, ein Kapitel gewidmet.

Die WUA informiert in Vorträgen für Bautechniker und Pla-
ner gemeinsam mit der MA 22, wie die Lebensbedingungen 
von Wildtieren an Gebäuden verbessert und wie Beeinträch-
tigungen durch diese Tiere vermieden werden können 
(PUMA Haustechnikforum, Rotarier-Club Schwechat).

Für 2010 sind Vorträge im Rahmen der Ausbildung von 
BauingenieurInnen an der Fachhochschule Campus Wien 
und an der TU Wien geplant.

Swimmingpools als 
Tierfallen

In vielen Wiener Gärten befindet sich bereits ein Schwimm-
becken, das den meisten NutzerInnen sehr viel Freude be-
reitet. Es gibt aber auch Lebewesen, für die ein Schwimm-
becken mit seinen glatten, senkrechten Wänden, die dann 
oft auch noch mit überstehenden Randabdeckungen verse-
hen sind, eine wahre Todesfalle darstellt. So ertrinken jähr-
lich eine Vielzahl an Haus- und Wildtieren aber auch Lurche 
(Frösche, Kröten, Salamander) und Insekten. Besonders in 
niederschlagsarmen Perioden werden die Tiere von Wasser-
stellen regelrecht angezogen und der Versuch zu trinken 
endet dann oft mit dem Tod. Um zu verhindern, dass Lebe-
wesen durch Ertrinken umkommen – die Tiere schwimmen 
vorher oft bis zur Erschöpfung – sollte ein unbeaufsichtigtes 
Schwimmbecken ohne Flachzone so abgesichert werden, 
dass Tiere nicht in das Wasser gelangen können. 
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Eine Möglichkeit der Sicherung wäre eine Abdeckung der 
Wasseroberfläche mit einer starken Folie oder Plane, meist 
mit Strukturelementen, die mit dem Rand dicht abschließt. 
Die Abdeckung ist nur dann effektiv, wenn das gesamte 
Schwimmbecken umschlossen wird, sodass auch Tiere die 
darüber gehen, nicht einbrechen und unter die Abdeckung 
gelangen. Auch die Montage einer Überdachung, die bei 
Bedarf ganz oder teilweise geöffnet werden kann, ist eine 
Lösung. Ein günstiger Nebeneffekt aller Abdeckungen ist, 
dass das Becken sauber und das Wasser warm bleibt. 

Als Sofortmaßnahme kann eine Ausstiegshilfe, wie z. B. ein 
Brett, das am Beckenrand verankert ist, als „Rettungssteg“ 
angebracht werden. Auch ein leeres, nicht abgedecktes 
Schwimmbecken ist eine Todesfalle für Tiere, wenn keine 
Ausstiegshilfe  wie z. B. ein schräges Brett oder stufenför-
mig aufgeschichtete Steine den Verunglückten zur Rettung 
bereit gestellt werden. 

Im Auftrag der WUA wurde von der Universität für Veterinär-
medizin eine bisher nur in den USA erhältlich Ausstiegshilfe 
für Kleintiere getestet. Leider ist dieser „Froglog“ nicht für 
Igel geeignet, ein österreichischer Naturschutzproduktever-
trieb bemüht sich um eine Weiterentwicklung der grund-
sätzlich guten Idee.

Pannonisches Gründach 

Die Begrünung von Flachdächern ist ein allgemein aner-
kannter Beitrag zur Verbesserung des Kleinklimas und der 
Lebensqualität, vor allem im dicht bebauten Siedlungsgebiet. 
Meist werden aber Substrate über große Distanzen transpor-
tiert und nur einige wenige Sedumarten für die Begrünung 
verwendet. Zur „ökologischen Optimierung“ von Dachbegrü-
nungen hat die WUA daher 2008 die Entwicklung eines „pan-
nonischen Gründachs“ beauftragt. Mit Substraten aus loka-
len Ressourcen, also auf Basis von Sand und Erde, soll Le-
bensraum für bedrohte Arten der pannonischen Flora ge-
schaffen werden. Erste Ergebnisse werden 2010 vorliegen.

Nachhaltige Balkon-	
bepflanzung in Wien

„die umweltberatung“ wurde von der WUA 2008 mit der 
Konzeption und Bewerbung einer nachhaltigen Balkonbe-
pflanzung beauftragt. 

Viele Menschen haben nicht die Möglichkeit im eigenen 
Garten Gemüse oder Blumen zu kultivieren, sondern sind 
gezwungen Alternativen zu suchen. Im Blumenkisterl und 
auf dem Balkon kann auch auf kleinstem Raum Natur er-
lebt werden. 

Zu Beginn der Balkonsaison 2009 haben daher „die um-
weltberatung“, die WUA und die Gartenfachmarktkette 
„bellaflora“ eine neue Generation Balkonkisterl zusammen-
gestellt. Diese duftenden Kräuterkisterl und Schmetterlings-
pflanzen wurden in Bio-Qualität österreichweit in den 
„bellaflora“-Filialen angeboten und erfreuten sich größter 
Beliebtheit. Aufgrund des großen Erfolges wird bellaflora 
das Angebot an Biopflanzen weiterführen und sogar erwei-
tern. Die Begleitinformation zum Blumenkisterl, ein A5-Po-
ster, wurde sehr gut angenommen und in allen Filialen 
verteilt.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass nachhaltige Bepflanzungs-
möglichkeiten wie Pflanzen zum Naschen, Kräuter oder 
Schmetterlingsfutterpflanzen für „Qualitätsblumenkisterl“ 
gut angenommen werden, die Bevölkerung aber noch nicht 
ausreichend über die Unterschiede zum „Behübschungski-
sterl“ informiert ist. Das Bewusstsein für torffreie Erdsub-
strate ist noch nicht ausreichend verankert, auch die Ver-
fügbarkeit von Biopflanzen ist noch nicht gewährleistet. 
Zentrale Standorte, wie etwa beim Floristen vor der Türe, 
wären Verkaufstandorten in Industriegebieten, die nur 
schwer erreichbar sind, vorzuziehen, um einen größeren 
Kreis von NutzerInnen zu erreichen. 

Die Möglichkeit, mit „Biokisterln“ einen Beitrag zur Arten-
vielfalt und zum besseren Stadtklima zu leisten, fand aber 
durchwegs Zustimmung. Dies bekundeten viele Bürger und 
Bürgerinnen in Gesprächen bei diversen Infoständen. 

Blaues Wasser – 
Gewässerschutz

Im Zuge der Verstärkung des Alberner Hafenschutzdammes 
und der Errichtung des Hafentores wurde über die Einmün-
dung des Blauen Wassers in den Alberner Hafen als tempo-
räre Baustellenzufahrt ein fünf Meter hoher Damm ge-
schüttet. Die Anbindung des Gewässers ist durch drei Rohre 
mit jeweils einem Meter Durchmesser gewährleistet. Aus Si-
cherheitsgründen wurden die Öffnungen der Rohre mit Git-
tern verschlossen, die aber größeren Fischen das Passieren 
unmöglich machten. Die WUA wurde von Fischern auf die-
sen Missstand angesprochen und hat sich daraufhin für 
den Tausch der Gitter eingesetzt.
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PUMA

Das „Programm Umweltmanagement im Magistrat der Stadt 
Wien“ (PUMA) besteht in seiner derzeitigen Form seit April 
2005 und wird seit diesem Zeitpunkt auch von der Wiener 
Umweltanwaltschaft (WUA) geleitet. Es wurde binnen ein-
einhalb Jahren flächendeckend im gesamten Magistrat (Ma-
gistratsabteilungen und Magistratische Bezirksämter) und 
in einigen weiteren Dienststellen des Landes Wien (WUA, 
UVS, UBSB, TOW, ...) implementiert und wird von nahezu 
allen Dienststellen umgesetzt. 

PUMA arbeitet vor allem auf zwei Ebenen, jener des Ge-
samtmagistrats und jener der einzelnen Dienststellen. Wäh-
rend sich das Arbeitsprogramm für die Ebene Gesamt
magistrat im Wesentlichen aus dem Klimaschutzprogramm 
der Stadt Wien ableitet, wird für die Ebene Dienststellen 
jährlich eine Vorlage für ein „Jahres-Umweltprogramm“ er-
stellt und von den Dienststellen vervollständigt.

In den ersten beiden Jahren wurden die Dienststellen mit-
tels geeigneter Maßnahmenvorschläge in den Vorlagen für 
die jährlichen „Umweltprogramme“ dabei begleitet, mög-
lichst rasch die internen umweltrelevanten Prozesse zu öko-
logisieren (doppelseitig Drucken, doppelseitig Kopieren, ef-
fiziente Beleuchtungsnutzung, effiziente EDV-Nutzung, 
sparsamer Wassergebrauch, ...). Seit 2008 werden die 
Dienststellen zusätzlich zur Umsetzung der allgemein gül-
tigen Umweltmaßnahmen dabei begleitet, auch ihre spezi-
fischen Leistungen (Dienstleistungen, Produkte) schritt-
weise zu ökologisieren. Hier sind die Dienststellen gefordert, 
den Umweltgedanken in all ihre Prozesse einfließen zu las-
sen und auf diese Weise gesamthaft kontinuierlich umwelt-
freundlicher zu werden.

Im Folgenden sind einige PUMA-MaSSnah-
men aus dem Umweltprogramm 2009 auf-
gelistet: 

MaSSnahme „Alle Besprechungen, Veranstaltungen 
und Events umweltfreundlich ausrichten“:

Im Magistrat finden täglich zahlreiche Veranstaltungen statt, 
von der kleinen Besprechung bis zu größeren Events. Zu-
sätzlich beauftragt die Stadtverwaltung auch regelrechte 
Mega-Veranstaltungen mit mehreren tausend Besuche-
rInnen. Veranstaltungen haben immer auch ökologische 
Auswirkungen wie Abfallanfall, Energieverbrauch und Ver-
kehrsverursachung. Hinzu kommt für den Magistrat auch 
noch die Image- und Vorbildwirkung von Veranstaltungen. 
Um die ökologischen Aspekte bei jeder Veranstaltung mög-
lichst gesamtheitlich berücksichtigen zu können, wurden 
aufgrund der neuen „ÖkoKauf Wien-Richtlinie für Veranstal-
tungen“ drei Checklisten für unterschiedliche Veranstal-

tungsgrößen erstellt. Diese sind von den jeweiligen Organi-
satorInnen anzuwenden und helfen mit, die Veranstaltungen 
des Magistrats umweltfreundlich auszurichten.

MaSSnahme „Ressourcen sparenderer Umgang 
mit Dienstbekleidung“: 

In manchen Dienststellen gibt es eigene Dienstbekleidung 
bzw. Schutzbekleidung. Mit dieser Maßnahme soll sicherge-
stellt werden, dass die Bekleidung nach ihrer Tragedauer 
möglichst für andere Zwecke weiter verwendet wird. 

MaSSnahme Teilnahme an Schulungen zum Sprit-
sparen für LenkerInnen von Dienstkraftfahr-
zeugen: 

Mit dieser Maßnahme werden hunderte LenkerInnen von 
Dienstkraftfahrzeugen darin geschult, Treibstoff sparend zu 
fahren. Dies geschieht mittels eines Workshops, bei dem ne-
ben der Theorie auch ein praktischer Teil vorgesehen ist. Die 
Erfahrungen der ersten Kurse zeigen Einsparpotenziale von 
rund 15 %. Neben der reinen Kostenersparnis ist hier auch die 
Reduktion des Ausstoßes von Luftschadstoffen ein Anliegen.

Neben der Begleitung der Dienststellen im Umweltmanage-
ment wurden seitens des PUMA-Kernteams und der vier 
Beratungsausschüsse (Abfallwirtschaft, Gebäude und Ener-
gie, Mobilität, Öffentlichkeitsarbeit) auch zahlreiche Um-
weltmaßnahmen zentral umgesetzt.  

KLIP II-Erstellung

Das erste Wiener Klimaschutzprogramm, welches zahl-
reiche Maßnahmen zur Verringerung der CO2-Emissionen 
beinhaltet, läuft mit 2010 aus. Deswegen wurden seitens 
der MD-Klimaschutzkoordination (MD-KLI) bereits 2007 
zahlreiche Arbeitsgruppen gebildet, mit dem Ziel, ein neues 
Klimaschutzprogramm, welches von 2010 bis 2020 gelten 
soll, auszuarbeiten. Die WUA hat sich an folgenden Arbeits-
gruppen beteiligt und inhaltlich mitgearbeitet:

•	 Effizienzsteigerung bei Heiz- und Klimasystemen
•	 Strategie Erneuerbare Energien
•	 Energieeffizienzsteigerung bei elektrischen Geräten
•	 Weitere Effizienzsteigerung Strom- und Fernwärmeer

zeugung
•	 Fernwärmeausbau inkl. Fernkälte
•	 Einsatz klimafreundlicher Energieträger für Heizung, 

Warmwasser und Kälte (Energieträgerwechsel)
•	 Verbesserung der Gebäudehülle
•	 Energiemanagement
•	 Öffentlichkeitsarbeit Energieerzeugung

RESSOURCENMANAGEMENT
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•	 Öffentlichkeitsarbeit Energieverwendung
•	 Stadtstruktur und Lebensqualität
•	 Öffentlicher Verkehr
•	 Betriebliches Mobilitätsmanagement

Bei der Erarbeitung der Inhalte des neuen Klimaschutzpro-
gramms wurde seitens der WUA auch stets darauf geachtet, 
mögliche Inhalte für die weitere Arbeit im Programm „Öko-
Kauf Wien“, an dem die WUA stark beteiligt ist sowie im 
Programm PUMA (Umweltmanagement), welches von der 
WUA geleitet wird, herauszufiltern bzw. Umsetzungsmög-
lichkeiten zu entwickeln. Beispielsweise wurde der Informa-
tionsaustausch und der Wissenstransfer für Gebäudever-
antwortliche und EnergietechnikerInnen innerhalb des Ma-
gistrats verbessert. Eine ganz konkrete Maßnahme in die-
sem Zusammenhang ist das zweimal jährlich stattfindende 
„PUMA Energie- und Haustechnikforum“. Im Berichtszeit-
raum wurden vier diesbezügliche Foren abgehalten.

Das KLIP II enthält auch eine zusätzliche Passage über die 
notwendige Erarbeitung von Anpassungsmaßnahmen an 
den Klimawandel für Wien. Diese zielt darauf ab, insbeson-
dere in den Bereichen Gesundheit, Energie- und Wasser-
versorgung, Stadtplanung, Bauwesen, Verkehr, Stadtvege-
tation, Land- und Forstwirtschaft einen möglichen Anpas-
sungsbedarf rechtzeitig  zu orten und umzusetzen.  

Die WUA hat einen im September 2007 abgehaltenen Work-
shop der MD-KLI zu dieser Thematik fachlich vorbereitet, 
war an der textlichen Gestaltung des entsprechenden KLIP 
II-Textes beteiligt, führte auf der KLIP-Klausur 2009 in 
Litschau das gesamte ExpertInnen-Netzwerk in das Thema 
ein und wird hier auch zukünftig ihre Expertise einbringen.

„ÖkoKauf Wien“

Dieses Programm zur Ökologisierung der Beschaffung wird 
seit seinem Bestehen von der WUA tatkräftig unterstützt. 
Seitens der WUA werden von den 22 „ÖkoKauf Wien“-Ar-
beitsgruppen folgende Arbeitsgruppen geleitet: 

•	 Arbeitsgruppe Desinfektion
•	 Arbeitsgruppe Elektrische Büro- und Haushaltsgeräte
•	 Arbeitsgruppe Baustellen- und Umweltlogistik 
•	 Arbeitsgruppe Nanotechnologie

Im Berichtszeitraum wurden zahlreiche Kriterienkataloge 
erstellt bzw. aktualisiert sowie die Desinfektionsmitteldaten-
bank WIDES fertig gestellt. Auch das Thema „faire Beschaf-
fung“ wurde seitens der WUA ins Programm eingebracht. 
Die WUA war auch federführend an der Erstellung des Posi-
tionspapiers „ PVC-Vermeidung“ beteiligt.

Die ArbeitsgruppenleiterInnen aus der WUA engagieren 
sich im „ÖkoKauf Wien“-Lenkungsteam auch für eine gute 

Entwicklung des Programms auf strategischer Ebene und 
achten in ihrer Arbeit auch auf eine möglichst gute Vernet-
zung mit anderen Umweltprogrammen der Stadt Wien 
(PUMA, SEP, ...). 

Arbeitsgruppe „Baustellenumweltlogistik“

Die WUA leitet die AG Baustellenumweltlogistik. Deren Ziel 
ist es, eine Richtlinie für Maßnahmen zur Minimierung von 
Luftschadstoffemissionen und Lärm auf Baustellen zu erar-
beiten, die für die Vergabe von Bauleistungen im Verantwor-
tungsbereich der Stadt Wien anzuwenden sind. Darüber hi-
naus soll diese Richtlinie für die Behörde zur Unterstützung 
in verwaltungsrechtlichen Verfahren dienen – insbesondere 
bei UVP-Verfahren – entsprechende Maßnahmen für die 
Bauphase vorzuschreiben. ProjektwerberInnen bzw. Projek-
tanten können sie als Information und Checkliste verwen-
den, damit das Projekt entsprechend diesen Vorgaben ge-
staltet und eingereicht werden kann. In einem zweiten Ar-
beitsschritt sollen Ausschreibungstexte in Form von stan-
dardisierten ökologischen Vertragsbestimmungen und Lei-
stungspositionen für ein umweltfreundliches Baustellenma-
nagement erarbeitet werden.

Gründung und Leitung einer Arbeits
gruppe zur „Nanotechnologie“ 

Aufgrund der Relevanz des Themas für die Wiener Beschaf-
fung wurde vom Lenkungsteam beschlossen, eine eigene 
Arbeitsgruppe zu diesem Thema unter Leitung der WUA 
einzurichten, welche Ende 2009 ihr Kick-Off-Meeting absol-
viert hat. Innerhalb des nächsten Jahres sollen konkrete 
Vorschläge für die Beschaffung von Nanoprodukten durch 
die Stadt Wien erarbeitet werden.

Grundsätze zur „fairen/nachhaltigen 	
Beschaffung“ bei der Stadt Wien 

Die Wiener Umweltanwaltschaft setzt sich seit drei Jahren 
dafür ein, dass der Auftrag von „ÖkoKauf Wien“ erweitert 
wird – von einer ökologischen zu einer nachhaltigen Be-
schaffung – bei der auch Kriterien wie sozial faire Arbeitsbe-
dingungen Berücksichtigung finden. Eine Entscheidung 
über Rechtskonformität steht noch aus.

Informationen zu WIDES – Wiener Desin-
fektionsmitteldatenbank sind im Kapitel 
Umwelt & Gesundheit nachzulesen. 



SUP – Abfallwirtschafts-
konzept 
Im Rahmen einer vorbildlich durchgeführten SUP, an der 
auch die Wiener Umweltanwaltschaft (WUA) beteiligt war, 
wurde Ende 2007 das Wiener Abfallwirtschaftskonzept, ent-
sprechend dem Wiener Abfallwirtschaftsgesetz, erstellt und 
von der Wiener Landesregierung beschlossen. Ein erster 
Monitoringbericht dazu wurde 2008/2009 von einer Moni-
toringgruppe unter Leitung der MA 22-Umweltschutz, der 
auch die WUA angehörte, erarbeitet und im Herbst 2009 
von der Monitoringgruppe einstimmig verabschiedet. Über 
150 Maßnahmen und Empfehlungen aus dem Abfallwirt-
schaftskonzept 2007 wurden evaluiert, wobei viele bereits 
laufend umgesetzt werden. 

Initiative Mehrweg 

Die umweltfreundlichen Mehrweggetränkeflaschen sind fast 
zur Gänze aus den Regalen der Supermärkte verschwun-
den. Die Folgen daraus sind ein vermehrtes Abfallaufkom-
men und Littering, Verschwendung wertvoller Ressourcen 
wie Energie und Rohstoffe und erhöhte CO2-Emissionen. 
Dies ist auch das Ergebnis einer in diesem Punkt völlig wir-
kungslosen und zudem noch gesetzeswidrigen (wie der Ver-
fassungsgerichtshof bereits 2002 festgestellt hatte) Verpa-
ckungsverordnung. Mit dem Ziel diese Thematik bewusst zu 
machen und sowohl bei den KonsumentInnen, beim Handel 
und besonders auch beim Bundesgesetzgeber ein Umden-
ken zu bewirken, hat sich Mitte 2008 eine Arbeitsgruppe 
„Aktion Mehrweg“ konstituiert, der neben der WUA, Behör-
denvertreter von Wien, dem Land Salzburg, dem Land Ober
österreich, „die umweltberatung“ sowie NGO's angehören.

Ein Ergebnis dieser Arbeitsgruppe ist unter anderem auch 
eine Studie der Wirtschaftsuniversität Wien und des Österrei-
chischen Ökologie-Instituts zum Thema „Mehrweg hat Zu-
kunft! – Modelle und Modellbausteine zur Steigerung des 
Einsatzes von Mehrweggetränkeverpackungen in Öster-
reich“. In dieser Untersuchung wurden auf Basis der Analyse 
der Mehrweg-Situation in den skandinavischen Ländern und 
in Deutschland Modelle entwickelt, die auch in Österreich zu 
einer Steigerung der Mehrweg-Getränkeverpackungsquoten 
im Lebensmitteleinzelhandel führen können. 

Anlässlich eines Termins im Sommer 2009 beim Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft haben die österreichischen Umweltanwalt-
schaften eine Stärkung der Mehrweg-Getränkeverpa-
ckungen gefordert und ihm dazu ein gemeinsames Positi-
onspapier aller Umweltanwaltschaften überreicht, das fe-
derführend von der WUA erarbeitet wurde.

Positionspapier „Stärkung der Mehrweggetränkeverpa-
ckungen“: www.wua-wien.at/home/images/stories/umwelt-
management/position-mehrweg-verpackungen.pdf 

Biokunststoffe in der Verpackungs- und 
Kompostverordnung 

Biokunststoffe im Verpackungsbereich einzusetzen ist für 
die WUA nicht Ressourcen schonend. Im Hinblick auf die 
zunehmenden, globalen Interessenskonflikte im Bereich 
der Agrarflächen-Nutzung spricht sie sich gegen eine ak-
tive Förderung von Biokunststoffen aus Umwelt- und Kli-
maschutzgründen aus. Anlässlich einer Länderumfrage 
zum Thema „Biokunststoffe und Kompostierung“ wurde 
eine Stellungnahme verfasst. Die Stellungnahme ist unter 
www.wua-wien.at/home/images/stories/positionen_stel-
lungnahmen/biokunststoffe-stellungnahme-wua.pdf 
nachzulesen.

Umweltfreundliches 
Baustellenmanagement
Im Rahmen ihres Engagements bei der Umsetzung von 
Maßnahmen für ein umweltfreundliches Baustellenmanage-
ment wurde die WUA zunehmend als Expertin und An-
sprechpartnerin angefragt und ist für diese Fragen ebenso in 
das Projektmanagement des neu geplanten Krankenhauses 
Nord eingebunden, wie auch bei Projektsbesprechungen 
beim Stadterweiterungsprojekt „Seestadt Aspern“. 

Im Rahmen von UVP-Verfahren und anderen verwaltungs-
rechtlichen Verfahren bei Großprojekten legen wir auch hier 
im Rahmen unserer Stellungnahmen, aber auch  bereits im 
Vorfeld bei entsprechenden Planungsgesprächen, vermehrt 
unser Augenmerk auf die Planung und Durchführung von 
entsprechenden Maßnahmen in der Bauphase, die zu einer 
wesentlichen Reduzierung von Lärm und Luftschadstoffen 
durch Baustellentätigkeit für die Umwelt und die betrof-
fenen AnrainerInnen führen. Diese Thematik ist auch des-
halb so relevant, weil nach Expertenschätzungen ca. 40 % 
der lokalen hausgemachten Feinstaubemissionen aus Bau-
tätigkeiten stammen.

Eine wichtige Maßnahme für eine wirksame Umsetzung ei-
ner umweltfreundlichen Baulogistik auf Baustellen ist die 
Einsetzung eines Baustellumweltkoordinators. Hier hat 
ebenfalls die WUA gemeinsam mit Vertretern der Baudirek-
tion ein entsprechendes Grundlagenpapier erarbeitet. 

Abfallwirtschaft
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Nanotechnologie 

Position der WUA zur Nanotechnologie 

Der gezielte Einsatz von Nanotechnologien ermöglicht die 
Entwicklung von Produkten mit innovativen Eigenschaften 
in den unterschiedlichsten Anwendungsbereichen. 

Medikamente sollen künftig im Körper gezielt an den Wirk
ort transportiert und erst dort freigesetzt werden. Oberflä-
chen von Fassaden, Autos, Fenstern oder Fliesen bleiben 
durch den sogenannten Lotuseffekt sauber und ersparen 
den kontinuierlichen Einsatz von Reinigungschemikalien. 
Auch die Umwelt kann also von diversen Anwendungen 
profitieren.

Inzwischen werden nach Schätzungen bereits einige 100 
Nanoprodukte am Markt angeboten – auch im körpernahen 
Bereich – z. B. mit Nanosilber beschichtete Textilien und 
Lebensmittelverpackungen oder schmutz- und wasserab-
weisende Sprays. Auch bei Lebensmitteln oder Kosmetika 
wird teilweise schon Nanotechnologie eingesetzt. 

Aus den bisher wenigen Studien zu den möglichen Risiken 
ergeben sich Hinweise auf eine erhöhte Toxizität mancher 
Nanopartikel, gegenüber denselben Stoffen in der üblichen 
Partikelgröße. Die Toxizität wird nicht nur von der Masse, 
sondern auch von der Form und der Größe der Oberfläche/
Masse bestimmt und muss bei der Risikobewertung be-
kannt sein. Ob eine erhöhte Toxizität im menschlichen Kör-
per zum Tragen kommt, oder ob giftigere Nanopartikel dort 
ohnehin rasch agglomerieren, ist weitgehend unbekannt. 
Für die Prüfung und Zulassung von Nanomaterialien gibt es 
noch keine gesonderten, rechtlichen Bestimmungen, ob-
wohl dies zur Risikobewertung notwendig wäre. Eigene, ge-
normte Testmethoden werden von der OECD gerade ausge-
arbeitet. Da es keine Registrierungs- oder Kennzeichnungs-
pflicht gibt, ist kein ausreichender Marktüberblick der Be-
hörden vorhanden und die Wahlfreiheit der Konsumen-
tInnen eingeschränkt.

Position der WUA: www.wua-wien.at/home/umwelt-und-
gesundheit/nanotechnologie

Mitarbeit am österreichischen 		
Nanoaktionsplan

Im ersten Halbjahr 2009 wurde unter Leitung des Lebens-
ministeriums (Abteilung Stoffbezogener Umweltschutz, 
Chemiepolitik, Risikobewertung und Risikomanagement) 
ein österreichischer Nanoaktionsplan erarbeitet. Dazu 
wurde eine über 50-köpfige ExpertInnengruppe zusam-

mengestellt, welcher auch die Wiener Umweltanwaltschaft 
(WUA) angehörte. Unter Arbeitsteilung wurden die Bereiche 
„Forschung“, „Wirtschaft“, „Umwelt“ sowie „Gesundheit 
und Arbeitsschutz“ bearbeitet, die Ergebnisse im Plenum 
diskutiert und zu einem Gesamtdokument geschnürt. Der-
zeit durchläuft das Papier einen politischen Abstimmungs-
prozess und soll nach einem etwaigen Stellungnahmever-
fahren dem Parlament zur Beschlussfassung vorgelegt wer-
den. Ziel war es, bereits bestehende, österreichische Aktivi-
täten ebenso zusammenzufassen wie künftige, für Öster-
reich interessante Forschungsschwerpunkte und den Stand 
des Wissens über Chancen und auch Risiken dieser neuen 
Technologie. Auch eine von allen wichtigen Interessens-
gruppen gemeinsam getragene Position Österreichs gegen-
über der EU-Kommission sollte erarbeitet werden. Die Kom-
mission befasst sich zur Zeit mit der Erstellung und Inter-
pretation von Rechtsnormen und Standards bei der Markt
einführung von Nanoprodukten. Die Ergebnisse dieser Ar-
beit sind aus Sicht der WUA aber bisher unbefriedigend. 
Die WUA hat ihre Position zur Rechtslage bei Nanomateri-
alien und ihre Vorschläge für österreichische Aktivitäten teil-
weise in die gemeinsame Position einbringen können. Im 
Anhang zum Nanoaktionsplan sollen alle WUA-Vorschläge 
angeführt werden. 
	
		

WIDES-Datenbank

Im Rahmen von „ÖkoKauf Wien“/Leitung der Arbeitsgruppe 
Desinfektion hat die WUA in Zusammenarbeit mit Vertreter
Innen der Österreichischen Gesellschaft für Hygiene, Mi-
krobiologie und Präventivmedizin, der Allgemeinen Unfall-
versicherungsanstalt, dem IFZ Graz und dem Wiener Kran-
kenanstaltenverbund die Wiener Desinfektionsmitteldaten-
bank WIDES entwickelt. Auch internationale ExpertInnen 
wurden im Rahmen mehrerer Workshops eingebunden, um 
eine Orientierungshilfe bei der Auswahl von marktüblichen 
Desinfektionsmitteln zu schaffen. In der WIDES werden ne-
ben der ausreichenden Wirksamkeit für die jeweilige An-
wendung auch Kriterien des Arbeits- und Umweltschutzes 
berücksichtigt. Nachdem die Wiener Desinfektionsmittel-
Datenbank WIDES im Wiener Intranet frei geschalten wurde, 
führte die WUA gemeinsam mit „die umweltberatung“ 
Schulungen für die Spitäler der Stadt Wien zur Nutzung der 
WIDES-Datenbank durch. Die Mitglieder der Hygiene- und 
Umweltteams, der Krankenhausapotheke, der Arbeitsmedi-
zin sowie die Sicherheitsbeauftragten waren eingeladen, 
sich über die Datenbank zu informieren. Die Reaktionen 
waren großteils sehr positiv. Im März 2008 besuchte eine 
Delegation deutscher Arbeitsschutzgesellschaften (Berufs-
genossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrts-
pflege und BG Bau) die Arbeitsgruppe Desinfektion, um 
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eine gemeinsame Nutzung der Datenbank zu besprechen. 
Siehe auch:	  www.inqa.de/Inqa/Navigation/Service/
meldungen,did=242180.html 

Die Datenbank wurde von der Arbeitsgruppe Desinfektion 
im Detail vorgestellt. Die deutschen KollegInnen bekunde-
ten ihren Wunsch, die Datenbank in das deutsche Gefahr
stoffinformationssystem GisBau, bzw. WINGIS zu integrie-
ren. Aufgrund des ausländischen Interesses an der WIDES-
Datenbank wurde noch einmal ausführlich geprüft, ob eine 
Freischaltung auch ohne Zustimmung der Unternehmen, 
deren Produkte integriert sind, möglich ist. Die entspre-
chenden Rechtsgutachten kamen zu einem positiven Er-
gebnis, sodass die WIDES-Datenbank im September 2009 
online gehen konnte und unter www.wien.gv.at/umwelt-
schutz/oekokauf/desinfektionsmittel/ frei abrufbar ist. 

Der VKI hat ebenfalls Interesse angemeldet, die Datenbank 
zu nutzen und in seine Arbeit zu integrieren. „die umweltbe-
ratung“ bietet nun auch Schulungen für die Privatspitäler 
Wiens an. 

Die WUA freut sich, dass nach den vielen Jahren Arbeit als 
Projektleiterin die Datenbank nun allen AnwenderInnen von 
Desinfektionsmitteln im ganzen deutschsprachigen Raum 
zur Verfügung steht. Wir hoffen, dass dadurch besonders 
umweltschädliche oder gesundheitsgefährdende Rezep-
turen vom Markt verschwinden, bzw. entsprechend verbes-
sert werden.

Urbane Luft Initiative-
Wien – Strategische Um-
weltprüfung NO2-Programm

Auf Grund der Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte 
für den Luftschadstoff Stickstoffdioxid (NO2) konstituierte 
sich im Rahmen der Urbanen Luft Initiative Wien unter Fe-
derführung der MA 22-Umweltschutz im Februar 2008 das 
NO2-Programmteam zur Erarbeitung eines Programms ge-
mäß Immissionsschutzgesetz Luft, mit dem die NO2-Immis-
sionsbelastung in Wien herabgesetzt werden soll. In diesem 
interdisziplinären Programmteam waren von Anfang an alle 
relevanten Dienststellen der Verwaltung, die VertreterInnen 
der betroffenen Geschäftsgruppen einschließlich der WUA 
vertreten. Sie arbeiteten ein Maßnahmenprogramm aus, mit 
denen die lokalen NOx-Emissionen gesenkt werden sollen. 
Zur Bewertung dieser Maßnahmen sowie zur Durchführung 
der ebenfalls erforderlichen Umweltprüfung wurde ein inter-
disziplinäres ExpertInnen-Team einberufen, dass im NO2-
Programmteam beratende Funktion hatte. 

Die Einbindung der hauptbetroffenen Interessensgruppen 
(Kammern, NGOs) sowie der benachbarten Bundesländer 
und des Bundes erfolgte im Rahmen von Info-Treffen und 

einen Feedback-Workshop. Die breite Öffentlichkeit wurde 
eingeladen, zum Entwurf des Wiener NO2-Programms Stel-
lung zu nehmen. Die Stellungnahmen wurden vom NO2-
Programm-Team bei der Erstellung des endgültigen Pro-
grammentwurfs und bei der Erstellung des endgültigen Um-
weltberichts berücksichtigt. 

Die WUA hatte im Programmteam bereits die Möglichkeit 
bei der Erstellung des Programms inhaltlich ihre Anliegen 
und Vorstellungen einzubringen, die auch größtenteils be-
rücksichtigt wurden. Im Stellungnahmeverfahren hat sie 
nochmals auf gewisse Aspekte hingewiesen, die ihrer An-
sicht nach bei der Erstellung des Programms zu wenig be-
rücksichtigt wurden, wie beispielsweise, dass das Programm 
schlussendlich zu wenige konkrete kurzfristig umsetzbare 
Maßnahmen enthalte, um auch tatsächlich eine rasche Re-
duktion der Immissionswerte zu erreichen. Das Ergebnis 
war schließlich ein konsensual beschlossenes NO2-Pro-
gramm, das eine Vielzahl von Maßnahmen in unterschied-
licher Tiefe und Wirksamkeit zur Reduktion von Stickstoffdi-
oxid enthält und das – ganz im Sinne der nachhaltigen Ent-
wicklung – auch soziale und wirtschaftliche Auswirkungen 
berücksichtigt. 

Das NO2-Programm sowie die zusammenfassende Erklä-
rung zur Umweltprüfung wurde entsprechend dem Immis-
sionsschutzgesetz Luft Ende 2008 im Internet veröffentlicht 
(www.wien.gv.at/umweltschutz/luft/pdf/no2-programm.pdf) .

Lärmschutz 

lärmkontingentierung

Im April 2008 wurde beim ÖAL, dem Österreichischen Ar-
beitsring für Lärmbekämpfung, eine neue Arbeitsgruppe 
eingerichtet. Sie hatte die Aufgabe eine ÖAL-Richtlinie zu 
erarbeiten, die sich mit der Problematik der Kontingentie-
rung von Lärmemissionen für Betriebsbaugebiete beschäf-
tigt. Eine großes Problem und Konfliktpotential im städ-
tischen Bereich, mit dem auch die WUA immer wieder sei-
tens der Bevölkerung konfrontiert ist, sind Lärmbelästi-
gungen durch Betriebsanlagen und den damit verbundenen 
Werks- und Lieferverkehr. Ursachen sind einerseits das 
Heranrücken von Wohngebieten an Gewerbegebiete und 
andererseits die Widmung von Gewerbegebieten in unmit-
telbarer Nähe von Wohngebieten, ohne vorige Kenntnis wel-
che Arten von Gewerbebetrieben schlussendlich angesie-
delt werden. Eine praktikable Lösung wäre hier, dass bereits 
im Rahmen der Raumordnung bzw. Bauordnung die Mög-
lichkeit einer Kontingentierung von Lärmemissionen für an-
zusiedelnde Betriebe festgelegt wird. Die Vorteile solch einer 
Kontingentierung sind die Ausschöpfung von Emissionsfrei-
räumen, die Optimierung der Situierung von Betrieben hin-
sichtlich Lärmimmissionsreduktionen sowie die erhöhte Pla-
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nungs- und Realisierungssicherheit bei gleichzeitiger Si-
cherstellung und nachhaltiger Wahrung des Immissions-
schutzes für die AnrainerInnen. Die WUA war eine der Be-
teiligten in der ÖAL-Arbeitsgruppe. Mit Ende 2009 gab es 
schließlich einen vorläufigen Endentwurf dieser neuen ÖAL-
Richtlinie „Schalltechnische Kontingentierung von Betriebs-
entwicklungsgebieten für Gewerbe und Industrie“

Umgebungslärmkarten online 

Der Bund und die Länder haben mit einiger Verzögerung 
die durch EU-Richtlinie 2002/49/EG vorgeschriebenen 
strategischen Umgebungslärmkarten unter www.umge-
bungslaerm.at veröffentlicht. Damit ist es möglich für je-
den beliebigen Punkt im Ballungsraum Wien die Lärmsitu-
ation getrennt nach Lärmerregern darzustellen. Der Bal-
lungsraum Wien umfasst neben Wien die Gemeindege-
biete von Perchtoldsdorf, Brunn am Gebirge, Wiener Neu-
dorf, Maria Enzersdorf und Mödling. Der Bund ist für die 
Lärmquellen Flugverkehr, Schiene, Autobahn und Schnell-
straße sowie IPPC-Anlagen, die Länder für den Lärm, der 
von den sonstigen Straßen ausgeht, zuständig. Zu jedem 
Umgebungslärmerreger ist ein Tag-Abend-Nacht-Lärmin-
dex und ein Nachtindex abrufbar. In den Konfliktzonen-
karten wird die Überschreitung der jeweiligen Schwellen-
werte abgebildet. 

Im Falle einer Überschreitung der Schwellenwerte ist nach 
den einschlägigen rechtlichen Bestimmungen ein Akti-
onsplan für die jeweilige Lärmquelle zu erstellen. Unter 
www.umgebungslaerm.at sind auch die Teil-Aktionspläne 
der für die jeweilige Lärmquelle zuständigen Behörde und 
allgemeine Informationen und Grundlagen der zugehö-
rigen Aktionsplanung abrufbar. Stellungnahmen zu den 
einzelnen Teil-Aktionsplänen sind schriftlich direkt an die 
für die Erarbeitung des Teil-Aktionsplanes zuständige Be-
hörde zu richten. 

Aus Sicht der WUA ist die graphische Darstellung der ein-
zelnen Umgebungslärmkarten sehr gut gelungen. Schade 
ist, dass eine gesamte Betrachtung aller Lärmerreger nicht 
möglich ist. Kumulierungen verschiedener Lärmquellen 
sind aus den Lärmkarten nicht ablesbar. 

Tagungen zum „Umgebungslärm in 		
Österreich“ 

Die WUA organisierte gemeinsam mit dem Ökobüro, der Ar-
beiterkammer und dem Lebensministerium zwei Tagungen 
zur Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie (2002/49/EG) 
in Österreich. Als Umgebungslärm werden unerwünschte 
oder gesundheitsschädliche Geräusche bezeichnet, die 
vom Straßen-, Eisenbahn-, Flugverkehr oder von industriel-
len Tätigkeiten ausgehen. 

Die erste Veranstaltung im Mai 2008 konzentrierte sich auf 
die Erstellung der von der Richtlinie geforderten Lärmkar-
ten. Dabei sind die einzelnen Lärmpegelbereiche in über-
sichtlicher Weise farblich darzustellen und auch Zonen aus-
zuweisen, in denen die jeweiligen Schwellenwerte über-
schritten werden (sogenannte Konfliktpläne). 

Nach Veröffentlichung der Lärmkarten Anfang 2009 be-
schäftigte sich die zweite Tagung im November 2009 mit 
den von der Richtlinie geforderten Aktionsplänen. Aktions-
pläne sind jedenfalls dann darzustellen, wenn ein Konflikt-
plan eine Überschreitung eines Schwellenwertes ergibt. Der 
Aktionsplan hat Maßnahmen zu enthalten, die eine schritt-
weise Annäherung bzw. Unterschreitung des Schwellen-
wertes ermöglichen. Die Tagung hat viele Schwachstellen 
der derzeit aufliegenden Aktionspläne aufgezeigt. Vertreter 
aus dem benachbarten Ausland haben interessante Öffent-
lichkeitsbeteiligungsmodelle präsentiert, die auch in Öster-
reich eine höhere Beteiligung und damit auch höhere Ak-
zeptanz der Aktionspläne bewirken würden. Beide Veran-
staltungen haben durch eine hohe Präsenz an internationa-
len und nationalen Expertinnen und Experten das Bewusst-
sein für die Weiterentwicklung eines wirksamen Lärm-
schutzes in Österreich gestärkt. 

Mobilfunk – 	
Expertengutachten

Zur Aktualisierung des im Jahr 2007 erstellten Positionspa-
piers zum Thema „Mobilfunk und Gesundheit“ der österrei-
chischen Landesumweltanwaltschaften wurde ein Exper-
tengutachten beauftragt. Die Studie „Mögliche gesundheit-
liche Auswirkungen elektromagnetischer Felder im hochfre-
quenten Bereich des Mobilfunks und anderen drahtlosen 
Funkdiensten“, Univ.-Prof. Dr. Michael Kundi und Univ.-
Ass. DI Dr. med. Hans-Peter Hutter, summiert und bewertet 
die aktuellen internationalen Studienergebnisse zu diesem 
Thema.
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Solaranlagen und 
Stadtbild

Die Bauordnung für Wien nimmt speziell im § 85 auf den 
Schutz des Stadtbildes Bezug. In noch viel stärkerer Weise 
trägt das Denkmalschutzgesetz zur möglichst unverän-
derten Erhaltung von Gebäuden und baulichen Anlagen bei. 
Solaranlagen in der Stadt stoßen mit ihrer weiteren Verbrei-
tung immer öfter an diese rechtlichen Rahmenbedingungen. 
Innerhalb des Magistrats konnte durch die Initiative der Wie-
ner Umweltanwaltschaft (WUA) ein wichtiger Schritt für die 
Integration von Solaranlagen gesetzt werden. Neben der 
technischen Ausgereiftheit bieten heutige Solaranlagen 
auch vielfältige Gestaltungsmöglichkeiten. In Zusammenar-
beit mit der MA 19-Architektur und Stadtgestaltung sowie 
den mit der Solarförderung befassten Dienststellen konnte 
zunächst eine einheitliche Kommunikations- und Informati-
onsbasis für BürgerInnen erarbeitet werden. In einem zwei-
ten Schritt informierten sich VertreterInnen der betroffenen 
Dienststellen im Rahmen eines Vortrags des Austrian Insti-
tute for Technology (AIT) über die aktuell verfügbaren Ge-
staltungsmöglichkeiten bei Solaranlagen.   

Kraftwerk Freudenau

Das Kraftwerk Freudenau plant die Einbringung einer Ma-
trixturbinenanordnung in den Zu- und Abströmkanal der 
Schleusenkammer des Kraftwerks Freudenau. Die Matrix 
umfasst 25 Turbinen mit einer Leistung von je 200 kW, die 
Betriebsdrehzahl beträgt 8 1/3 Hz. Durch das Projekt ist die 
Nutzung des Schleusenwasserpotenzials (etwa 11 GWh/a) 
sowie eine Nutzung des Überwassers (Auslegung des ge-
samt Kraftwerks auf 37 d/a) möglich. Das Projekt lässt eine 
Steigerung der Ausnutzung des vorhandenen Potenzials um 
etwa 1 % erwarten. Aus umwelttechnischer Sicht ist durch 
das Projekt keine merkbare Änderung der Auswirkung des 
Kraftwerks auf seine Umwelt zu erwarten. Die WUA war in 
das Verfahren eingebunden.

Der Energieausweis

Der Energieausweis dient als Instrument zur Beschreibung 
der energetischen Qualität von Gebäuden. Der Energiever-
brauch von Gebäuden wird dargestellt und für künftige Mie-
terInnen, KäuferInnen und InteressentInnen sichtbar. Die 
Energieeffizienz soll gesteigert und die Transparenz erhöht 
werden. Der Energieausweis ist von einem nach den für die 
Berufsausübung maßgeblichen Vorschriften Berechtigten 

oder einer akkreditierten Prüfstelle auszustellen (Bauord-
nung für Wien § 118 Abs 5). Eine solche Prüfstelle ist in 
Wien zum Beispiel die MA 39-Prüf-, Überwachungs- und 
Zertifizierungsstelle der Stadt Wien. Ein Mitarbeiter der WUA 
hat sich im Rahmen einer Jobrotation in der MA 39 intensiv 
mit dem Thema auseinander gesetzt und auch Energieaus-
weise erstellt. 

Vor einigen Jahren wurde in der EU für zahlreiche Haus-
haltsgeräte das Energie-Pickerl (Energieeffizienz-Label) ein-
geführt. Mittlerweile haben sich die KonsumentInnen be-
reits an diese Energieverbrauchsinformation für Waschma-
schine, Geschirrspüler und Co. gewöhnt und greifen immer 
öfter zu den energieeffizienteren Geräten. Durch Informa-
tion über den Energieverbrauch sollten die Energiekosten in 
die Kaufentscheidung einfließen. 

Genau dasselbe verfolgt auch die EU Richtlinie über die Ge-
samtenergieeffizienz der Gebäude („EU Gebäuderichtli-
nie“). Seit 1.1.2008 müssen für Neubauten Energieaus-
weise erstellt werden. Die Energieausweise enthalten we-
sentliche Energieverbrauchsangaben des Gebäudes sowie 
Hinweise, wie die Gesamtenergieeffizienz verbessert wer-
den kann. Ab dem 1.1.2009 muss der Ausweis bei allen 
Haus- und Wohnungsverkäufen sowie bei Vermietungen 
und Verpachtungen seitens des Verkäufers, Vermieters und 
Verpächters vorgelegt werden. 

Elektromobilität – Elek-
tromotor als alternati-
ver Antrieb im Verkehr

Der Verkehr ist einer der großen Verursacher von Treibhaus-
gasen und Luftschadstoffen, wie Stickoxiden und Feinstaub. 
In Österreich werden jährlich über 10 Milliarden Liter Treib-
stoff verbraucht (etwa drei Viertel Diesel und ein Viertel Ben-
zin). Als Alternative zu Erdöl-basierten Treibstoffen für Ver-
brennungsmotoren können Treibstoffe aus Biomasse den 
Bedarf nachhaltig nicht einmal annähernd decken. Jedoch 
reicht der photovoltaische Jahresstromertrag eines Hektars 
für über drei Millionen Kilometer Autofahrt. Auf der gleichen 
Fläche wachsen im Jahr aber nur Pflanzen für Biosprit für 
weniger als hunderttausend Kilometer. Umwelt- und Kli-
maschutzüberlegungen sowie steigende Ölpreise treiben 
die Suche nach alternativen Kraftstoffen und Antriebskon-
zepten immer stärker voran. 

Der öffentliche Verkehr ist aus zahlreichen Gründen dem 
motorisierten Individualverkehr (MIV) vorzuziehen. Eine Ver-
lagerung des Verkehrs auf öffentliche Verkehrsmittel sowie 
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der Ausbau und die Verbesserung derselben ist daher das 
vorrangige Ziel. Das Elektroauto ist in Hinblick auf Luft-
schadstoffe, Lärm und Gesamtwirkungsgrad dem Verbren-
nungsmotor-betriebenen KFZ überlegen. Im Hinblick auf 
den Komfort, Aspekte wie das Fahrverhalten und Langlebig-
keit stellt der Elektroantrieb eine Verbesserung gegenüber 
dem Verbrennungsmotor dar. Fahrzeuge mit Elektroantrieb 
sind somit aus Sicht der WUA die sinnvollste Form des MIV 
im urbanen Bereich. Allerdings darf auch eine Ökologisie-
rung des MIV nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch 
eine ökologischere Fahrzeugflotte nichts an der Knappheit 
des Straßenraumes ändert. Gleich wichtig wie die Ökologi-
sierung des Fahrzeugbestandes ist also auch die Änderung 
des individuellen Mobilitätsverhaltens, um nicht letztendlich 
„ökologisch im Stau zu stehen“. 

Seitens der WUA wurde das Thema auch ins KLIP II 
eingebracht.

Detailinformationen zu diesem Thema: www.wua-wien.at/
home/stadtplanung-und-verkehr/verkehr/elektromotor-
verkehr 

Studie „Zukünftige Chancen 
der Solarthermie in Wien“

Die neue Studie bietet einerseits einen Überblick über die 
Entwicklung auf dem Gebiet der Solarenergienutzung, an-
derseits analysiert sie Potenziale und Möglichkeiten zur 
Umsetzung speziell für Wien. 

Insgesamt kommen die AutorInnen zu dem Ergebnis, dass 
die Nutzung der Sonnenenergie einen relevanten Anteil zur 
auch zukünftig sicheren und sauberen Energieversorgung 
der Stadt leisten kann. Allerdings wird auch darauf hinge-
wiesen, dass diese Entwicklung nicht von selbst stattfinden 
wird, sondern entsprechende Rahmenbedingungen gesetzt 
werden müssen. 

Auch wenn die Stadt durch Förderungen und Information 
bereits in der Vergangenheit Voraussetzungen für eine posi-
tive Entwicklung im Bereich der Sonnenenergienutzung ge-
schaffen hat, bedarf es weiteren Maßnahmen, um die vor-
handenen – noch brachliegenden – Potenziale für eine 
nachhaltige Energiezukunft zu nutzen. 

Sonnenenergie ist eine saubere, sichere und vor allem un-
erschöpfliche Energiequelle. Gerade im urbanen Umfeld, 
wo Platz ein knappes Gut ist und eine gute Luftqualität so-
wie die Vermeidung von Lärm wichtig für die Erhaltung einer 
hohen Lebensqualität sind, ist die Nutzung von Sonnen
energie eine wichtige Option. Diese Art der Energiegewin-
nung, gleich ob für Strom oder Wärme, hat in den ver-
gangenen Jahren in Österreich einen enormen Aufschwung 
erfahren. Vor allem kleine Anlagen im Einfamilienhausbe-

reich gehören heute vieler Orts bereits zum Standard. Um 
auch die Möglichkeiten für städtische Strukturen darzustel-
len, hat die WUA vom renommierten Austrian Institute of 
Technology diese Studie erstellen lassen. 

Studie „Zukünftige Chancen der Solarthermie in Wien“: 
www.wua-wien.at/home/images/stories/energie/studie-
solarthermie-wien.pdf 
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Bilaterale Nuklear-
expertentreffen

In ihrer Eigenschaft als Atomschutzbeauftragte nimmt die 
Wiener Umweltanwaltschaft (WUA) als Vertreterin des 
Landes Wien an den bilateralen Nuklearexpertentreffen vor-
nehmlich mit den für Wien relevanten Nachbarstaaten teil.

Im Rahmen der jährlich alternierend in Österreich und dem 
jeweiligen Abkommenspartnerstaat stattfindenden Treffen 
werden nicht nur aktuelle Themen und Projekte bespro-
chen, sondern auch die prinzipielle Verfügbarkeit der Kom-
munikationskanäle für den Notfall überprüft und gegebe-
nenfalls aktualisiert. 

Im Jahr 2009 ist in diesem Zusammenhang besonders das 
Treffen mit Polen anzuführen. Obwohl mit Polen schon seit 
längerem ein Nuklearinformationsabkommen besteht, ist es 
erst durch die neuen Bestrebungen Polens zum Einstieg in 
die Kernenergie zu einem ersten Treffen gekommen. Nach 
den eingestellten kernenergetischen Ambitionen Polens in 
den 1980-er Jahren an der Danziger Bucht plant Polen ei-
nen Teil seiner zukünftig dringend zu ersetzenden Kohle-
kraftwerke durch Kernkraftwerke zu ersetzen. Neben der 
Besichtigung des bestehenden Kernforschungszentrums in-
klusive der Zwischenlager für den Brennstoff des vorhan-
denen und des stillgelegten Forschungsreaktors hat sich die 
österreichische Delegation einen genauen Überblick über 
die weiteren Pläne Polens im Zusammenhang mit der Kern-
energie gemacht. Dabei wurde des Weiteren die Gelegen-
heit genutzt, die Bedenken und Vorbehalte Österreich dar-
zulegen und Alternativen zur Kernenergie anzusprechen. 

Auf Grund des laufenden UVP-Verfahrens zum Kernkraft-
werk Mochovce ist auch das Treffen mit der Slowakei für die 
Arbeit der WUA wichtig. Im Rahmen des bilateralen Treffens 
sowie der Konsultationen zu den aktuellen konkreten Ver-
fahren war es zum Beispiel durch den gemeinsamen Ein-
satz der österreichischen Seite möglich, die Stellungnahme-
möglichkeit für die Bevölkerung im gesamten Verfahren zur 
Leistungserhöhung Mochovce zu sichern.  

Im März 2009 verabschiedete das ungarische Parlament 
eine Grundsatzentscheidung, in welcher der Wille zur Erwei-
terung des KKW Paks bekundet wurde. Das KKW erzeugt 
etwa 40 % des ungarischen Strombedarfs. Die Errichtung 
von neuen Reaktoren würde die Kapazität um 1 bis 1,6 GW 
erhöhen. Bereits heute ist es auf Grund der konzentrierten 
Leistung notwendig vor Ort Maßnahmen zur Netzfrequenz-
stabilisierung zu ergreifen. Im Fall des Zubaus wird in Paks 
zumindest 60 % der ungarischen Stromerzeugung erfolgen. 

Gravierende technische Probleme im Bereich des Strom-
netzes sind dadurch genauso zu erwarten, wie eine höheres 
Risiko für Unfälle oder terroristische Aktionen. Die wich-
tigsten Punkte des Treffens waren das bevorstehende Ge-
nehmigungsverfahren von bis zu zwei neuen Reaktoren in 
Paks, der Stand des Projektes selbst sowie die ungarischen 
Maßnahmen zur Kontrolle radioaktiver Quellen. Die kürzlich 
abgeschlossene Leistungserhöhung der Blöcke 1 - 4 auf je-
weils 500 MW und die geplante Laufzeitverlängerung sind 
aus österreichischer Sicht problematisch. Die Kontrolle 
radioaktiver Quellen wird weiter optimiert.

Kernkraftwerk Mochovce
3 und 4/Slowakei 

Der Entschluss das KKW Mochovce, keine 150 km von Wien 
entfernt, um zwei Reaktorblöcke zu erweitern hat für großes 
Interesse gesorgt.

Die ersten zwei Reaktoren des Typs WWER 440/213 wurden 
am Standort in den 1970-er Jahren geplant. In den 1980-er 
Jahren wurde in der damals noch bestehenden Tschecho-
slowakischen Sozialistischen Republik mit dem Bau begon-
nen. Durch die politischen Änderungen und finanzielle Pro-
bleme verzögerte sich der Bau bevor die Blöcke 1 und 2 
Ende des letzten Jahrtausends in Betrieb gingen und der 
Bau an den Blöcken 3 und 4 eingestellt wurde. Durch geän-
derte Eigentumsverhältnisse und politischen Druck sollen 
nun die verbleibenden zwei Reaktoren fertig gestellt und in 
Betrieb genommen werden. Die Slowakei, als Nachfolge-
staat der CSSR, auf deren Gebiet sich das KKW heute befin-
det, hat nicht zuletzt auf Druck des Bundes und der meist 
betroffenen Länder Anfang 2009 mit einem grenzüber-
schreitenden UVP-Verfahren zu dem Vorhaben begonnen. 
Die WUA als Atomschutzbeauftragte der Stadt Wien hat ei-
nerseits bereits an den Verhandlungen teilgenommen, die 
letztlich ein UVP-Verfahren überhaupt möglich gemacht ha-
ben und andererseits die Position Wiens bereits im Vorver-
fahren vertreten. Im Juni 2009 wurde die Stellungnahme 
der slowakischen UVP-Behörde zu den vorgelegten Unterla-
gen veröffentlicht. In dieser Stellungnahme trug die Behörde 
der Antragstellerin einige von österreichischer Seite im Vor-
verfahren kritisierte Punkte zur Verbesserung auf. Im Sep-
tember 2009 wurden die durch die Antragstellerin verbes-
serten Unterlagen auch in Österreich öffentlich aufgelegt. 
Im Rahmen der öffentlichen Auflage der Unterlagen nutzten 
mehr als 204.000 WienerInnen die Möglichkeit gegen das 
Projekt Stellung zu beziehen. Die WUA als Atomschutzbe-
auftragte unterstützte die relevanten Dienststellen der Stadt 
Wien in fachlicher Hinsicht bei der Zusammenstellung der 
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Informationsmaterialien. Während der Auflagefrist fand 
auch die von der WUA ausgerichtete öffentliche Anhörung 
für Österreich  in Wien statt. Bei dieser Gelegenheit hatten 
interessierte BürgerInnen die Möglichkeit direkt gegenüber 
der Slowakischen Behörde und der Antragstellerin ihre Be-
denken kund zu tun. Knapp 200 Personen nutzten diese 
Gelegenheit. Im November 2009 hat die Wiener Landesre-
gierung beschlossen, sich sowohl mit einer Beschwerde we-
gen nicht Umsetzung von Gemeinschaftsrecht als auch mit 
einem Informationsansuchen an die europäische Komission 
zu wenden. Konkret wird die Nichtumsetzung von Art 10a 
337/85/EWG idgF, des Art. 6 der Aarhus-Konvention und 
Art 37 EURATOM-Vertrag kritisiert. Die WUA als Atom-
schutzbeauftragte der Stadt Wien hat im Zuge dessen die 
relevanten Stellen in der Stadt Wien fachlich unterstützt. Im 
Folgenden wird die WUA an den bilateralen Konsultation für 
die Stadt Wien teilnehmen und auf Expertenebene die Inte-
ressen der Stadt vertreten. 

Leistungserhöhung KKW
Mochovce 1 und 2/Sk 

Im Kernkraftwerk Mochovce wird in beiden in Betrieb be-
findlichen Reaktoren des Typs WWER 440/213 eine Erhö-
hung der Leistung um sieben Prozent angestrebt. Die WUA 
hat in ihrer Funktion als Atomschutzbeauftragte für Wien 
eine Stellungnahme zum UVP-Verfahren abgegeben und 
ihre Bedenken und Kritikpunkte ausführlich dargelegt. Die 
WUA ist der Ansicht, dass auslegungsüberschreitende Stör-
fälle im KKW Mochovce zu weitreichenden Folgen für die 
Wiener Bevölkerung führen können. Auf Grund des feh-
lenden Containments ist – auch durch eine Verbesserung 
von Sicherheitssystemen – eine Annäherung an das Sicher-
heitsniveau europäischer Reaktoren nur schwer zu errei-
chen. Eine Leistungserhöhung ginge noch weiter an die Sy-
stemgrenzen und vermindert Sicherheitsreserven. Daher 
lehnt die WUA eine Leistungserhöhung ab. Wir fordern auch 
–  unabhängig von der gegenständlichen Leistungserhö-
hung – die Grundlage für eine finanzielle Haftung des Be-
treibers, respektive der slowakischen Republik, zu schaffen, 
die es ermöglicht, alle Schäden im Falle eines Unfalls auch 
in Österreich zumindest monetär vollständig abzudecken. 

UVP für neues KKW in 
Litauen

Nach langem hin und her um das KKW Ignalina, dessen 
Schließung im Rahmen des EU-Beitritts Litauens vereinbart 
wurde, hat sich Litauen zum Neubau eines Atomkraftwerks 
am selben Standort entschieden. Die beiden bestehenden 
Reaktoren vom Typ RBMK 1500 in Ignalina (Block 1: abge-
schaltet 31.12.2004, Block 2: Ende 2009 abgeschaltet) 

sind Nachfolgemodelle jenes Reaktortyps, der in Tscherno-
byl 1986 die Katastrophe auslöste. 

Österreich beteiligt sich am grenzüberschreitenden UVP-
Verfahren zum Neubau des KKW Ignalina, mit einer elek-
trischen Leistung von bis zu 3400 MW, in Litauen. Die WUA 
als Atomschutzbeauftragte der Stadt Wien hat zu den Plä-
nen kritisch Stellung genommen und forderte eine Reihe 
von weiteren Untersuchungen. 

Folgende Punkte werden im vorliegenden Projekt seitens 
der WUA bemängelt: 

•	 Die fehlende Prüfung von echten Alternativen, obwohl 
dies laut Espoo-Konvention ein wesentlicher Bestandteil 
des UVP-Verfahrens ist. Entgegen der internationalen 
Praxis werden nur gering unterschiedliche (wenige Kilo-
meter entfernte) Standorte und verschiedene KKW-Ty-
pen betrachtet.  

•	 Die Rechtsverbindlichkeit der für die Betrachtung der 
Auswirkungen schwerer Unfälle herangezogenen Nor-
men in Litauen ist fraglich. Die Bauausführung und Pla-
nung kann also von diesen Normen abweichen, was zur 
Folge hat, dass die Auswirkungen möglicherweise we-
sentlich größer als jene in der UVP-Dokumentation dar-
gestellten sind. 

•	 Der langfristige Umgang mit den stark radioaktiven Ab-
fällen des KKW wird aus dem Projekt ausgeklammert. 
Jedoch stellen gerade diese Abfälle aus dem Betrieb 
eines Atomkraftwerks ein nach wie vor ungelöstes Pro-
blem dar. Der Müll muss über hunderttausende Jahre 
sicher – von der Umwelt abgeschlossen – verwahrt wer-
den. Dieser Umstand hat auch Auswirkungen auf die 
Rentabilität von KKW im Vergleich zu Alternativen. 

Reaktivierung KKW 
Bohunice – Vertragsver-
letzung der Slowakei

Die Slowakei hat Anfang 2009 unter dem Vorwand des 
Gasstreits der Ukraine mit Russland beschlossen den Block 
V1 des KKW Bohunice wieder in Betrieb zu nehmen. Damit 
verstößt die Slowakei gegen die vertraglich festgelegten und 
verbindlichen Vereinbarungen im Rahmen des EU-Beitritts. 
Für die WUA in ihrer Funktion als Atomschutzbeauftragte 
für Wien war daher die Einleitung eines Vertragsverletzungs-
verfahrens nach Artikel 226 EG-Vertrag unumgänglich. 
Wien forderte von der Slowakei die sofortige Rückkehr auf 
den Boden des EU-Rechts. Das KKW Bohunice wurde nicht 
wieder hochgefahren.
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Fertigstellung KKW 
CernavodÂ in Rumänien

Der einzige rumänische Kernkraftwerksstandort befindet 
sich in Cernavodâ nahe dem Beginn des Donau-Schwarz-
meer-Kanals. Die Machbarkeitsstudie für das Kraftwerk 
stammt aus dem Jahr 1976. In den 1980-er Jahren wurde 
mit den Bauarbeiten begonnen und im Juni 1996 lieferte 
Block 1 den ersten Strom, Block 2 ging im August 2007 ans 
Netz. Am grenzüberschreitende Verfahren zur Fertigstellung 
der Blöcke 3 und 4 hat sich die WUA im Rahmen ihrer Auf-
gaben als Atomschutzbeauftragte für Wien beteiligt und eine 
Stellungnahme abgegeben. Auch an der Konsultation in Ru-
mänien und einer Kraftwerksbesichtigung hat die WUA 
teilgenommen.

Neue finnische 
Kernkraftwerke

In Finnland laufen seit August 2005 die Bauarbeiten für den 
weltweit ersten EPR. Dieser Bau ist durch laufende tech-
nische Mängel und explodierende Baukosten gekennzeich-
net. Auf Grund entsprechender Verträge treffen diese Pro-
bleme die Errichter Siemens und Areva. Bis heute sind drei 
weitere Anträge zur Errichtung von neuen Kernreaktoren in 
Finnland gestellt worden. Die Entscheidung ob und wie viele 
neue Reaktoren gebaut werden, liegt noch bei der fin-
nischen Regierung. Die WUA nahm als gemeinsame Vertre-
terin der Bundesländer an zwei der drei Konsultationen im 
Rahmen des grenzüberschreitenden UVP-Verfahrens teil. 
Dabei konnten der finnischen Atomaufsichtsbehörde – in 
konstruktiver Atmosphäre – die technischen Bedenken der 
österreichischen Seite dargelegt werden. Entsprechende zu-
sätzliche Anforderungen wurden in die UVP-Dokumentation 
integriert.   
 

Neubaupläne für das KKW
Temelin – aktuelle Studie 

Das grenznahe KKW Temelin ist eines der Reizthemen der 
österreichischen Antiatompolitik. Im Jahr 2008 wurde das 
Scoping-Dokument für ein UVP-Verfahren zur Errichtung 
zweier weiterer Reaktoren am Standort eingebracht. Die 
WUA hat zu diesem lückenhaften Dokument in ihrer Eigen-
schaft als Atomschutzbeauftragte der Stadt Wien kritisch 
Stellung genommen und zahlreiche sicherheitsrelevante 
Punkte für das weitere UVP-Verfahren reklamiert. Die WUA 
hat auch eine Studie zu den Ausbauplänen der Kernkrafts-
blöcke 3 und 4 bei dem Nukleartechnikexperten DI Geert 

Weimann beauftragt. In der Studie „Systemverträglichkeit 
für Umwelt und Risiken der Leistungsverdopplung durch 
den Bau der Kernkraftwerksblöcke Temelin 3 und 4 am 
Standort Temelin in der Tschechischen Republik“ werden 
die problematischen energiepolitischen Rahmenbedin-
gungen beleuchtet sowie die bis jetzt bekannten Risiken des 
Projekts untersucht und bewertet. (www.wua-wien.at/home/
images/stories/atomschutz/positionen_stellungnahmen/stu-
die-temelin-3-4.pdf)

Nach Durchsicht aller Stellungnahmen und der Dokumente 
des Antragstellers, hat die tschechische Behörde ebenfalls 
eine Reihe von Ergänzungsaufträgen erteilt, um die Grund-
lage für ein ordnungsgemäßes UVP-Verfahren nach gel-
tenden europäischen Standards zu schaffen. Ob ein EU-
rechtskonformes Verfahren bei geltendem tschechischen 
Recht überhaupt möglich ist, wird sich allerdings noch he-
rausstellen. Vor allem von Oberösterreich wird massiv kriti-
siert, dass die Überprüfbarkeit des UVP-Verfahrens durch 
unabhängige Gerichte für die Beteiligten nicht entspre-
chend Artikel 10a der RL 85/337/EWG idgF gegeben ist.   

Das KKW Temelin ist auf Grund seiner Lage aus Sicherheits-
überlegungen sehr problematisch für Österreich. Deswegen 
ist ein ordentliches und umfassendes Verfahren von beson-
derer Bedeutung. Erstes Ziel der Beteiligung an diesem Ver-
fahren ist natürlich die Verhinderung weiterer nuklearer Ka-
pazitäten am Standort. Sollte es dennoch zu einer Genehmi-
gung des Vorhabens kommen, muss die Anlage abseits aller 
finanziellen Begehrlichkeiten des Antragstellers höchst mög-
liche technische Sicherheitsstandards erfüllen. 

Uran – der schmutzige Anfang der Atomenergie 

Das Österreichische Ökologieinstitut hat im Auftrag der 
WUA die Broschüre „Rückkehr des Uranabbaus nach Eu-
ropa“ erarbeitet. Gerade durch die verstärkte Debatte über 
die Rückkehr der Atomkraft in Europa ist auch das Thema 
Uranbergbau in Europa wieder aktuell. Die vorliegende 
Broschüre bietet einen guten Überblick über diese oft ver-
gessene Problematik (www.wua-wien.at/home/images/
stories/publikationen/uranbroschuere.pdf).

Zu diesem Thema und anlässlich „30 Jahre Volksabstim-
mung zum AKW Zwentendorf“ hat die WUA gemeinsam 
mit der Geschäftsgruppe Umwelt und dem Österrei-
chischen Ökologieinstitut eine Ausstellung im Amtshaus 
Muthgasse organisiert.

Im normalen Betrieb benötigt ein Atomreaktor ständigen 
Nachschub an Brennstoff. Der wichtigste Bestandteil die-
ser Brennelemente ist Uran. Etwa 60.000 Tonnen davon 
werden  jährlich weltweit in Kernkraftwerken verbraucht. 
Zurück bleiben etwa 60.000 Tonnen hoch radioaktiver Ab-
fall. Zur Gewinnung des Urans in Bergwerken werden rie-
sige Mengen Gesteinsmaterial bewegt. Nur ein Bruchteil 



davon ist Uran. Beim überwiegenden Rest handelt es sich 
um radioaktiven Abraum, der oft ungeschützt auf Halden 
deponiert wird. Wind und Regen sorgen für die Verteilung 
in der Umgebung. Leidtragende davon sind Arbeiter und 
ihre Familien die – besonders in den Entwicklungsländern 
– in unmittelbarer Umgebung der Förderstellen leben. 

Studie zu internationalen
UVP-Verfahren von KKW 

Die WUA als Atomschutzbeauftragte der Stadt Wien betei-
ligt sich an grenzüberschreitenden UVP-Verfahren im Atom-
bereich, um die Interessen der Stadt zu vertreten. Gleich-
zeitig versucht sie eine möglichst breite Information für alle 
BürgerInnen zur Verfügung zu stellen. Um den Interessier-
ten die eigene Beteiligung an solchen Verfahren zu erleich-
tern, hat die WUA in Zusammenarbeit mit GLOBAL 2000 
die Erstellung eines Leitfadens zu grenzüberschreitenden 
UVP-Verfahren unterstützt. Eine Kurzfassung des „Good 
Practice-Kataloges für internationale UVP-Prozesse von 
Atomanlagen“ steht auch in englischer Sprache zur Verfü-
gung. Die Studie zeigt an Hand von Beispielen vergangener 
UVP-Verfahren die wesentlichen Punkte von UVP-Verfah-
ren zu KKW auf. Darüber hinaus wird eine Übersicht über 
den Ablauf und die Beteiligungsmöglichkeiten eines grenz-
überschreitenden UVP-Verfahrens geboten. (www.wua-
wien.at/home/images/stories/publikationen/internationale-
uvp-prozesse-atomanlagen.pdf) 

Auf der Basis internationaler Verpflichtungen wie der Es-
poo-Konvention (BGBl. III 201/1997) oder der Richtlinie 
des Rates über die Umweltverträglichkeitsprüfung (85/337/
EWG i.d.g.F.) sind bei Projekten mit potenziell weitrei-
chenden Auswirkungen, wie es Atomkraftwerke sind, grenz-
überschreitende UVP-Verfahren durchzuführen. Da leider 
wieder mehr europäische Staaten auf Kernenergie setzen, 
müssen häufiger Verfahren eingeleitet werden. 

Störfälle in 
europäischen KKW

Im KKW Paluel 2 (Frankreich) stellt die Nuklearbehörde 
(Autorité de sûreté nucléaire) die fehlerhafte Ansteuerung 
von Ventilen des primären Dampfkreislaufes fest. Der Vor-
fall wird mit der Stufe 1 auf der siebenteiligen INES-Skala 
klassifiziert, da die Dichtheit des Containments während 
des Bestehens des Fehlers fraglich war.

Im KKW Asco (Spanien) entweicht Radioaktivität aus dem 
Brennelemente-Gebäude auf dem Werksareal. Die Behörde 
(CSN) stuft den Vorfall mit INES 2 ein, da der Betreiber über 

Monate deutliche Indizien wie das Auslösen von Aktivitäts-
Alarmen missachtet bzw. falsch interpretiert hat und der 
CSN falsche, verharmlosende Daten lieferte. Im Zuge der 
Aufarbeitung des Vorfalls mussten hunderte Personen auf 
mögliche radioaktive Kontaminationen untersucht werden.

Im KKW Krško (Slowenien) kommt es zu einem Leck im Pri-
märkreislauf durch das etwa 2.500 Liter Kühlwasser pro 
Stunde austreten. Der Reaktor wird abgefahren. Durch eine 
Reihe von Kommunikationsfehlern wird einerseits an Öster-
reich eine Übung gemeldet, andererseits über das europä-
ische Warnsystem ECURIE die höchste von drei Warnstufen 
– „Alarm“ – ausgelöst. 

Im KKW Riwne (Ukraine) kommt es von den Medien wenig 
beachtet zum Austritt von Kühlmittel aus dem Primärkreis-
lauf durch ein Leck.

In den Atomanlagen Tricastin und Romans-sur Isère (Frank-
reich) tritt mit Uran kontaminiertes Wasser aus. 

Seit rund 15 Jahren ist die Rissbildung am Kernmantel des 
Reaktors im KKW Mühleberg (Schweiz) bekannt. In den letz-
ten 10 Jahren sind die Risse in den Wärmeeinflusszonen 
der Rundnähte des Kernmantels zum Teil um über einen 
Meter gewachsen. Eine periodische Sicherheitsüberprüfung 
zeigte, dass bereits 25 % der Länge der meistbetroffenen 
Rundnaht gerissen sind und die maximale Risstiefe bereits 
über 3 Zentimeter beträgt. Die zuständige Behörde sieht al-
lerdings weiter die Sicherheitserfordernisse erfüllt. 

KKW Mühleberg/Schweiz
– unbefristete Betriebs-
bewilligung

Das KKW Mühleberg ist das einzige Schweizer Atomkraft-
werk, das über keine unbefristete Betriebsbewilligung ver-
fügt. Die bestehende Bewilligung läuft im Jahr 2012 aus. 
Seit mehreren Jahren versucht der Betreiber eine solche zu 
erlangen. Die WUA hat sich in ihrer Eigenschaft als Atom-
schutzbeauftragte der Stadt Wien gegen die Erteilung einer 
solchen Bewilligung ausgesprochen. In einem Referendum 
haben sich 64,35 % der abstimmenden BürgerInnen im 
Kanton Waadt gegen eine unbefristete Betriebsbewilligung 
für das KKW Mühleberg ausgesprochen.
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Treffen der Landes-
umweltanwältInnen

Zweimal Jährlich treffen sich die Umweltanwaltschaften Ös-
terreichs zu einer gemeinsamen UmweltanwältInnen-Kon-
ferenz, wobei die Gastgeberrolle immer abwechselnd wahr-
genommen wird. Diese regelmäßigen Treffen haben die 
wichtige Aufgabe des Informations- und Gedankenaus-
tausches sowie der Koordinierung in organisatorischer und 
fachlicher Hinsicht. 

17. und 18. April 2008 in Salzburg 

Zu Beginn der Tagung referierte Herr Univ.-Prof. Dr. 
Leopold Weber, Bundesministerium für Wirtschaft, Familie 
und Jugend, über den Österreichischen Rohstoffplan. Der 
österreichische Rohstoffplan soll in angemessener Frist die 
Lagerstätten der benötigten mineralischen Rohstoffe doku-
mentieren. Auf Basis dieser Lagerstättenkarten ist in Rela-
tion zum jeweiligen Bedarf mit den Ländern und Gemein-
den ein bundesweiter Abbauplan für Rohstoffe zu erstellen, 
der die Basis für künftige Gewinnungsbetriebspläne sein 
soll. Ziel ist die Schaffung eines zwischen Bund und den 
Bundesländern akkordierten bundesweiten Masterplans 
zum Schutz der standortgebundenen Mineralrohstoffvor-
kommen und als Vorsorge für eine bedarfsorientierte, um-
weltgerechte, konfliktarme, „sanfte“ Nutzung derselben.

Fortgesetzt wurde die Tagung mit Berichten von aktuellen 
Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren sowie einem Vor-
trag über den Baumschutz in der Stadt Salzburg. Den Ab-
schluss des ersten Tages bildete eine Führung durch das 
Natura 2000-Gebiet Salzachauen. 

6. und 7. November 2008 im Burgenland 

Die Wiener Umweltanwaltschaft (WUA) stellte die neuen Er-
kenntnisse zu den Themen Lichtverschmutzung und Vogel-
schlag vor und erläuterte die neuesten Aktivitäten zur För-
derung von Mehrwegverpackungen. Der erste Tag wurde 
mit Beobachtungen des Vogelzugs im Nationalpark 
abgeschlossen. 

Der folgende Tag war dem Schwerpunkt „Eingriffs-Aus-
gleichsregelungen im Naturschutz in Österreich und 
Deutschland“ gewidmet. Dr. Jürgen Rienesl (MA 22) prä-
sentierte Ergebnisse, die er während seiner Rotationszeit in 
der WUA erarbeitet hatte.

19. und 20. März 2009 in der Steiermark 

Die Tagung wurde von Landesrat Ing. Manfred Wegscheider 
eröffnet, der diverse Verbesserungen im Umweltbereich ge-
meinsam mit den UmweltanwältInnen erörterte. Danach 
folgten die Berichte der einzelnen Bundesländer. 

Der zweite Tag hatte die Novelle zum Umweltverträglich-
keitsprüfungsgesetz zum Thema. Frau Dr. Petek, Frau DI 
Eberhartinger-Tafill und Herr Dr. Baumgartner, alle Lebens-
ministerium, präsentierten die wesentlichen Punkte der No-
velle. In der folgenden Diskussion erläuterten die Umwelt-
anwältInnen den aus ihrer Sicht notwendigen Verbesse-
rungsbedarf. Die VertreterInnen des Lebensministeriums 
gaben zu Bedenken, dass die Novelle ein Kompromiss zwi-
schen Interessen der Wirtschaft und der Umwelt sei. Im An-
schluss daran wurde eine gemeinsame Stellungnahme der 
Österreichischen Umweltanwaltschaften zur Novelle 
entworfen. 

1. und 2. Oktober 2009 in St. Pölten 

Zur zweiten UmweltanwältInnenkonferenz 2009 hatte der 
niederösterreichische Umweltanwalt Prof. Dr. Rossmann 
ins Landhaus geladen. Am Beginn der Veranstaltung ge-
währte Dipl. Ing. Gerhard Christiner einen Einblick in den 
Verbund-Masterplan. Der Verbund ist mit seinen vielen 
Laufkraftwerken größter Stromproduzent in Österreich. Zu-
sätzlich ist er für die flächendeckende Stromversorgung in 
Österreich verantwortlich. 

Die Tagung schloss am zweiten Tag mit einer Exkursion zu 
NATURA 2000-Gebieten in die Wachau und den land-
schaftsökologischen Folgen von Christbaumkulturen im 
Dunkelsteinerwald.  

Positionspapier „Bio-
massenutzung“

Die EU-Biokraftstoff-Richtlinie schreibt ab 2010 eine Bei-
mischung von Biokraftstoffen zu Benzin und Diesel von 
5,75 % vor. Eine Erhöhung des Biokraftstoffanteiles bis 
2020 wird derzeit in den EU-Gremien diskutiert. Öster-
reich strebt bis 2020 einen Ausbau des Biokraftstoffan-
teiles auf bis zu 20 % an. 

VERNETZUNG DER UMWELT-					   
ANWALTSCHAFTEN ÖSTERREICHS
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vernetzung der umweltanwaltschaften österreichs

Die österreichischen Umweltanwaltschaften haben diese 
Ausbaupläne zum Anlass genommen, sich ausführlich mit 
der Thematik auseinander zu setzen. Die wesentlichen Er-
kenntnisse wurden im Jänner 2009 in einem Positionspapier 
zusammengefasst. Der Grundsatz lautet: „Biomassenutzung 
ja, aber nicht um jeden Preis!“ Es sind jedenfalls noch ge-
nauere Untersuchungen zum Thema „Biomassenutzung in 
Österreich“ notwendig. Die Ergebnisse dieser Untersu-
chungen sollten in einen überarbeiteten Biomasse-Aktions-
plan einfließen. 

Das Positionspapier soll einen offenen Diskussionsprozess 
mit allen Beteiligten einleiten, um eine nachhaltige Nutzung 
von Biokraftstoffen in Österreich zu ermöglichen. Die Umwelt
anwältinnen und Umweltanwälte Österreichs haben sich mit 
ihren Anliegen daher auch an den Umweltminister gewandt. 

Das Positionspapier „Energetische Biomassenutzung für die 
Produktion von Agrotreibstoffen“ der Österreichischen Um-
weltanwaltschaften ist unter www.wua-wien.at/home/images/
stories/umweltrecht/biomasse-positionspapier.pdf 
nachzulesen.
 

Gemeinsamer Brief der Umweltanwalt-
schaften an Bundesminister Berlakovich 
zur Nutzung von Biomasse

Das Positionspapier „Energetische Biomassenutzung für 
die Produktion von Agrotreibstoffen“ der Österreichischen 
Umweltanwaltschaften wurde auch Herrn Bundesminister 
Berlakovich übermittelt. In dem Schreiben wurde gefordert, 
dass die österreichischen Ziele zur Beimischung von Bio
treibstoffen, die derzeit über die verpflichtenden Vorgaben 
der Europäischen Union weit hinausgehen, ausgesetzt wer-
den sollen, da die nachhaltige Produktion zur Zeit nicht si-
chergestellt werden kann. Auch andere Ziele im österrei-
chischen Biomasseaktionsplan und in der österreichischen 
Klimastrategie sind nur unter genau definierten Vorausset-
zungen ein Beitrag zum Umweltschutz, bzw. kann mit dem-
selben Kosteneinsatz häufig durch die Wahl anderer erneu-
erbarer Energieträger ein deutlich höherer Umweltnutzen 
erzielt werden.

Positionspapier „Stärkung
der MehrwegGetränke-
verpackungen“

Die Stärkung der Mehrweggetränkeverpackungen ist im 
Rahmen der umweltpolitischen Zielsetzungen wie Abfallver-
meidung, Ressourcenschonung, Energieeinsparung und 
CO2-Reduzierung eine effektive und wichtige Maßnahme. 
Die umweltfreundliche Mehrweggetränkeverpackung droht 
allerdings endgültig aus den Handelsregalen zu verschwin-

den. Werden sämtliche Umweltauswirkungen von Getränke-
verpackungen analysiert, so zeigt sich eindeutig, dass Mehr-
wegsysteme die ökologisch vorteilhaftesten Getränkeverpa-
ckungen sind. Eine rasche wirkungsvolle bundesgesetzliche 
Regelung bzw. Novellierung der Getränkeverpackungsver-
ordnung ist notwendig, um eine Trendumkehr zu erreichen 
ehe es endgültig zu spät ist.

Das Positionspapier „Stärkung der Mehrweg-Getränkever-
packungen“ der Österreichischen Umweltanwaltschaften 
ist unter 	 www.wua-wien.at/home/images/stories/
umweltmanagement/position-mehrweg-verpackungen.pdf 
nachzulesen.

UmweltanwältInnen bei 
Bundesminister Berlakovich

Im Juli 2009 kam ein Termin der Umweltanwaltschaften mit 
dem Umweltminister Berlakovich zu Stande. Bei diesem 
Gespräch deponierten die Umweltanwälte und Umweltan-
wältinnen ihre Positionen zu fünf Themenbereichen:

•	 Probleme mit dem UVP-Gesetz und der UVP-Novelle,
•	 der geplante intensive Ausbau der Wasserkraft, 
•	 Nutzung wertvoller freier Fließstrecken von Gebirgsflüs-

sen in Österreich,
•	 Nutzung von Biomasse und
•	 Maßnahmen zur Stärkung der Mehrweg-Getränkeverpa-

ckungen durch eine entsprechende Novellierung der Ver-
packungsverordnung – Überreichung des Positionspa-
piers „Stärkung der Mehrweg-Getränkeverpackungen“

Die Themen wurden mit dem Minister in einem offene Mei-
nungsaustausch sehr konstruktiv diskutiert und speziell zu 
den Themenbereichen Energienutzung bzw. Energiepolitik 
in Österreich entwickelte sich eine teilweise kontroversielle 
Diskussion. 

Gemeinsame Stellung-
nahmen

•	 UVP-G-Novelle 2009
•	 Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Ökostrom-

gesetz geändert wird 
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Bürgerservice02

Anfragen und Beschwerden

Im Berichtszeitraum wurden 359 protokollierte Anfragen 
und Beschwerden, die fast zur Gänze innerhalb von 3 Ta-
gen erledigt werden konnten, in der Wiener Umweltanwalt-
schaft (WUA) bearbeitet. Zusätzlich war festzustellen, dass 
zu bestimmten Themen sehr viele einzelne BürgerInnen 
Kontakt mit der WUA suchten. Diese Anfragen werden, 
wenn sie konkret an die WUA gerichtet sind, immer beant-
wortet, bzw. haben auch oft Termine in der WUA zur Folge. 
In einigen Fällen wurden auch Bürgerinitiativen tätig, mit 
deren VertreterInnen die WUA im Rahmen ihres gesetz-
lichen Auftrags Gespräche führte.  

Die Anfragen und Beschwerden beschäftigten sich sowohl 
mit dem unmittelbaren Lebensumfeld der jeweiligen Bürge-
rInnen, aber auch mit grundsätzlichen Fragen zu Umwelt-
schutz und Umweltqualität. Die Anzahl der Anfragen, die 
elektronisch in der WUA einlaufen, ist im Ansteigen. Die 
Tendenz geht leider auch in Richtung E-Mail-Kampagnen, 
deren AbsenderInnen eine persönliche Antwort aber meist 
auch nicht erwarten. Dennoch wird die Beratung am Tele-
fon und das persönliche Gespräch besonders geschätzt und 
ist in wichtigen Fällen auch verbunden mit einem Ortsau-
genschein. Festzustellen ist auch, dass einfacher zu klä-
rende Anfragen offensichtlich durch gute Informationen zu 
verschiedenen Umweltthemen auf der Website www.wien.at 
sowie auf der WUA eigenen Site www.wua-wien.at
ausbleiben, sodass in Summe weniger Anfragen eingehen, 
aber aufwendiger bearbeitet werden müssen. 

Nachstehend sind die häufigsten Themenfelder aufgelistet: 

Naturschutz 

Amphibienschutz Wienerwald 

Die WUA hat die Initiative des gleichnamigen Vereins, 
der seit Jahren während der Amphibienwanderung kri-
tische Punkte nach der Zaun-Kübel-Methode betreut, 
bei seinem Einsatz für einen Amphibienschutztunnel am 
Exelberg  unterstützt.  

Rettung eines Turmfalkengeleges in Floridsdorf 

Dank eines aufmerksamen Anrainers konnte die WUA 
mit Hilfe der EBG, der Firma Porr, der Wiener Feuerwehr/
Feuerwache Floridsdorf und der Greifvogelstation Haring-
see, vor einer Rodung ein Turmfalkengelege bergen. Die 
Brut war erfolgreich und die jungen Turmfalken konnten 
in die Freiheit entlassen werden.

Baumschutz

Zum Thema Baumschutz laufen in erster Linie Beschwer-
den über Fällungen oder Beschädigungen der Bäume bzw. 
Fragen zur Einhaltung des Wiener Baumschutzgesetzes bei 
der WUA ein.

Zu der als Naturdenkmal geschützten Platane am Lueger-
platz wurden zusätzlich zur fachlichen Bearbeitung zahl-
reiche Gespräche mit BürgerInnen bzw. der Bürgerinitiative 
geführt (Details siehe Kapitel Naturschutz).

Verkehr  

Einige Anfragen und Beschwerden wurden in Konfliktfällen 
um Garagenbauten unter Parkanlagen an die WUA gerich-
tet. Grundsätzlich ist die WUA gegen Garagen unter Parkan-
lagen und setzt sich für die Platzierung unter Gebäuden 
oder im Straßenraum ein. Entscheidende Faktoren für Ak-
zeptanz durch BürgerInnen sind sowohl Schonung von 
wertvollem Baumbestand und Nutzbarkeit von attraktivem 
öffentlichem Raum an der Oberfläche (oberirdisch Rück-
nahme von Parkplätzen). (WUA Positionspapier: www.wua-
wien.at/home/stadtplanung-und-verkehr/verkehr/tiefgaragen-
in-wien-position-der-wiener-umweltanwaltschaft-05-2004)

Stadtplanung und Flächenwidmung 

Anfragen bezogen sich auf Flächenwidmungen, wie zum 
Beispiel zu den Gebieten Komet-Gründe, Hackenberg, 
Hauptbahnhof und Tivoli. Die Aufgabe der WUA besteht in 
den meisten Fällen darin, die BürgerInnen zu informieren, 
welche fachliche Haltung die WUA zu den einzelnen Plänen 
einnimmt, wie der Verfahrensablauf ist, wann Stellungnah-
men möglich sind und was die realen Auswirkungen eines 
Plans sein können. Die WUA argumentiert ausschließlich 
auf sachlicher Ebene und kann dadurch manchmal Miss-
verständnisse aufklären und Barrieren zwischen Planung 
und BürgerInnen mindern. 

Lärmbelästigung 

Im Berichtszeitraum liefen Beschwerden zum Thema Flug-
lärm bzw. Anfragen zur Mediation Flughafen Wien bei der 
WUA ein. 

Beschwerden betrafen weiterhin die Verwendung von Laub-
gebläsen im Bereich von Wohnbauten. Diese Geräte sind 
nicht nur laut, sondern verursachen bei der unsinnigen Ge-
bläseverwendung auch (Fein)-Staubspitzen. Gespräche zur 
weiteren Einschränkung der Verwendung laufen.

BÜRGERSERVICE
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Mobilfunk 

Im Rahmen unserer Expertenrolle in Fragen der Auswir-
kungen hochfrequenter elektromagnetischer Felder des 
Mobilfunks waren wir auch im Berichtszeitraum 2008/09 
Ansprechpartner für besorgte BürgerInnen. In einzelnen 
Beschwerdefällen hat die WUA Messungen verlangt bzw. 
selbst Messungen durchgeführt.

Gewerbeangelegenheiten

Die häufigsten Beschwerden betrafen Lärm- und Geruchs
emissionen. Die WUA hat über die Magistratischen Bezirk-
sämter Betriebsanlagen-Überprüfungen veranlasst.

Einzelne Anfragen und Beschwerden betrafen folgende 
Themen:

Wiener Bauordnung
Nachbarrecht
Bautätigkeit im Wald
Chemikalien
Abfall 
Nanopartikel 
Biolebensmittel
Gentechnik
Geruchsbelästigungen

Solaraktion 2008 und 2009

Im Rahmen der Solarinitiative „Sonne für Wien“ hat die 
WUA in enger Zusammenarbeit mit der Landesinnung Wien 
der Sanitär-, Heizungs- und Lüftungstechniker die Wiener 
Solaraktion 2008 und 2009 initiiert, die sich in diesem Zeit-
raum direkt an die Bevölkerung gerichtet hat. 

Die Nutzung von Solarthermie zur Warmwasserbereitung 
und Heizungsunterstützung bietet viele Vorteile: 

•	 Solarenergie stellt Wärme zur Verfügung ohne dabei 
Luftschadstoffe zu produzieren und trägt damit zu ei-
ner guten Luftqualität in Wien bei. 

•	 Als CO2-arme Technologie ist sie ein wichtiger Beitrag 
zum Klimaschutz. 

•	 Indem sie fossile Energieträger ersetzt, verringert sie die 
Abhängigkeit von Öl- und Gaslieferungen aus Krisenge-
bieten und trägt somit zur Versorgungssicherheit bei. 

•	 Solarenergie hilft angesichts rasch steigender Energie-
preise Geld zu sparen.  

Die Stadt Wien unterstützt seit mehreren Jahren aktiv den 
Umstieg auf Solarthermie im Wiener Stadtgebiet durch eine 
attraktive Wiener Solarförderung mit bis zu 30 bzw. 40 Pro-
zent nicht rückzahlbaren Direktzuschuss zu den förder-
baren Investitionskosten.

Im Rahmen der Solaraktion 2008 wurden von der WUA ge-
meinsam mit den Bezirken kostenlose Solarinfoabende für 
interessierte Bürgerinnen und Bürger organisiert. Eine qua-
litativ hochwertige, geförderte Solaranlage, von der Lan-
desinnung Wien der Sanitär-, Heizungs- und Lüftungstech-
niker zusammengestellt, konnte bei den Wiener Partnerin-
stallateuren gekauft werden. 

Insgesamt konnten mindestens 700 interessierte Wiener
innen und Wiener bei den Bezirks-Infoabenden im Jahr 
2008 erreicht werden. Je 2000 Informationsfolder zur Wie-
ner Solarförderung und 2000 Informationsblätter zur Wie-
ner Solaraktion wurden zusätzlich verteilt. Die WUA hat 
auch bei der Messe „Bauen und Energie“ am Stand der Ak-
tion „Sonne für Wien“ BesucherInnen über Technik und 
Förderung beraten. 

Im Jahr 2008 wurden – nicht zuletzt durch die „Wiener So-
laraktion“ der WUA – etwa 300 Solarthermieanlagen in Wien 
installiert. 

Im Jahr 2009 lag ein geplanter Schwerpunkt der Aktion in 
der Information über möglichen Einsatz von Solarenergie im 
Geschoßwohnbau. 

Anti-Atom Arbeit

BürgerInnen-Informationen zum KKW Mochovce siehe Ka-
pitel: Die WUA als Atomschutzbeauftragte für Wien.

Gespräche der Umwelt-
anwaltschaft mit 
BezirksvertreterInnen

BezirksmandatarInnen nehmen die Möglichkeit wahr, sich 
bei der WUA zu umweltrelevanten Themen und Entwick-
lungen zu informieren. Die WUA hat im Berichtszeitraum 
zahlreiche Einladungen zu Sitzungen der Umweltaus-
schüsse und  Bauausschüsse wahrgenommen und Ge-
spräche mit BezirksvorsteherInnen zu speziellen Umweltan-
liegen im Bezirk geführt. Die Schwerpunkte der Diskussi-
onen waren Mobilfunk, Lärm, Baumschutz, erneuerbare 
Energien und Flächenwidmungen sowie einzelne umweltre-
levante Projekte in den Bezirken. Zusätzlich wurden auch 
Einladungen zu Bürgerversammlungen meist von der WUA 
wahrgenommen.
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WUA Mitarbeiter haben im Rahmen von Bürgerinformati-
onsveranstaltungen als Vortragende, ExpertInnen oder Mo-
deratorInnen teilgenommen und wurden auch als Vermitt-
ler, z. B. bei umstrittenen Standorten von Mobilfunkanlagen, 
eingesetzt. 

Kooperationen mit den NGOs

Im Berichtszeitraum haben die WUA und NGOs regelmäßig 
themenspezifische Gespräche geführt. Themen waren u. a.: 
Flussbauliches Gesamtprojekt (Donauausbau für die Schiff-
fahrt), Feinstaub, Abfall, Umweltinformation, Umweltver-
träglichkeitsprüfung und Anti-Atom Arbeit.

Lokale Agenda (LA) 21 
in Wien

Die WUA nimmt an Diskussionen und Strategietagungen 
der LA 21 teil, zusätzlich werden MitarbeiterInnen der WUA 
in LA21-Bezirksinitiativen, vor allem zum Thema erneuer-
bare Energie, eingeladen.

Dialogforum Flughafen 

Als ein Ergebnis des Mediationsverfahrens Flughafen Wien 
wurde das Dialogforum Flughafen Wien im Jänner 2006 ge-
gründet. Die WUA ist im Dialogforum und in verschiedenen 
Unterarbeitsgruppen zum Dialogforum vertreten. Im Sinne 
der Mediation wird hier laufend nach Verbesserungen für 
die AnrainerInnen gesucht. Die Einhaltung der Ergebnisse 
des Mediationsverfahrens wird jährlich evaluiert und ein 
umfangreicher Bericht erarbeitet, der auch über das Inter-
net der interessierten Öffentlichkeit zur Verfügung steht. 

Wichtige Ergebnisse sind:

•	 die laufende Weiterentwicklung und Optimierung von 
An- und Abflugrouten,

•	 laufende Kontrolle der stufenweisen Umsetzung der 
Nachtflugregelung, 

•	 eine begleitende Kontrolle im Rahmen der Erstellung 
der UVP-Unterlagen für eine dritte Piste, ob sich hier 
auch die UVP-relevanten Vereinbarungen des Mediati-
onsverfahren in einer verwaltungsrechtlich bindenden 
Form wiederfinden,  

•	 die Vorbereitungsarbeiten und die laufende Umsetzung 
des Lärmschutzprogramms, ergänzt auch für die Be-
troffenen des derzeitigen 2-Pisten-Systems,

•	 die Einigung und Umsetzung eines Lärmgebührenmo-
dells in dem lautere Flugzeuge höhere Gebühren zahlen 
müssen, wodurch man sich einen Lenkungseffekt hin 
zu leiseren Flugzeugen erwartet,

•	 sowie eine Darstellung der Flugspuren online im 
Internet. 

Die WUA ist trotz aller Kritik, vor allem von VertreterInnen 
von Wiener Bürgerinitiativen, die sich nicht an dem Dialog-
prozess beteiligen, der Überzeugung, dass das Dialogfo-
rum, im Rahmen der ihm gegebenen Möglichkeiten, eine 
wichtige und engagierte Arbeit für alle vom Fluglärm betrof-
fenen BürgerInnen leistet. Es ist unserer Ansicht nach ein 
gutes Beispiel für einen gelungenen, offenen und transpa-
renten Partizipationsprozess, in dem laufend versucht wird, 
Konfliktlösung zu finden. Es zeigt sich dabei auch immer 
wieder, dass wichtige Grundvoraussetzungen dafür wech-
selseitiges Vertrauen, gegenseitige Wertschätzung sowie die 
Bereitschaft sind, Positionen und Interessen anderer Par-
teien zu verstehen und zu akzeptieren. Daher wird sich die 
WUA weiterhin im Dialogforum für Verbesserungen im Inte-
resse betroffener BürgerInnen einsetzen.

Bürgerservice02
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BEGUTACHTUNGEN 
UND VERFAHREN
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Begutachtungen und Verfahren03

Die Wiener Umweltanwaltschaft  (WUA) war in eine Vielzahl 
von Verfahren und Begutachtungen von Gesetzen und Ver-
ordnungen eingebunden. Die entsprechenden Entwürfe des 
Bundes und des Landes Wien wurden vor allem auf deren 
Bedeutung für die Umwelt überprüft.

Teilnahme an Verfahren 
und Wahrnehmung der
Parteistellung

Strategische Umweltprüfung  

Die Strategische Umweltprüfung (SUP) setzt nicht erst bei 
Einzelprojekten, sondern auf strategischer Planungsebene 
an. Sie dient zur Überprüfung von Planungen und Pla-
nungsalternativen auf ihre Umweltauswirkungen (auch auf 
ökonomische und soziale Auswirkungen).

Durch die SUP sollen Planungsentscheidungen abgesi-
chert und  tragfähige Gesamtlösungen erarbeitet werden. 
Alternativen sind systematisch zu vergleichen. Ein mög-
lichst offener Diskussionsprozess soll zur Versachlichung 
und Demokratisierung des gesamten Planungsprozesses 
beitragen. 

Offene Fragen nach dem Bedarf, Zweck, Standort, mit 
welcher Technologie und mit welcher Kapazität, sollen in 
der SUP geklärt werden. Sie zeichnet sich im Gegensatz 
zur UVP durch große Untersuchungsbreite und geringe 
Untersuchungstiefe aus. Die SUP soll die UVP bei der Ab-
klärung von Umweltfragen entlasten. Ergebnisse der SUP 
dürfen auch in der UVP verwendet werden. Bei der UVP 
stellt sich nur mehr die Frage, wie das Projekt ausgeführt 
werden soll. Ergebnis der UVP ist ein konkreter Bescheid, 
der zur Umsetzung eines Projektes berechtigt. Die SUP 
schafft lediglich einen Rahmen. Innerhalb dieses Rah-
mens darf sich ein späterer Projektentwickler bei der kon-
kreten Umsetzung bewegen. 

SUP in der Flächenwidmung

Jeder Flächenwidmungsplan muss seit August 2006 laut 
der SUP-Richlinie einem Screening unterzogen werden, in 
dem festgestellt werden soll, ob eine Strategische Umwelt-
prüfung durchzuführen ist. Es gibt eine„obligatorische“ und 
eine „fakultative“ Prüfpflicht. Die obligatorische Prüfpflicht 
kommt dann zum Tragen, wenn es sich entweder um ein 
Natura 2000 Gebiet handelt oder wenn ein UVP-pflichtiges 

Projekt Teil des Planes ist. In diesen Fällen ist jedenfalls eine 
SUP durchzuführen. Bei der „fakultativen“ Prüfpflicht wird 
das Ausmaß der zu erwartenden erheblichen Umweltaus-
wirkungen im Screening analysiert. Sollten diese erheblich 
sein, dann muss eine SUP durchgeführt werden.

Grundsätzliche Probleme

Die Wiener Bauordnung sieht laut § 2, Abs.  4 (1b) vor, dass 
die WUA gemeinsam mit dem Magistrat (MA 21A-Stadtteil-
planung und Flächennutzung Innen-West, MA 21B-Stadt-
teilplanung und Flächennutzung Süd-Nordost) die Entwürfe 
der Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne einer 
Umweltprüfung unterzieht, wenn diese „voraussichtlich er-
hebliche Umweltauswirkungen“ haben. 

Es ist problematisch, wenn eine Empfehlung der WUA für 
eine SUP nicht zur Kenntnis genommen wird, da eine wei-
tere Vorgangsweise rechtlich nicht geregelt ist. Es wird im 
Widmungsverfahren fortgefahren. Die Gefahr eines Verfah-
rensmangels (Transparenz/Nachvollziehbarkeit für die Bür-
gerInnen, Erfüllung der Vorgaben des Anhanges II der Richt-
linie) ist durch dieses Regelungsdefizit gegeben.

Es stehen den Stadtplanungsabteilungen keine finanziellen 
Mittel zur Verfügung, um Erhebungen im Rahmen einer 
SUP durchzuführen bzw. zu beauftragen. 

SUP in der Flächenwidmung „Vorarlberger Allee“ 

Im Fall der „Vorarlberger Allee“ wurde eine SUP durchge-
führt, nachdem die WUA die eindeutige rechtliche und fak-
tische Notwendigkeit dargelegt hat.

Nach den einschlägigen Rechtsvorschriften ist der Entwurf 
für einen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan dann ver-
pflichtend einer Strategischen Umweltprüfung zu unterzie-
hen, wenn entweder

a)	 durch den neuen Plan der Rahmen für ein UVP-pflichti-
ges Vorhaben geschaffen wird 

oder 
b)	 wenn der Plan im Sinne der Kriterien des Anhangs II der 

SUP-Richtlinie voraussichtlich erhebliche Umweltaus-
wirkungen hat. 

Die Prüfung der einzelnen Schutzgüter und eine Gegen
überstellung der derzeit gültigen Widmung (SWWL, SWW) 
mit der geplanten Widmung (GB BG II, 80 %) weist eine 
eindeutig „wesentliche Änderung“ der möglichen Nut-
zungen dieses Gebietes auf und führt daher eindeutig zu 
„erheblichen Umweltauswirkungen“. 

BEGUTACHTUNGEN UND VERFAHREN
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Stellungnahmen zu Flächenwidmungs-
verfahren – exemplarisch 

In den Jahren 2008/2009 wurden im Flächenwidmungsver-
fahren rund 110 Plandokumente bearbeitet. Einerseits wur-
den sie von der WUA aus stadtökologischer Sicht beurteilt, 
andererseits wurden sie im Zuge des Screenings auf eine 
SUP-Pflicht geprüft. 

Generell setzt sich die WUA im Flächenwidmungsverfah-
ren unter anderem für folgende Inhalte ein:

•	 Reduktion von Flächenverbrauch,
•	 Bepflanzung von Parkplätzen und Verwendung von 

wasserdurchlässigen Belägen, 
•	 ausreichende Aufschüttung für Bepflanzungen über 

Tiefgaragen,
•	 Erhaltung von Baumbeständen oder Grünräumen 

allgemein,
•	 Erhaltung von Lebensräumen bzw. gegen deren Ein-

schränkung oder Zerschneidung,
•	 Erhaltung von Landschaftsräumen und Landschafts

qualitäten,
•	 Verbesserung von Lebensqualität bzw. gegen Beein-

trächtigungen durch z. B. mangelnde Grün- und Frei-
raumqualität und -quantität, Verkehrslärm,

•	 Dachbegrünungen und Fassadenbegrünungen zur 
Verbesserung des Gebäudeklimas und zur Milderung 
des Wärmeinseleffekts,

•	 Aufrechterhaltung von natürlichen Wasserkreisläufen,
•	 kritische Betrachtung der Umwidmung von Ekl auf 

EklW (ganzjähriges Wohnen),
•	 attraktive fuß- und radläufige Verbindungen und An-

bindungen an Öffentliche Verkehrsmittel

Stellungnahme zur öffentlichen Auflage 		
Hackenberg

Im Jänner 2008 hat die WUA nach einem Ortsaugenschein 
am Hackenberg zur ersten öffentlichen Auflage eine sehr 
kritische Stellungnahme abgegeben. 

Aus Sicht der WUA war es nicht sinnvoll das Stellplatzregu-
lativ „ein Stellplatz entspricht einer Kleingartenparzelle“ für 
den gewachsenen Altbestand der Kleingartenanlagen am 
Hackenberg anzuwenden. Aufgrund des erheblichen Platz-
mangels am Hackenberg, hervorgerufen einerseits durch 
die Topographie und andererseits durch die relativ dichte 
Nutzung, schlug die WUA vor, das Stellplatzregulativ in die-
sem speziellen Fall prozentuell im gesamten Plangebiet zu 
reduzieren und den Schwerpunkt bei der Erschließung auf 
die fußläufige Durchwegung des Gebietes zu legen. 

Weiters erscheint es unerlässlich ein auf allen Ebenen ak-
zeptiertes Verkehrskonzept für den Hackenberg zu erarbei-
ten, in dem Bedacht darauf genommen wird, dass eine voll-
ständige Erschließung durch befahrbare Straßen nicht mög-
lich ist. Vorrangig soll eine durchgängige fußläufige Erschlie-
ßung vor allem von Norden nach Süden (Krottenbachstraße) 
geschaffen werden, da an der Krottenbachstraße eine ent-
sprechende Anbindung an den Öffentlichen Verkehr, Nah-
versorgung bzw. Schulen etc. gewährleistet ist. Der Stel-
lungnahme der WUA wurde in geringem Ausmaß gefolgt.

Stellungnahme zur öffentlichen Auflage – 	
Wirtschaftsuni Neu

Die WUA hat im Zuge der Öffentlichen Auflage vor allem auf 
die Errichtung und Begrünung von Dachflächen hingewie-
sen. Nachdem es sich um 35.000m² bis 40.000 m² Dach-
flächenlandschaft handeln wird, hat die WUA eine Begrü-
nung von ca. 20.000 m² gefordert – also mindestens der 
Hälfte. 

Weiters hat  die WUA folgende Inhalte  in einem ausrei-
chend frühen Planungsstadium in Gesprächen dargelegt.

•	 Die Radwege sollen um das Campusgelände geführt 
werden, um den Konflikt Fußgänger/Radfahrer zu ver-
meiden. Dementsprechend sind auch die Ein- und Aus-
gänge der Gebäude orientiert und auch die Radabstell-
anlagen eher am Rand des Geländes positioniert.

•	 Radabstellanlagen sollen zahlreich und grundsätzlich 
vor jedem Gebäude angelegt werden. Angedacht sind 
auch teilweise versenkte Radgaragen, die aber gut ein-
sehbar und hell sind. Für die Universitätsbediensteten 
soll es sogar absperrbare Fahrradboxen geben.

•	 Die WUA hat Möglichkeiten der geringeren Versiege-
lung aufgezeigt (wassergebundene Schotterdecken).

•	 Die Vogelanprallproblematik wurde angesprochen und 
es wurde auf die von der WUA erstellten Unterlagen 
verwiesen.

•	 Lichtverschmutzung: Die WUA hat über die wichtigsten 
technischen Merkmale von Beleuchtung zur Vermei-
dung von Lichtverschmutzung – gerade in Hinblick auf 
das in unmittelbarer Nähe befindliche Schutzgebiet 
Prater – informiert.

•	 Vertikale Gebäudebegrünung: wurde nicht ins Konzept 
des „Green Building“ aufgenommen. Zum Teil wegen 
der Pflege und der damit anfallenden Kosten und zum 
Teil wegen der „Architektur“ (sichtbare Fassade). Sehr 
wohl werden die benachbarten Messegebäude vertikal 
begrünt.

•	 Berücksichtigung des Genderthemas in der Planung.
•	 Begrünte Flachdächer sollen Standard werden, da auch 

eine Brauchwassernutzung geplant ist. 
•	 Das Umweltmanagementkonzept der Stadt Wien wäre 

für die WU-Neu interessant. Die WUA hat auf das Pro-
jekt PUMA hingewiesen.
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•	 Für die Gebäude ist eine intelligente Raumklimasteue-
rung mit entsprechenden Wärmerückgewinnungsein-
richtungen geplant.

•	 Der Bedarf an künstlicher Beleuchtung soll durch 
Raumaufteilung und konstruktive Maßnahmen mini-
miert werden (integriertes Beschattungskonzept mit Be-
rücksichtigung des indirekten Lichteinfalls). LED An-
wendung wird geprüft.

•	 Geothermie soll etwa 50 % des Wärmebedarfs zur Ver-
fügung stellen (Grundwasser als Quelle) – Rest (Spit-
zenlasten) Fernwärme. Eine Bauteilaktivierung ist 
geplant. 

•	 Umsetzung von Photovoltaik ist eine Kostenfrage, ist je-
doch in der Fassade als  gestalterisches Element in den 
Entwürfen vorgesehen. Kontakt zur MA 27-EU-Strategie 
und Wirtschaftsentwicklung wird vermittelt. 

•	 Solarthermienutzung ist vorgesehen. 

Stellungnahme zur öffentlichen Auflage Tivoli 

Der unter Landschaftsschutz stehende Park rund um das 
Springer Schlössl weist eine Parkschutzgebiet-Widmung 
SPK auf. Diese Fläche steht daher unter besonderem 
Schutz. Zusätzlich besteht ein flächiges Naturdenkmal und 
mehrere einzelne Bäume sind als punktuelles Naturdenk-
mal ausgewiesen. Es handelt sich somit um eine Fläche, die 
aus naturschutzrechtlicher, aber auch aus städtebaulicher 
Sicht, absolut schützenswert ist.

Unter diesem Gesichtspunkt konnte die Wiener Umweltan-
waltschaft (WUA) die geplanten Projekte (4 freistehende 
Parkvillen – „Wohnen im Grünen“, eine Tiefgarage für 100 
Pkw und die Errichtung eines Seminarhotels) grundsätzlich 
keinesfalls befürworten. Wohnen in dieser Dichte, das in 
dieser als SPK ausgewiesenen Fläche ermöglicht wird, wi-
derspricht dem STEP 05, der Bauordnung für Wien und 
den Zielsetzungen nach dem Wiener Naturschutzgesetz. 
Seitens der WUA wurde der Umweltbericht (SUP) zum Pla-
nentwurf auf Grund inhaltlicher Widersprüche  abgelehnt.  
Die Bebauung im Parkschutzgebiet (SPK) bzw. die Errich-
tung einer Garage unter dem Parkschutzgebiet inklusive der 
Errichtung einer Erschließungsstraße und somit einer er-
heblichen Versiegelung des Geländes können nicht als um-
weltverträglich angesehen werden.

Auf Grund des heftigen Protestes der Bevölkerung und der 
Nichtvereinbarkeit mit den naturschutzrechtlichen Rah-
menbedingungen, wurde der Plan abgeändert – ein Ho-
telausbau wird jedenfalls vom Projektwerber angestrebt. In 
der öffentlichen Auflage wurde der Plan dahingehend geän-
dert, dass das Hotel in den Randbereich der Grünberg-
straße verlegt wurde – ebenfalls in ein Parkschutzgebiet und 
LSG. Die Garage soll unter dem Gebäude situiert werden. 

Die WUA hat in der öffentlichen Auflage festgehalten, dass 
sie einer relevanten Verminderung an Freiflächen im SPK, 

respektive der Ausweisung großer bebaubarer Flächen im 
SPK, grundsätzlich nicht zustimmen kann. Falls jedoch die 
Nutzungsänderung in der vorliegenden Weise als unum-
gänglich angesehen wird, sind folgende begleitende Maß-
nahmen notwendig:

•	 Verringerung der Kubatur des Hotels,
•	 Rücknahme der bebaubaren Fläche an den dem Sprin-

gerschlössl zugewandten Ast zur Sicherstellung der 
Grünstruktur zwischen Alt- und Neubestand sowie zur 
Erhaltung der Landschaftsgestalt,

•	 hochwertige adäquate Ersatzpflanzungen für Fällungen 
auf der Marillenalm,

•	 Ersatz des Spielplatzes

Das ist nur möglich, wenn im Landschaftspark des 
Springerschlössl’s der gesetzlich vorgeschriebene Pflege-
plan umgesetzt wird, um den Weiterbestand des Natur-
denkmals zu sichern und ein Landschaftsplan vorliegt, der 
eine hochwertige Nutzung durch die Bevölkerung (Öffnung, 
Spielplatzersatz und Erholungsflächen) ermöglicht. Da der 
Springer-Park schließbar ist und nach Ansicht der WUA in 
den Nachtstunden geschlossen werden sollte, sollte auf Be-
leuchtung – bis auf die zum Betrieb der Akademie absolut 
notwendige – aus Gründen des Naturschutzes verzichtet 
werden. Die Aufhebung von bebaubaren Flächen im Sprin-
ger-Park im Ausmaß von etwa 600 m2 wird begrüßt, die jetzt 
versiegelten Flächen im Ausmaß von etwa 850 m2  sind 
ebenfalls zu entsiegeln.

Eine abschließende Stellungnahme ist erst im Naturschutz-
verfahren möglich, in dem die Auswirkungen auf das Land-
schaftsschutzgebiet sowie auf die Naturdenkmäler geprüft 
werden.

Verfahren nach dem Umweltverträglich-
keitsprüfungsgesetz 2000 (UVP-G)

UVP Flughafen Wien – 3. Piste

Von Juni bis Ende Juli 2008 fand die öffentliche Auflage des 
Parallelpistenprojekts 11R/29L (3. Piste Flughafen Wien) 
statt. 

Auf Grund einer Vereinbarung im Mediationsverfahren hat 
auch eine UVP-Begleitgruppe des Dialogforums die UVE-
Unterlagen bereits im Vorfeld der öffentlichen Auflage ge-
prüft. Die im Dialogforum vertretenen Bürgerinitiativen, die 
VertreterInnen der Länder Wiens und Niederösterreichs so-
wie die WUA haben an der UVE/UVP-Begleitgruppe teilge-
nommen. Schwerpunkt dieser Überprüfung war, ob und wie 
die Vereinbarungen aus dem Mediationsvertrag in der Um-
weltverträglichkeitserklärung berücksichtigt und umgesetzt 
wurden. 

Begutachtungen und Verfahren03
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Es wurden wichtige Teile dieser Mediationsvereinbarungen 
in die Projektbeschreibung aufgenommen, sodass sie als 
Projektbestandteil anzusehen und im Falle der Genehmi-
gung auch verwaltungsrechtlich bindend sind.

Die WUA hat in diesem Verfahren zwar keine Parteistellung, 
trotzdem hat sie durch ihre Mitarbeit im Dialogforum und in 
der UVE/UVP-Begleitgruppe sowie im Rahmen der Stellung-
nahme der Stadt Wien ihre Bedenken und Kritikpunkte ein-
bringen können. Von der Stadt Wien wurden folgende we-
sentliche Änderungen verlangt:

•	 Eine Klarstellung der Behörde, dass das Projekt nur 
dann genehmigungsfähig ist, wenn zum Zeitpunkt der 
Inbetriebnahme das Anflugsszenario des sogenannten 
„Curved Approach“ (gekurvten Anfluges), das als Be-
standteil des Projektes definiert ist (und auch eine Ver-
einbarung im Mediationsverfahren war), tatsächlich zur 
Anwendung kommen kann. Nur durch dieses Anflugs
szenario eines gekurvten Anfluges wäre gewährleistet, 
dass es zu keinen Parallelanflügen auf der neuen und 
alten Piste 11 über Wiener Stadtgebiet kommen kann. 
Das ist eine wichtige Voraussetzung, dass durch die 3. 
Piste das Wiener Stadtgebiet nicht zusätzlich höheren 
Fluglärmbelastungen ausgesetzt ist.

•	 Eine Optimierung der Pistenverteilung, unter dem Ge-
sichtspunkt der geringst möglichen Betroffenheit, ist im 
Einreichprojekt ausreichend zu berücksichtigen und 
darzustellen bzw. von der Behörde durch entspre-
chende Auflagen zu verlangen. Hier wurde die im Pro-
jekt dargestellte vorläufige Pistenverteilung kritisiert und 
vor allem eine notwendige Entlastung der Landungen 
auf der bestehenden Piste 11 (über Wiener Stadtgebiet) 
angesprochen, genauso wie eine Entlastung von Starts 
auf den Pisten 29R und 29L, die das dicht besiedelte 
Grenzgebiet zwischen Wien und Niederösterreich 
betreffen. 

•	 Hinsichtlich des Zubringerverkehrs für Passagiere und 
ArbeitnehmerInnen, wurden vom Projektwerber ver-
schiedene Maßnahmen im eigenen Verantwortungsbe-
reich eingefordert, um eine stärkere Verlagerung des 
Verkehrs in Richtung öffentliche Verkehrsmittel zu be-
wirken. Diese Vorgangsweise soll auch als Ausgleichs-
maßnahme für die Emissionssteigerung von klimarele-
vanten CO2-Emissionen durch das Projekt dienen. 

Derzeit werden von der Behörde die eingelangten Stellung-
nahmen unter Einbeziehung der Amtsachverständigen ge-
prüft und der Entscheidungsfindung zugrunde gelegt. Da-
nach wird das Umweltverträglichkeitsgutachten erstellt. 
Eine Entscheidung der Behörde wird allerdings nicht vor 
Ende 2010 erwartet.

Emissionshandel wird auf Luftverkehr 		
ausgedehnt

Die Europäische Kommission legte im Dezember 2006 
den Vorschlag für die Einbeziehung des Luftverkehrs in 
das EU-Emissionshandelssystem vor. Nach der endgül-
tigen Einigung zwischen dem Rat der EU und dem Euro-
päischen Parlament trat die Richtlinie 2008/101/EG am 2. 
Februar 2008 in Kraft. Die Umsetzungsfrist beträgt zwei 
Jahre. Zur Umsetzung der Richtlinie ist derzeit eine No-
velle des Emissionszertifikategesetzes (EZG) in 
Begutachtung. 

Der Entwurf enthält folgende Hauptpunkte: 

Der Geltungsbereich des Emissionshandels wird ausge-
weitet. Bisher waren nur ortsfeste Anlagen umfasst, mit 
der Novelle werden auch bestimmte Luftverkehrstätig-
keiten in den Geltungsbereich des EZG einbezogen. Die 
Luftfahrzeugbetreiber, die dem System unterliegen und 
für die Österreich im Sinne der Richtlinie als Verwaltungs-
mitgliedstaat fungiert, sollen in einer Verordnung des Um-
weltministers genannt werden.  

Die Einbeziehung des Luftverkehrs in das Emissionshan-
delssystem erfolgt grundsätzlich ab 2012. Einer ersten 
einjährigen Handelsperiode folgt unmittelbar eine achtjäh-
rige Periode 2013 bis 2020. 

Die Zuteilung der Zertifikate erfolgt durch ein in der Richt-
linie genau beschriebenes EU-weit harmonisiertes Verfah-
ren, dessen Kernpunkte in den Entwurf des EZG über-
nommen wurden. Die Mitgliedsstaaten haben dabei einen 
Richtwert anzuwenden, der von der Europäischen Kom-
mission auf Grundlage der Bestimmungen in der Richtli-
nie vorgegeben wird. Die Luftfahrzeugbetreiber können für 
jede Handelsperiode beim Umweltminister bis 31. März 
2011 die kostenfreie Zuteilung von Zertifikaten beantra-
gen. Ein Teil der Zertifikate – EU-weit gesehen 15 % der 
Gesamtmenge – ist zu versteigern. 

Luftfahrzeugbetreiber können zur Erfüllung ihrer Verpflich-
tungen auch Emissionszertifikate von ortsfesten Anlagen 
zukaufen und in eingeschränktem Ausmaß auch Gut-
schriften von ausländischen Emissionsreduktionspro-
jekten verwenden. Anlageninhaber können umgekehrt 
Emissionszertifikate, die an Luftfahrzeugbetreiber verge-
ben wurden, nicht zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
nutzen. 

Luftfahrzeugbetreiber sind verpflichtet, ihre Tonnenkilo-
meterleistung und Kohlendioxid-Emissionen bereits ab 
2010 zu überwachen und darüber jährlich Bericht zu er-
statten. Ausgenommen sind Militär- oder Polizeiflüge, hu-
manitäre Einsätze und kleine Luftfahrzeugbetreiber mit 
maximal 243 Flügen im Viermonatszeitraum. Die Tonnen-
kilometerleistung jedes einzelnen Betreibers im Jahr 2010 
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wird auch maßgeblich sein für die Zuteilung von kosten-
freien Emissionszertifikaten ab 2012. Um einen gemein-
samen Standard der Überwachung zu gewährleisten, wur-
den Betreiber verpflichtet, bereits bis Ende August 2009 
Überwachungskonzepte zu erstellen und an den Umwelt-
minister zu übermitteln. 

UVP Gasröhrenspeicher Leopoldau

Insgesamt werden 36 Rohrstränge mit einer jeweiligen 
Länge von 241 m verlegt. Nach erfolgter Verlegung wird die 
Baugrube auf Höhe des angrenzenden Geländeniveaus ver-
füllt. Die Oberfläche der Erdgasröhrenspeicheranlage wird 
mit sandigem und schottrigem Material gestaltet. 

Die WUA hat sich bereits bei Projektbeginn dafür eingesetzt, 
dass der Bereich über den Rohrsträngen als Trockenrasen 
ausgestaltet wird. Zur Absicherung des Trockenrasenstand-
ortes wird daher im UVP-Bescheid vorgeschrieben, dass 
alle 2 Jahre der MA 22-Umweltschutz ein Monitoringbericht 
vorzulegen ist.

UVP Abfalllogistikzentrum Pfaffenau

Neben dem Gelände der Müllverbrennungsanlage Pfaffe-
nau soll ein Abfalllogistikzentrum und ein Altstoffsammel-
zentrum errichtet werden. Das Abfalllogistikzentrum soll die 
Entsorgungssicherheit für den Restmüll der Stadt Wien bei 
Ausfall von Verbrennungskapazitäten durch Zwischenlage-
rung von Restmüll in folienumwickelten Pressballen ge
währleisten. 

Die WUA steht dem Vorhaben grundsätzlich positiv gegen
über. Im Rahmen des Stellungnahmerechtes brachte die 
WUA Verbesserungsvorschläge zur Immissionssituation ein. 

UVP Blockkraftwerk 4 Simmering (BKW4) 

Am Standort Simmering soll der bestehende Kraftwerks-
block 3 (BKW3) langfristig durch eine moderne Gas- und 
Dampfkraftwerksanlage (BKW4) ersetzt werden. Die Pro-
jektwerberin führt als Begründung für den neuen Kraft-
werksblock unter anderem die Sicherstellung des zuneh-
mend benötigten Fernwärmebedarfs an. Die WUA forderte 
die Verwendung der Fernwärmekapazitäten zu spezifizieren 
und eine Stilllegung des bestehenden Blockes 3, um den 
durch das beantragte Projekt zusätzlich verursachten CO2-
Ausstoß zu kompensieren.

UVP Freudenauer HafenstraSSe bis Seitenhafen-
straSSe

Das Projekt umfasst die Verlegung der alten Hauptstraße B 
14 in die Seitenhafenstraße und die Errichtung der Seiten-
hafenbrücke. Dadurch wird der Weg zur A 4 Ostautobahn 
verkürzt und eine bessere Anbindung von Schwechat er-

reicht. Die Verlegung der B 14 bringt auch eine bessere An-
bindung des Wiener Hafens und eine neue Radfahrer- und 
Fußgängerverbindung vom unteren Prater nach Simmering. 

Die projektierte Straße liegt am Rande des Landschafts-
schutzgebietes Prater. Die WUA bemerkte bereits zur Um-
weltverträglichkeitserklärung, dass durch das vorliegende 
Projekt vor allem für den am Rande des Landschaftsschutz-
gebietes gelegenen Rad- und Fußweg auf dem Hochwas-
serschutzdamm erhöhte Lärmimmissionen von etwa 65dB 
LAeq (Tag) prognostiziert werden. Gemäß ÖNORM S 5021-1 
gilt im Grünland für Parkanlagen untertags für den LAeq ein 
Immissionsrichtwert von 50 dB. Die WUA hat sich daher be-
reits bei ihrer ersten Stellungnahme für eine Lärmschutz-
wand entlang des Landschaftsschutzgebietes Prater 
ausgesprochen. 

Auf Grund der ablehnenden Stellungnahmen der Amtssach
verständigen wird von der Behörde eine Projektmodifikation 
gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G vorgeschlagen. Im gegebenen 
Fall kam die Behörde zum Ergebnis, dass die Errichtung 
eines Lärmschutzbauwerkes notwendig ist. 

Die Wiener Landesregierung als UVP-Behörde hat daher im 
abschließenden UVP-Bescheid eine entsprechende Lärm-
schutzeinrichtung vorgeschrieben.

UVP B229 – GroSSjedlersdorferstraSSe

Das Straßenprojekt umfasst den Ausbau der Julius-Ficker-
Straße und im Anschluss eine neue Trasse bis zur Heinrich-
von-Boul-Gasse. Nach Fertigstellung verbindet die vierstu-
fige Straße – in West/Ost-Richtung – wichtige Teile des 21. 
und 22. Bezirks. 

Auf Grund der prognostizierten Verkehrssteigerungen und 
der damit verbundenen Lärmerhöhungen sprach sich die 
WUA für zusätzliche objektseitige Lärmschutzmaßnahmen 
zu den Lärmschutzwänden aus. Zusätzlich sollten die neuen 
Radwege möglichst großzügig gestaltet werden und es sollte 
auf eine klare Trennung zwischen Rad- und Fußweg geach-
tet werden, um Konflikte zwischen diesen beiden Verkehrs-
teilnehmerInnen zu vermeiden. 

UVE Seestadt Aspern

In Aspern soll in den nächsten 15 bis 20 Jahren auf 240 ha 
einer neuer Stadtteil mit 20.000 BewohnerInnen und etwa 
ebenso vielen Arbeitsplätzen geschaffen werden. Die Um-
setzung ist in drei Phasen geplant, wobei die erste Phase 
den südwestlichen Teil mit den kürzestmöglichen Verbin-
dungen zur 2010 fertig gestellten U2-Station Aspernstraße 
umfasst. Für das den südwestlichen Teil betreffende Projekt 
ist eine Städtebauvorhaben-Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. Die erforderlichen Erschließungsstraßen 
sind zusätzlich für sich alleine einer Umweltverträglichkeits-
prüfung zu unterziehen. 

Begutachtungen und Verfahren03
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Die WUA bezog sich in ihrer Stellungnahme auf die The-
menfelder Verkehr, Luft, Lärm und Baulogistik sowie 
Abfallwirtschaft. 

Nachforderungen betrafen vor allem Konzepte zum ru-
henden und zum nicht motorisierten Verkehr. Um den ge-
wünschten Modal Split zu erreichen, muss jedenfalls das 
Stellplatzregulativ eingeschränkt werden. Es sollten mög-
lichst Sammelgaragen für mehrere Wohnbauten gemein-
sam angelegt werden. Dies hätte den Vorteil, dass einzelne 
Zufahrtstraßen eingespart werden könnten und die Distanz 
zum jeweiligen Garagenplatz und zur nächst gelegenen Sta-
tion für öffentliche Verkehrsmittel etwa gleich lang wäre. Der 
so gewonnene Straßenraum kann für FußgängerInnen, Rad-
fahrerInnen oder Grünflächen genützt werden. Um den hö-
heren Radverkehrsanteil aufnehmen zu können, werden 
breitere als die heute üblichen Radwege notwendig sein. 
Essentiell sind attraktive Radwegeverbindungen zu den U- 
und Schnellbahnstationen und in den alten Ortskern von 
Aspern.

Der öffentliche Verkehr benötigt zusätzlich zur U-Bahn lei-
stungsfähige Nord-Süd- sowie Tangentialverbindungen, die 
kurze Anschlüsse an U- und Schnellbahn gewährleisten.

UVP-Feststellungsverfahren

„Krankenhaus Nord“

Die Stadt Wien – Wiener Krankenanstaltenverbund beab-
sichtigt in Wien Floridsdorf die Errichtung des „Kranken-
hauses Wien-Nord“. Auf einer Gesamtgrundfläche von 
116.000 m² sollen ein MitarbeiterInnen-Parkdeck mit 900 
KFZ-Stellplätzen sowie eine öffentlich zugängliche Besu-
cherInnengarage mit 185 KFZ-Stellplätzen, ein Besucher
Innen/PatientInnenenhotel mit 100 Zimmern und 200 Bet-
ten, ein Landeplatz für Hubschrauber und verschiedene 
Handels- und Dienstleistungseinrichtungen in einer Laden-
passage errichtet werden. Außerdem sind im Zuge der Er-
richtung des Gebäudekomplexes mit medizinischen und 
administrativen Einrichtungen zwei neue Straßenteilstücke 
geplant.

Die WUA prüfte im Rahmen ihres Parteiengehörs die et-
waige UVP-Pflicht des Vorhabens und kam zu dem Ergeb-
nis, dass eine solche nicht vorliegt. Diese Ansicht teilte auch 
die Wiener Landesregierung, die in ihrem Bescheid vom 
15.9.2009 aussprach, dass für das Vorhaben keine Um-
weltverträglichkeitsprüfung nach dem UVP-G 2000 durch-
zuführen ist. Das projektierte Vorhaben liege sowohl bezüg-
lich seiner Fläche als auch bezüglich der ihm zugeordneten 
Kfz-Stellplätze und der durchgehenden Länge neugebauter 
Straßen weit unter den Schwellenwerten des Anhanges 1 
zum UVP-G 2000. 

Kapazitätserhöhung des Baurestmassen
kompartiments der Deponie „Langes Feld“

Die Altlastensanierung und Abraumdeponie Langes Feld 
GmbH betreibt am Standort 1210 Wien, Wagramer Straße 
315-317 eine Deponie, welche aus  einem Baurestmassen-, 
einem Reststoff- und einem Massenabfallkompartiment be-
steht. Das Baurestmassenkompartiment umfasst ein bewil-
ligtes Schüttvolumen von 7,05 Mio m³. Es soll nun eine zu-
sätzliche Schüttkubatur von 0,88 Mio m³ ohne Inanspruch-
nahme zusätzlicher Deponieflächen durch eine Erhöhung 
der Schüttmächtigkeit auf den in Betrieb befindlichen Flä-
chen eingebaut werden.

Das Amt der Wiener Landesregierung ließ durch eine Ein-
zelfallprüfung mittels Sachverständigengutachten feststel-
len, ob durch die Änderung mit erheblichen, belästigenden 
oder belastenden Auswirkungen auf Abfall- und Ressour-
cenmanagement, Verkehr, Luftreinhaltung, Lärmschutz, 
Naturschutz, Grundbautechnik, Schutz der Gewässer, Orts-
bild, Sach- und Kulturgüter und Landwirtschaft zu rechnen 
ist. Die Sachverständigen stellten in ihren Gutachten keine 
Eingriffe in die jeweiligen Schutzgüter fest. Auch die WUA 
prüfte im Rahmen ihres Parteiengehörs die UVP-Pflicht auf-
grund der Projektbeschreibung und der vorgelegten Sach-
verständigengutachten und ging davon aus, dass für die Er-
weiterung der Deponie keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist. Mit Bescheid vom 19.5.2009 stellte auch 
die Wiener Landesregierung fest, dass für das Vorhaben 
keine Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig ist.

„B 14 – Klosterneuburger StraSSe – 		
Westspange Rannersdorf“

Die Stadt Wien – MA 28-Straßenverwaltung und Straßenbau 
und das Land Niederösterreich – Abteilung Autobahnen 
und Schnellstraßen planen ein bundesländerübergreifen-
des Straßenbauvorhaben, die „B 14 – Klosterneuburger 
Straße – Westspange Rannersdorf“. 

Die zuständigen Behörden holten im UVP-Feststellungsver-
fahren Sachverständigengutachten aus den Bereichen 
Lärm, Verkehr und Luftreinhaltung ein. Nach den Berech-
nungen des Sachverständigen für Luft liegen die Zusatzbe-
lastungen bei den nächstgelegenen Schutzobjekten des 
Untersuchungsgebietes bei weitem über den Irrelevanzkri-
terien. Der Amtssachverständige für Lärmschutz kam zu 
dem Ergebnis, dass mit belastenden Auswirkungen auf die 
Siedlungsgebiete Simmeringer Hauptstraße – Etrichgasse 
und Wiener Zentralfriedhof zu rechnen ist.

Nach Prüfung der schlüssigen und nachvollziehbaren Gut-
achten für Luft und Lärm sprach sich die WUA im Rahmen 
ihres Parteiengehörs für die UVP-Pflicht des Vorhabens aus, 
da der Schutzzweck für das betreffende Siedlungsgebiet 
und das belastete Gebiet Luft durch das Projekt wesentlich 
beeinträchtigt wird.
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Auch die Wiener und die Niederösterreichische Landesre-
gierung kamen in ihren einvernehmlichen Feststellungsbe-
scheiden vom 15.9.2009 und vom 9.6.2009 zum Ergebnis, 
dass für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem UVP-G 2000 durchzuführen ist. 

Grenzüberschreitendes UVP-Verfahren zum Aus-
bau des KKW Mochovce/Slowakei siehe Kapitel 
Atomschutz 

Verfahren nach dem Abfallwirtschafts-
gesetz 2002 (AWG 2002) exemplarisch

Schrottbehandlungsanlage Grawatschgasse 

Der Antrag der KH Recycling GmbH auf Errichtung einer 
Abfallbehandlungsanlage gemäß § 37 Abs. 1 Abfallwirt-
schaftsgesetz 2002 (AWG 2002) im 23. Bezirk, Grawatsch-
gasse 7-9 wurde mit Bescheid vom 6.3.2009 der MA 
22-Umweltschutz abgewiesen. 

Betriebszweck der Anlage wäre das Behandeln und Sam-
meln von nicht gefährlichen Abfällen und das Sammeln von 
gefährlichen Abfällen gewesen, wobei im Wesentlichen die 
Abfälle angekauft, gesammelt, gewogen, sortiert, zerkleinert 
und abtransportiert werden hätten sollen. Die mechanische 
Trennung sowie Zerkleinerung und Volumsminderung von 
Schrott hätte händisch bzw. mittels einer Schrottschere so-
wie durch Schneiden mit Sauerstoff- und Propangas-
schneidgeräten erfolgen sollen.

Hauptgrund für die Abweisung des Antrages der Projekt-
werberin war, dass sich im Zuge des Verfahrens heraus-
stellte, dass bei der Schrottschere von einer Schallemission 
von 106 dB, A-bewertet, anstatt wie in den eingereichten 
Projektsunterlagen angegeben von 95 dB, A-bewertet, aus-
zugehen war. Diese Lärmentwicklung hätte enorme Auswir-
kung auf die AnrainerInnen der Anlage gehabt.

Die WUA, der in diesem Verfahren Parteistellung zukam, 
nahm an sämtlichen Verhandlungen teil, gab zahlreiche 
Stellungnahmen ab, erarbeitete einen umfangreichen Aufla-
genkatalog und forderte insbesondere eine Ausweitung der 
Lärmschutzmaßnahmen. 

Der abweisende Bescheid der MA 22 ist in Rechtskraft 
erwachsen.

Begutachtung von Ge-
setzen und Verordnungen

Nachstehend haben wir die wichtigsten Begutachtungsver-
fahren zusammengefasst: 

Entwurf zum Wiener Garagengesetz

Im Rahmen des Begutachtungsverfahrens hat die Wiener 
Umweltanwaltschaft folgende Verbesserungsvorschläge 
eingebracht:

1. Aufschüttungen über Tiefgaragen 
Die WUA ist der Ansicht, dass der über der Tiefgarage auf-
zuschüttende Erdkörper eine gesetzlich normierte Tiefe von 
jedenfalls 1,60 Meter haben sollte. Diese Mindesttiefe ge-
währleistet das Abfließen von Regenwässern auf natürliche 
Weise, schont die Kapazität der Kanäle und trägt durch Ver-
dunstung zur Verbesserung des Lokalklimas bei. Außerdem 
erweitern sich durch einen ausreichenden Erdkörper die 
Möglichkeiten der Grünraumgestaltung. Somit könnten ver-
mehrt Bäume gepflanzt werden, die dann in ihrem Wachs-
tum nicht durch einen zu kleinen Erdkern oder eine zu ge-
ringe Erdüberdeckung beeinträchtigt wären. 

2. Schaffung von Fahrrad-Abstellplätzen als Standard
Die WUA erachtet die Normierung einer Verpflichtung zur 
Schaffung von Fahrradabstellplätzen für sinnvoll. So könnten 
z. B. für jede Wohnung zwei Fahrradabstellplätze errichtet 
werden. Auch bei Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeu-
gen bei Industrie- und Gewerbegebäuden, Bürohäusern, 
Amtshäusern und Krankenanstalten ist die Verpflichtung 
zur Schaffung von Fahrradabstellplätzen in Garagen und 
Garagengebäuden sowie auf überdachten Stellplätzen es-
sentiell, zumal durch ein erhöhtes Maß an Sicherheit und 
Schutz vor Diebstahl und Vandalismus sowohl betriebsange-
hörige Personen, als auch Kunden und Gäste animiert wer-
den, die Anfahrt zum Arbeitsplatz als auch Geschäfts- und 
Einkaufswege mit dem Fahrrad zu erledigen. 

3. Abstellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge mit alternativen 
Antriebsformen 
Angesichts der Notwendigkeit, in Hinkunft Kraftfahrzeuge 
(Pkw, Roller) mit Elektroantrieb wesentlich zu forcieren, 
sollten für jeden neu errichteten Stellplatz Vorkehrungen ge-
troffen werden, dass die elektrische Beladung von Fahr-
zeug-Batterien eingerichtet werden kann.

4. Stellplatzregulativ 
Sämtliche Prognosen ergeben für Wien einen beträchtlichen 
Bevölkerungszuwachs bis zum Jahr 2030. Eine Reduktion 
des anteiligen Motorisierten Individualverkehrs (MIV) ist in 
den nächsten Jahren daher dringend notwendig. Die WUA 
schlägt vor, das derzeit gültige Stellplatzregulativ von 1:1 auf 
2:1 zu reduzieren. Im gesetzlich genau definierten Ausnah-
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mefall kann im Bebauungsplan eine Abweichung bis zum 
maximalen Verhältnis von 1:1 vorgesehen werden. Zusätzlich 
sollte das Stellplatzregulativ auch bei anderen Nutzungen wie 
beispielsweise Amtsgebäuden, Schulen, Instituten, Sportan-
lagen und Krankenanstalten überdacht werden.

Wiener Veranstaltungsgesetz 

Anlässlich der geplanten Veranstaltungen im Rahmen der 
EURO 2008 sollte das Wiener Veranstaltungsgesetz im Zuge 
eines Initiativantrages novelliert werden. Insbesondere sollte 
der bestehende Lärmschutz für Veranstaltungen im Freien, 
an denen mehr als 10.000 Personen teilnehmen können, 
24-stündig außer Kraft gesetzt werden. Auf Intervention der 
WUA hin wurde die Personenanzahl auf 100.000 erhöht 
und eine zeitliche Beschränkung von 6 bis 24 Uhr in den 
Gesetzestext aufgenommen.

UVP-G Novelle 2009 

Auf Grund der Einleitung eines EU-Vertragsverletzungsver-
fahrens gegen die Republik Österreich durch die Europä-
ische Kommission wurde im März 2009 ein Novellenent-
wurf zum UVP-G zur Begutachtung ausgeschickt. Der Ent-
wurf hat aber nur die allernötigsten Mängel behoben um 
eine Verurteilung durch den Europäischen Gerichtshof vor-
erst zu verhindern. Im Wesentlichen wurden die Vorhaben 
im Anhang 1 ergänzt und erweitert. Die mit 18. August 2009 
kundgemachte Novelle schreibt zusätzlich zu den Ände-
rungen im Anhang 1 für die Umweltverträglichkeitserklä-
rung die Darstellung der vom Vorhaben ausgehenden kli-
marelevanten Treibhausgase und Maßnahmen zu deren 
Reduktion im Sinne des Klimaschutzes vor. Einige Anpas-
sungen dienen der Beschleunigung der Verfahren, wie bei-
spielsweise die Möglichkeit des Entfalls der mündlichen 
Verhandlung oder die Verkündung eines Schlusses des 
Ermittlungsverfahrens. 

Die Österreichischen Umweltanwälte und Umweltanwäl-
tinnen haben in einer gemeinsamen Stellungnahme und 
Pressekonferenz weitere notwendige Verbesserungen 
eingefordert: 

•	 Das Feststellungsverfahren in Verbindung mit der Ein-
zelfallprüfung ist zu langwierig und kompliziert und 
muss grundlegend reformiert werden. 

•	 Die Kumulierungsbestimmungen müssen vereinfacht 
werden. 

•	 Die meisten Schwellenwerte sind zu hoch und führen 
dazu, dass viele UVP-Verfahren bereits vorweg unmög-
lich gemacht werden. Der gesamte Anhang 1 des UVP-
G muss überarbeitet und die Schwellenwerte an inter-
nationale Standards angepasst werden.  

Die Umweltanwältinnen und Umweltanwälte gehen davon 
aus, dass diese Reformen dringend notwendig sind, um wei-
tere Vertragsverletzungsverfahren in Zukunft zu vermeiden. 

Ökostromgesetz 

Ende November 2007 ging die Novelle zum geltenden 
Ökostromgesetz in Begutachtung. Vorgesehen war eine 
Ausweitung der jährlichen Förderungen, eine Ausdehnung 
der Förder-Laufzeiten sowie eine teilweise Abgeltung von 
Mehrkosten in Folge der gestiegenen Rohstoffpreise. 

Die Novelle enthielt einen Kostendeckel für die energiein-
tensive Industrie, der von der EU-Kommission als versteckte 
Beihilfe deklariert wurde. Aus diesem Grund wurde die No-
velle bis Juli 2008 nicht notifiziert. Der österreichischen Re-
gierung wurde eine getrennte Notifikation angeboten, die 
Bundesregierung hat dies aber abgelehnt. Ende Juli 2009 
hat die EU-Kommission die Novelle von sich aus getrennt 
notifiziert, indem sie die Deckelung für energieintensive In-
dustrie herausnahm. Aufgrund der Inkrafttretensbestim-
mungen musste die Novelle noch einmal im Nationalrat mit 
2/3-Mehrheit beschlossen werden. Dieser Beschluss wurde 
am 23.9.2009 gefasst.

Am 19.10.2009 wurde das Bundesgesetz, mit dem Neure-
gelungen auf dem Gebiet der Elektrizitätserzeugung aus er-
neuerbaren Energieträgern und auf dem Gebiet der Kraft-
Wärme-Kopplung erlassen werden (Ökostromgesetz – ÖSG), 
im Amtsblatt der Wiener Zeitung als BGBl. I Nr. 104/2009 
kundgemacht. 

In § 21b Ökostromgesetz entfällt lediglich ein Betrag von 
2,1 Millionen Euro jährlich auf die Förderung von Photovol-
taikanlagen. Die WUA hat sich bereits im Zuge des Begut-
achtungsverfahrens für ein wesentlich höheres Fördervolu-
men ausgesprochen. 

Die Erzeugung von Strom aus Photovoltaikanlagen ist vor 
allem in den heißen Sommermonaten eine Möglichkeit, Pro-
duktionsausfälle von kalorischen und von Wasserkraftwer-
ken auszugleichen. Während Staaten, wie Spanien und 
Deutschland, die die etwa 200-fache Nennleistung von Ös-
terreich installiert haben, das Potential der Photovoltaik er-
kannt haben, fristet Österreich auf Grund des geringen För-
dervolumens noch immer ein Schattendasein. Die WUA 
wird sich daher auch in den nächsten Jahren für einen ver-
stärkten Ausbau der Photovoltaik einsetzen. 

Regierungsvorlage zum Klima- und 		
Energiefondsgesetz

Der Klima- und Energiefonds wurde 2007 durch ein Bundes-
gesetz eingerichtet. Ziel des Fonds ist die Verwirklichung ei-
ner nachhaltigen Energieversorgung, die Reduktion der Treib-
hausgas-Emissionen sowie die Steigerung der Forschungs-
quote. Der Fonds ist für den Zeitraum von 2007 bis 2010 mit 
einem Fördervolumen von bis zu 500 Millionen Euro dotiert. 
Im Jahr 2008 standen 150 Millionen Euro zur Verfügung. In 
den Jahren 2009 und 2010 ist ebenfalls mit einem Fördervo-
lumen von jeweils 150 Millionen Euro zu rechnen. 
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01 Begutachtungen und Verfahren

Die angeführten Ziele sollen durch die Gewährung von För-
dermitteln, die Erteilung von Aufträgen und die Finanzie-
rung von Maßnahmen bestehender einschlägiger Finanzie-
rungsinstrumente im Rahmen der folgenden Programmli-
nien erreicht werden: 

•	 Forschung und Entwicklung im Bereich nachhaltiger 
Energietechnologien und Klimaforschung, 

•	 Forcierung von Projekten im Bereich des öffentlichen 
Personennah- und Regionalverkehrs, des umwelt-
freundlichen Güterverkehrs sowie von Mobilitätsma-
nagementprojekten und 

•	 Forcierung von Projekten zur Unterstützung der Markt-
durchdringung von klimarelevanten und nachhaltigen 
Energietechnologien. 

Die Regierungsvorlage vom Jänner 2009 hat eine Effizienz-
steigerung des Klima- und Energiefonds zum Ziel. Beab-
sichtigt ist eine Vereinfachung der internen Abläufe. Das 
Präsidium wird zukünftig nur mehr aus zwei anstatt der ur-
sprünglichen vier Minister zusammengesetzt. Der Experten-
rat ist nicht mehr zwingend für alle Förderfälle zu betrauen. 
Die beabsichtigten Änderungen sollen zu einer rascheren 
Förderabwicklung und damit zu einer besseren Ausnützung 
des Fördervolumens führen. 

Die WUA hat bereits beim Ministerialentwurf im April 2007 
die komplizierten Entscheidungsstrukturen des Klima- und 
Energiefonds bemängelt und sieht sich durch die Regie-
rungsvorlage in ihrer Meinung bestätigt. 

Verfahren nach Wiener Landesgesetzen 

Die WUA war im Berichtszeitraum in

•	 795 Verfahren nach der Wiener Bauordnung (Flächen-
widmungs- und Bebauungspläne, Herstellung von Lüf-
tungsanlagen, Grundabteilungen),

• 	 146 Verfahren nach dem Wiener Naturschutzgesetz und
•  	 83 Verfahren nach dem Wiener Elektrizitätswirtschafts

gesetz

eingebunden.

Stellungnahmen zu Grundabteilungen 		
exemplarisch 

Die WUA hat bei Grundabteilungen nach § 13 Wiener Bau-
ordnung (BO) im Parkschutzgebiet und Wald- und Wiesen-
gürtel Parteistellung.

§ 16 Abs. 6 BO sieht vor, dass Abteilungen im Wald- und 
Wiesengürtel und im Parkschutzgebiet nicht zulässig sind, 
wenn durch sie deren Erhaltung bzw. die widmungsgemäße 
Verwendung beeinträchtigt werden könnte oder wenn aus 

der Gestalt und Größe der Trennstücke oder aus anderen 
Umständen angenommen werden kann, dass die Schaf-
fung von Grundstücken beabsichtigt ist, die Bauplätzen, 
Baulosen, Kleingärten oder Teilen von solchen gleichkom-
men. Die Bestimmung soll möglichst früh einer Zersiede-
lung Einhalt gebieten als auch unbefugte Bauführungen 
hintanhalten. 

Die Bestimmung dient aber auch dazu den Grüngürtel Wien 
zu erhalten. Der bestehende vom Gemeinderat beschlos-
sene Strategieplan Wien 2004 führt unter Grüngürtel Wien 
Folgendes aus:

Der Beschluss des „Grüngürtels Wien“ ist nicht nur aus 
landschaftsökologischer Sicht von Bedeutung, sondern stellt 
einen wichtigen Beitrag einer fortschrittlichen und daher 
nachhaltigen Entwicklungsplanung dar. Im Rahmen von 
etwa 400 Plandokumenten (Flächenwidmungs- und Be-
bauungsplan) wurden 520 Hektar durch die Widmungska-
tegorie Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel rechtlich neu 
gesichert.

Wald- und Wiesengürtel – 
Übergeordnete Dokumente 

Bereits im Jahre 1905 beschloss der Wiener Gemeinderat 
die Sicherung eines Wald- und Wiesengürtels. Schließlich 
wurde im Stadtentwicklungsplan 1984 (STEP) erstmals 
festgelegt, neue Grünräume im Nordosten Wiens zu schaf-
fen und den Wald- und Wiesengürtel zu schließen. Darauf 
aufbauend wurde 1994 ein „Übergeordnetes Landschafts- 
und Freiraumkonzept für den Nordosten Wiens“ (auch 
1000-Hektar-Programm) und im folgenden Jahr der Plan 
„Grüngürtel Wien 1995“, vom Gemeinderat beschlossen. 
Zuletzt erfolgte die Absicherung des Wald- und Wiesen-
gürtels durch den Stadtentwicklungsplan 2005 (STEP05) 
mit dem „Leitbild Grünräume“ und den „Agrarstruktu-
rellen Entwicklungsplan“, in dem landwirtschaftliche Vor-
rangsflächen ausgewiesen wurden.

Intention des Grüngürtels für Wien ist es einen möglichst 
zusammenhängenden Wald- und Wiesengürtel zu erhalten 
bzw. zu erweitern. Eine Aufsplitterung des Wald- und Wie-
sengürtels in  kleine Grundstücke soll durch die Bestim-
mung des § 16 Abs 6 BO verhindert werden. Pro Jahr wer-
den von der WUA etwa 70 Grundabteilungen im Park-
schutzgebiet oder Wald- und Wiesengürtel beurteilt. In eini-
gen Fällen wurde gegen die erstinstanzliche Entscheidung 
Berufung erhoben. Eine Beschwerde beim Verwaltungsge-
richtshof ist anhängig. 
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Grundabteilung KG Mauer, Gebirgsgasse 

Das im Wald- und Wiesengürtel gelegene Grundstück um-
fasst eine Gesamtfläche von 375 m². Es ist beabsichtigt 127 
m² in eine bereits bestehende im Bauland gelegene Einla-
gezahl abzuschreiben. Das gegenständliche Grundstück 
liegt außerdem im Landschaftsschutzgebiet Liesing, Teil C, 
Wienerwaldrandzone – Weinbaugebiet Mauer. Gemäß § 2 
der Verordnung der Wiener Landesregierung vom 30. Jän-
ner 1990 (Landschaftsschutzgebiet Liesing, LGBl. 15/1990) 
ist die Bewirtschaftung land- und forstwirtschaftlich ge-
nutzter Flächen derart durchzuführen, dass keine Ände-
rungen des Landschaftsbildes und keine schädigenden 
Auswirkungen auf den Landschaftshaushalt entstehen. Die 
Kulturgattung Weinbau im Teil C ist zu erhalten.  

Die MA 64-Rechtliche Bau-, Energie-, Eisenbahn- und Luft-
fahrtangelegenheiten, als erstinstanzliche Behörde, hat den 
Antrag abgewiesen. Dagegen wurde vom Antragsteller Be-
rufung erhoben. Die Bauoberbehörde für Wien hat die 
Grundabteilung schließlich in zweiter Instanz genehmigt. 

Auf Grund der divergierenden Behördenentscheidungen 
und der Tatsache, dass es zur § 16 Abs 6 BO praktisch 
keine höchstgerichtliche Rechtsprechung gibt, hat sich die 
WUA entschieden eine Beschwerde beim Verwaltungsge-
richtshof zu erheben. 

Die Beschwerde wurde im Wesentlichen mit folgenden Ar-
gumenten begründet:

Eine weitere Aufsplitterung des Wald- und Wiesengürtels in 
248 m² und 127 m² kleine Grundstücke läuft den Ziel, näm-
lich der Erhaltung des Grüngürtels, entgegen und entspricht 
nicht einer widmungsgemäßen Verwendung.

Die Zuschreibung der Grundstücke mit der Widmung 
Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel in eine bestehende 
Einlagezahl, in der ausschließlich Grundstücke mit Bau-
landwidmung vorhanden sind, bewirkt, dass das abge-
schriebene Grundstück einem Bauplatz gleichkommt. 

Im Anschluss an die beiden gegenständlichen Grundstücke 
liegen bereits im Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel gele-
gene Grundstreifen im Zuge von Teilungsverfahren bei den 
benachbarten Liegenschaften gemeinsam mit Bauplätzen 
in eigenen Grundbuchskörpern ein. § 13 Abs 2 lit a Wiener 
Bauordnung normiert, dass die Schaffung von vermuteten 
Bauplätzen, Baulosen, Kleingärten oder Teilen von solchen 
jedenfalls anzunehmen ist, wenn in der nächsten Umge-
bung solche Abteilungen bereits durchgeführt und Baulich-
keiten oder Kleingärten – mit oder ohne Baubewilligung – 
hergestellt worden sind. 

Die Beschwerde wurde vom Verwaltungsgerichtshof noch 
nicht entschieden. 

Grundabteilung KG Stammersdorf

Beantragt wurde die Abschreibung zweier bebauter Grund-
stücke im Wald- und Wiesengürtel mit einer Fläche von 61 
und 22 m². Die WUA sprach sich gegen die Abschreibung 
aus, da bereits im Jahre 1961 der Verwaltungsgerichtshof 
entschieden hat, dass bei Abschreibung von bebauten 
Grundstücken im Wald- und Wiesengürtel, die Schaffung 
von Bauplätzen, Baulosen oder Kleingärten vermutet wer-
den kann. Nachdem die Bauoberbehörde für Wien die An-
gelegenheit zur neuerlichen Verhandlung an die Baube-
hörde erster Instanz zurückverwiesen hatte, zog der Antrag-
steller sein Ansuchen zurück. 

Grundabteilung KG Grinzing, Krapfenwaldgasse

Es wurde ebenfalls die Abschreibung eines bebauten 
Grundstückes im Wald- und Wiesengürtel beantragt. Das 
613 m² große Grundstück sollte in eine neue Einlagezahl 
abgeschrieben werden. Der Antrag wurde schließlich nach 
Zurückverweisung an die erste Instanz vom Antragsteller 
zurückgezogen. 

Grundabteilung KG Stammersdorf, Obere Jungenberggasse

Die verfahrensgegenständliche Liegenschaft in Wien 21 
weist eine Fläche von 840 m² auf und ist als Wald- und Wie-
sengürtel gewidmet. Mit der gegenständlichen Teilung soll  
das Grundstück in zwei Trennstücke mit einer Fläche von 
355 m² und 456 m² sowie einer Restfläche von 29 m² geteilt 
werden. Das 355 m² große Trennstück soll in eine neue EZ 
abgeschrieben werden.

Im Sachverständigengutachten der MA 64 führt der Sach-
verständige an, dass bei der beantragten Grundabteilung 
zwei Trennstücke geschaffen werden, deren Größe (355 m² 
und 456 m²) jener von Baulosen bzw. Kleingärten gleich-
kommt (vgl. § 16 Abs 2 BO; § 5 Abs 3 KleingartenG). Auf 
dem Grundstück befindet sich zudem ein Kleingartenhaus 
mit einer Größe von 29 m². 

Auf Grund der nahezu quadratischen Gestalt und der Größe 
der beiden Grundstücke und des bestehenden Kleingarten-
hauses kann eine kleingärtnerische Nutzung vermutet wer-
den, womit die beiden Grundstücke aus unserer Sicht Bau-
losen bzw. Kleingärten im Sinnes des § 16 Abs 6 BO gleich-
kommen. Aus Sicht der WUA ist eine widmungsgemäße 
Verwendung des Wald- und Wiesengürtels bei derart klei-
nen Grundstücken wesentlich beeinträchtigt. Die Entschei-
dung der Bauoberbehörde für Wien steht noch aus.
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In eigener Sache und Öffentlichkeitsarbeit04

Controlling 

Der Arbeitsaufwand für den Bereich der internen Admini-
stration wurde einem neuen Bewertungsmodell unterwor-
fen. Um die Vergleichbarkeit mit früheren Berichtsjahren zu 
gewährleisten, wurde eine rückwirkende Erfassung der vor-
liegenden Daten bis zum Jahr 2004 vorgenommen. 

Geschäftsfälle 

Die im Berichtszeitraum bearbeiteten Geschäftsfälle der WUA 
umfassten 2.318 protokollierte Akte und zahlreiche nicht pro-
tokollierte Auskünfte. In den protokollierten Geschäftsfällen 
sind 359 Anfragen und Beschwerden, die fast zur Gänze in-
nerhalb von 3 Tagen erledigt werden konnten, inkludiert.

Interne Administration 

Demnach zeigt sich nach einem Anstieg des Aktenaufkom-
mens für die interne Administration auf 30,6 % im Jahr 2008 
(2007: 30,2 %) zwar eine weitere Zunahme auf 32,4 % im 
Berichtsjahr 2009, jedoch konnten durch den im Jahr 2009 
erweiterten Zugriff auf intranet-gestützte Applikationen Ab-
läufe im Bereich des EDV- Einsatzes und des Bestellwesens 
gestrafft und eine höhere Datenqualität erzielt werden. 

Im Berichtszeitraum wurde in Zusammenarbeit mit der MA 
8 -Wiener Stadt- und Landesarchiv ein Skartierungsplan er-
stellt, der für die Aktenjahrgänge ab 1997 angewendet wird. 
Die kompletten Aktenjahrgänge 1993 bis 1996 wurden im 
Mai 2009 von der MA 8 übernommen.

Zielbewertung Stellungnahmen 

Im Berichtsjahr 2009 ist im Vergleich zu 2008 (51 %)  ein 
Anstieg der Anzahl der aktiven und reaktiven Stellungnah-
men am gesamten Aktenaufkommen auf  56,1 %  (2007: 
52,7 %) zu verzeichnen. Auf Detailebene ist zusätzlich eine 
zunehmende Komplexität der Verfahren festzustellen.
 

Anfragen, Beschwerden 

Im Berichtsjahr 2009 zeigte sich ein Rückgang der Geschäfts-
fälle auf 11,5 % am gesamten Aktenaufkommen (2008: 18,4 
%; 2007: 17,0 %). Die Zeitvorgaben zur qualifizierten Kon-
taktaufnahme und Erledigung der Anfragen und Beschwer-
den konnten zum Teil weiter verbessert werden.
In 98,7 % aller im Betrachtungszeitraum 2009 analysierten 

Geschäftsfälle konnte die vorgegebene Zeitspanne von maxi-
mal drei Tagen für eine erste Bearbeitung eingehalten werden 
(2008: 97,9 %; 2007: 98,9 %). In einem überwiegenden Teil 
davon erfolgte die Erstbearbeitung/Kontaktaufnahme jeweils 
innerhalb eines Tages. Für die Enderledigung (Zielvorgabe: 
maximal vierzehn Tage) zeigen Analysen für 2009 eine Plan-
erfüllung von 93,6 % (2008: 90,6 %; 2007: 91,9 %).

Budget 

Der Wiener Umweltanwaltschaft standen 2008 und 2009 
für Projekte jeweils 245.000 Euro zur Verfügung. 

Personal

Im Jahr 2009 hat die WUA eine Abteilungs-Klausur abgehal-
ten. Im Rahmen der Tagung wurden die lang- und kurzfri-
stigen Ziele festgelegt und laufende und neue Projekte 
besprochen. 

Fixer Bestandteil des Personalmanagements sind auch die 
regelmäßig stattfindenden MitarbeiterInnen-Orientierungs
gespräche.

Als weitere Personalmanagementmaßnahme beteiligt sich 
die WUA an der „Job-Rotation“ der Stadt Wien. So hat im 
Jahr 2008 ein Mitarbeiter der MA 22-Umweltschutz eine 
„Job-Rotation“ in der WUA absolviert und 2009 konnte ein 
WUA-Mitarbeiter im Rahmen seiner „Job-Rotation“ die Magi-
stratsabteilung 39-Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungs-
stelle der Stadt Wien besser kennen lernen.

Im Berichtszeitraum wurden der WUA auch zwei Ausbil-
dungsjuristinnen zugeteilt.  

Im Sommer 2009 hat die WUA für einen Monat eine Ferial-
praktikantin für den juristischen Bereich aufgenommen.

Öffentlichkeitsarbeit

umweltstadt 

Im Berichtszeitraum erschienen sechs Ausgaben der be-
liebten WUA-Publikation „umweltstadt“. Zusätzlich zur In-
formation zu aktuellen Themen wurden folgende Inhalte 
schwerpunktmäßig bearbeitet: Biomasse-Nutzung – Chance 

IN EIGENER SACHE UND 
ÖFFENTLICHKEITSARBEIT
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oder Risiko, Renaissance der Atomkraftwerke?!, Forde-
rungen der WUA an die neue Bundesregierung, Biodiversi-
tät in der Stadt, Neues zur UVP, Jubiläumsausgabe – 15 
Jahre Wiener Umweltanwaltschaft

Internetauftritt der WUA 

Um der Bevölkerung wichtige Umweltinformationen noch 
besser zugänglich zu machen, hat die WUA unter www.wua-
wien.at 2007 einen neuen Internetauftritt erarbeitet, der im 
März 2008 veröffentlicht wurde. Seit diesem Zeitpunkt wer-
den die Seiten immer wieder aktualisiert und laufend zu aktu-
ellen Themen berichtet. Die Neuigkeiten werden in regelmä-
ßigen Abständen auch mittels eines „WUA-Newsletters“ 
verschickt. 

Die Zugriffszahlen auf unsere Homepage zeigen uns, dass 
unser Angebot sehr gut angenommen wird. So besuchten 
bis Ende 2009 rund 100.000 UserInnen unsere Seiten. Die 
meisten Zugriffe verzeichnen die Einstiegsseite mit dem ak-
tuellen Angebot sowie der Atom- und Energiebereich. 

Im Berichtszeitraum wurde der komprimierte Internetauftritt 
der WUA auf www.wien.at auch in englischer Sprache erar-
beitet und 2009 veröffentlicht. 

Die Plattform www.atom4kids.net, die Zivilschutz- und 
Atomschutzthemen in kindgerechter Sprache anbietet, 
wurde im Berichtszeitraum von der WUA übernommen und 
auch betreut.

Die gemeinsame Homepage aller Österreichischen Lan-
desumweltanwaltschaften (www.umweltanwaltschaft.gv.at) 
wird auch weiterhin von der WUA betreut und für die Ver-
breitung der gemeinsamen Stellungnahmen aller Lan-
desumweltanwaltschaften genutzt.

Internetportal natur-wien.at 

Durch eine Neuorganisation der Partnerorganisationen und 
den Vertragsablauf mit der betreuenden Agentur wird das 
Internetportal www.natur-wien.at in einer reduzierten Form 
seit dem Jahr 2008 ebenfalls von der WUA betreut, laufend 
aktualisiert und überarbeitet. Die Zugriffszahlen auf die Site 
zeigen uns, dass die Naturschutzthemen sehr gut ange-
nommen werden und speziell das umfangreiche Bildmate-
rial der Plattform sehr gefragt ist.

Pressearbeit 

Pressekonferenzen 

Folgende Themen wurden von der WUA im Rahmen von 
PK’s präsentiert:
31.07.2008: Fototermin und Pressepicknick: Schmetter-

linge (in Kooperation mit dem Naturschutzbund Österreich, 
„die umweltberatung“ und dem Lebensministerium)
26.03.2009: UVP-Gesetz – umweltverträglich? (in Koopera-
tion mit der Niederösterreichischen Umweltanwaltschaft 
und dem Forum Wissenschaft & Umwelt)
22.04.2009: Neue Balkonkisterl – bunt, wohlschmeckend 
und bio (in Kooperation mit „die umweltberatung“)
12.08.2009: Sima präsentiert Studie zu Sicherheitsmängel 
im AKW Mochovce (in Kooperation mit Umweltstadträtin 
Ulli Sima und dem Österreichischen Ökologieinstitut)

Pressetexte 

20.02.2008: Umweltanwaltschaft: Wiener Solaraktion 2008 – 
Beratung auf der Messe Bauen & Energie
24.02.2008: Einspruchsmöglichkeit gegen das AKW Mocho-
vce (in Kooperation mit Umweltstadträtin Ulli Sima)
10.03.2008: Umweltanwaltschaft: Wiener Solaraktion 2008 – 
Solarinfoabende in Währing und Ottakring
08.04.2008: Umweltanwaltschaft: Wiener Solaraktion 2008 – 
Solarinfoabende im April
15.05.2008: Umweltanwaltschaft zum europäischen Tag der 
Sonne
26.06.2008: Wiener Umweltanwaltschaft für Stilllegung von 
KKW Mühleberg
05.11.2008: Keine Rückkehr des Uran-Abbaus nach Europa 
– Uran-Ausstellung in der Wiener Umweltanwaltschaft (in Ko-
operation mit Umweltstadträtin Ulli Sima)
09.12.2008: Sima startet Anti-Atom-Kampagne der Stadt 
Wien – 30 Jahre nach Zwentendorf – Ausbau des slowa-
kischen AKW Mochovce verdoppelt atomare Gefahr für Wien 
(in Kooperation mit Umweltstadträtin Ulli Sima)
12.01.2009: Wiener Umweltanwaltschaft zur Reaktivierung 
des KKWs Bohunice
03.03.2009: Sima zu Mochovce: Verdoppelung der atoma-
ren Gefahr für Wien – Vorverfahren zur grenzüberschreiten-
den UVP hat begonnen (in Kooperation mit Umweltstadträtin 
Ulli Sima)
14.05.2009: Ludwig: Neue Pilotanlage der Stadt Wien für so-
lare Kühlung – MA 34 und „PUMA“ errichteten „multifunkti-
onelle“ Solaranlage (in Kooperation mit Vizebürgermeister Dr. 
Michael Ludwig und der Magistratsdirektion-Klimaschutz
koordination)
19.05.2009: Schmetterlingstankstelle auf dem Balkon (in 
Kooperation mit „die umweltberatung“)
29.05.2009: Neue Broschüre: „Clever einkaufen für die 
Schule“ (in Kooperation mit Magistratsdirektion-Klimaschutz
koordination)
18.08.2009: Sima zu Mochovce: Wien wird sich aktiv an UVP 
beteiligen! (in Kooperation mit Umweltstadträtin Ulli Sima)
23.08.2009: Sima: Ab 7.9. Einwendungsmöglichkeit gegen 
Ausbau von Mochovce (in Kooperation mit Umweltstadträtin 
Ulli Sima)
07.09.2009: Sima/GLOBAL 2000/Greenpeace: Startschuss 
für die Mochovce-UVP (in Kooperation mit Umweltstadträtin 
Ulli Sima)
25.09.2009: Sima zu Mochove-Hearing: Zehn brisante Fra-



58

gen an AKW-Betreiber (in Kooperation mit Umweltstadträtin 
Ulli Sima)
04.10.2009: Sima zu Mochovce: Einspruchsmöglichkeit im 
Finale (in Kooperation mit Umweltstadträtin Ulli Sima)
10.11.2009: Wiener Landesregierung beschließt EU-Be-
schwerde gegen AKW Mochovce (in Kooperation mit Umwelt-
stadträtin Ulli Sima)

Wir danken den Print-, Audio- sowie Online-Medien, die die 
Pressemitteilungen aufgegriffen haben und somit die Verbrei-
tung unserer Positionen unterstützen. 

Publikationen 

Im Berichtszeitraum erschienen folgende Publikationen bzw. 
wurden neu aufgelegt:

•	 Die beliebte Broschüre „Am Anfang war die Gstett’n – 
Wiener Stadtwildnisflächen“ wurde im Berichtszeitraum 
überarbeitet und neu aufgelegt

•	 Informationsblatt: Schwimmbecken – Gefahr für viele Tiere

•	 Dokumentation des Schmetterlingsprojektes „Vanessa“ 
2003 bis 2008

•	 Vermeidung von Vogelanprall an Glasflächen – Farben, 
Glasdekorfolie, getöntes Plexiglas – 12 weitere Experi-
mente im Flugtunnel II

•	 Studie „Zukünftige Chancen der Solarthermie in Wien“, 
Austrian Institute of Technology im Auftrag der Wiener 
Umweltanwaltschaft

•	 Fachexpertise zum KKW Mochovce 3 und 4, Österrei-
chisches Ökologieinstitut im Auftrag der Wiener 
Umweltanwaltschaft

•	 Good Practice Katalog für internationale UVP-Prozesse 
von Atomanlagen, Österreichisches Ökologieinstitut im 
Auftrag der Wiener Umweltanwaltschaft

•	 Executive Summary – Good Practice of international Envi-
ronmental impact Assessment (EIA) processes for nu-
clear power plants, Austrian Institute for Ecology by order 
of the Vienna Ombuds-Office for Environmental 
Protection

•	 Temelin: Studie zu den Ausbauplänen der Kernkraftsblö-
cke 3 und 4, DI Geert Weimann im Auftrag der Wiener 
Umweltanwaltschaft

•	 Positionspapier „Energetische Biomassenutzung für die 
Produktion von Agrotreibstoffen“, Österreichische 
Umweltanwaltschaften 

•	 Positionspapier „Stärkung der Mehrweg-Getränkeverpa-
ckungen“, Österreichische Umweltanwaltschaften

•	 Positionspapier „Klimaschutz und Flugverkehr“

Broschüren mit Unterstützung der WUA:

•	 Rückkehr des Uranabbaus nach Europa?, in Kooperation 
mit dem Lebensministerium und dem Österreichischen 
Ökologieinstitut

•	 Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht, Schweize-
rische Vogelwarte Sempach

•	 Die Helle Not – Künstliche Lichtquellen – ein unterschätztes 
Naturschutzproblem, 3. überarbeitete Auflage, Tiroler Um-
weltanwaltschaft und Wiener Umweltanwaltschaft

•	 Die UVP auf dem Prüfstand – zur Entwicklung eines um-
kämpften Instrumentes, Tagungsband, in Kooperation 
mit dem Ökobüro und der Arbeiterkammer Österreich

•	 Buntes, Duftendes & Essbares vom Fensterbrett, in Koo-
peration mit "die umweltberatung"

Veröffentlichungen der WUA in Fachmedien: 

•	 „The Vienna airport mediation: point of view of the Vienna 
Ombuds-Office for Environmental Protection“ (Analyse 
des Mediationsprozesses der Flughafenmediation aus 
Sicht der WUA), International Journal of Risk Assessment 
and Management, Volume 12, Number 1/2009, DI Alfred 
Brezansky, Dr. André Gazsó

•	 Vogelanprall an Glasflächen: Biosphärenparkzeitung 
02/2008, Kleingärtnerzeitung April 2008 sowie Wirtschaft 
& Umwelt 03/2009, DI Wilfried Doppler

•	 Klimawandelszenarien für Österreich und potenzielle 
Auswirkungen des Klimawandels auf den Energiever-
brauch von Gebäuden, Perspektiven, 1_2/2009, 70-72; 
Univ.-Prof. Dr. Kromp-Kolb H.; DI Jaros M.

•	 Klimawandelanpassungstrategien, Perspektiven, 6_7/2009, 
15-17, DI Jaros M.

Vortrags- und Schulungstätigkeiten von WUA-Mit-
arbeiterInnen: 

•	 Vorträge zum Thema Vogelanprall an Glasflächen: 
	 Umweltausschuss für den 22. Bezirk, Landesumweltan-

waltschaft Salzburg und Architektenkammer sowie 
PUMA-Forum

•	 Vorträge zum Thema Lichtverschmutzung: 
	 Burgenländische Umweltgemeinderäte in Eisenstadt, 

In eigener Sache und Öffentlichkeitsarbeit04
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Wiener Arbeitsgemeinschaft für Astronomie sowie im 
Rahmen der „Dark Sky 2009“ (Kuffner Sternwarte)

•	 Im Mai 2008 wurden interessierten Mitgliedern des Na-
turschutzbundes die Grundlagen der SUP näher ge-
bracht sowie der Unterschied zur UVP herausgearbeitet.

•	 Im November 2008 wurde im Rahmen von „ÖkoKauf 
Wien“ über das Thema „Nanotechnologie“ referiert.

•	 Im März 2009 wurde im Rahmen der LeiterInnensitzung 
des 17. Inspektionsbezirks des Stadtschulrats für Wien 
das Umweltmanagementprogramm „PUMA“ vorgestellt.

•	 In der Zeit von März bis Mai 2009 wurden 5 PUMA-Vor-
träge im Rahmen der Offiziersausbildung der MA 68- 
Feuerwehr und Katastrophenschutz gehalten.

•	 Im Oktober 2009 wurde bei der KLIP-Klausur das Thema 
„Klimawandelanpassung“ vorgetragen.

•	 Im Berichtszeitraum wurden 5 Schulungen in Kranken-
anstalten der Stadt Wien zur WIDES-Datenbank 
abgehalten.

Delegationen 

•	 Im Jänner 2008 wurde 30 VerwaltungsbeamtInnen aus 
Thailand das Umweltmanagementprogramm „PUMA“ 
vorgestellt.

•	 Im Dezember 2008 besuchte eine Chinesische Delega-
tion aus dem Umweltbereich die WUA und wurde umfas-
send über die vielfältigen Aufgaben- und Themengebiete 
der WUA informiert. Im Speziellen wurden die Themen-
felder Strategische Umweltprüfung und Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erörtert.

Veranstaltungen 

•	 Sowohl im Jahr 2008 als auch im Jahr 2009 stellt die 
WUA im Rahmen der Kleingartenmesse im Donauzen-
trum interessierten BürgerInnen alle ihre Themengebiete 
vor. Im Speziellen wurden Informationen zu Energiethe-
men nachgefragt.

•	 Im Februar 2008 organisierte die WUA eine ornitholo-
gische Fachtagung zum Thema „Vogelanprall an 
Glasflächen“. 

•	 Vom 21. bis 24.02.2008 hat die WUA gemeinsam mit 
der Wiener Landesinnung der Sanitär-, Heizungs- und 
Lüftungstechniker die „Solaraktion 2008“ auf der Messe 
Bauen & Energie präsentiert.

•	 Im Frühjahr 2008 hat die WUA gemeinsam mit der Wie-
ner Landesinnung der Sanitär-, Heizungs- und Lüftungs-
techniker im Rahmen von zahlreichen Informationsver-
anstaltungen in den Wiener Bezirken die Solaraktion 
2008 vorgestellt (Details siehe Kapitel Bürgerservice). 

•	 Im Mai 2008 haben StudentInnen der Universität Graz 
die WUA besucht und wurden über die Themenfelder 
SUP, UVP und Nachhaltigkeit informiert.

•	 Im Mai 2008 veranstaltete die WUA gemeinsam mit der 
Arbeiterkammer, dem ÖKOBÜRO und dem Lebensmini-
sterium eine Tagung zur Umsetzung der EU-Umge-
bungslärmrichtlinie in Österreich (Details siehe Kapitel 
Umwelt und Gesundheit).

•	 Im September 2008 nahm die WUA am Wiener Tier-
schutztag teil und informierte vor allem über Vogelanprall 
an Glasflächen und naturnahe Gartengestaltung.

•	 Im November 2008 hat die WUA gemeinsam mit der Ge-
schäftsgruppe Umwelt und dem Österreichischen Ökolo-
gieinstitut eine Ausstellung zum Thema „Rückkehr des 
Uranbergbaus nach Europa“ im Amtshaus Muthgasse 
organisiert. 

•	 Am 29.04.2009 hat die WUA zur Anwendertagung „Vo-
gelanprall an Glasflächen“ eingeladen.

•	 Im Juni 2009 hatten wir die Möglichkeit die breite The-
menpalette der WUA am Umwelttag Hernals zu 
präsentieren. 

•	 Im September 2009 präsentierten wir die Arbeitsschwer-
punkte und Themenfelder der WUA am Umwelttag in 
Favoriten.

•	 Am 25.09.2009 organisierte die WUA gemeinsam mit 
der Geschäftsgruppe Umwelt in der Technischen Univer-
sität eine BürgerInnenveranstaltung zum Hearing zur 
UVP des KKW Mochovce.

•	 Am 22.10.2009 hat die WUA gemeinsam mit dem VCÖ 
eine Veranstaltung zum Thema „Radfahren in Wien“ or-
ganisiert. So wurde im Form eines „Worldcafes“ mit rund 
30 Fachleuten aus dem Bereich Radverkehr über An-
satzpunkte zur Steigerung des Radverkehrs in Wien dis-
kutiert (Details siehe Kapitel Stadtökologie). 

•	 Am 19.11.2009 organisierte die WUA gemeinsam mit 
dem Ökobüro, der Arbeiterkammer und dem Lebensmi-
nisterium eine Tagung zum Thema Umgebungslärm. 
Diese Konferenz war eine Nachfolgeveranstaltung der 
Tagung „Umsetzung der EU-Umgebungslärmrichtlinie 
in Österreich“ und beschäftigte sich im Speziellen mit 
den in der Richtlinie geforderten Aktionsplänen.




